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ZU DIESEM HEFT

Die Titelfrage der Auer-
schulischen Bildung: Wo-
hin steuert das Projekt 
Europa? ist zurzeit wohl 
von niemandem mit Sicher- 
heit zu beantworten. Bei  
vielen Menschen berwiegt 
ein skeptischer Blick auf 
die Zukunft Europas, 
vor allem bedingt durch 
eine von konomischen 
Interessen dominierte 
europische Politik. Eu-
ropa aber ist neben ei-

ner Wirtschafts- auch eine Wertegemeinschaft 
und ein groes Friedensprojekt. Die Verleihung 
des Friedensnobelpreises im Jahr 2012 war eine 
Wrdigung dieser friedenspolitischen Leistungen, 
gleichzeitig aber auch eine Aufforderung fr die 
Zukunft, die Friedenssicherung, die Durchsetzung 
von Demokratie und Menschenrechten als zentrale 
Ziele europischer Politik zu bestrken. 

Mit dem thematischen Schwerpunkt dieses Heftes 
wollen wir daran erinnern, wie sich das Zusammen-
leben zwischen den Nationen durch die europische 
Integration verndert hat, welche Errungenschaf-
ten bewahrt und welche Anstrengungen immer 
wieder unternommen werden mssen, um das Pro-
jekt Europa nicht zu gefhrden. Gleich im ersten, 
einfhrenden Beitrag entwirft Eckart D. Straten-
schulte ein Bild vom Projekt Europa im 21. Jahr-
hundert. Er skizziert, warum die Europische Union 
vielleicht derzeit nicht das beste denkbare, aber 
das beste zur Verfgung stehende Instrument ist. 

Die Menschen erwarten von der europischen 
Politik, dass sie soziale Sicherheit gewhrleistet. 
Die Lage gerade der jungen Menschen in Europa 
muss aber in vielen Gegenden als prekr bezeich-
net werden. Dies ist ein brisantes Thema. Ursula 
Engelen-Kefer nimmt in ihrem Beitrag den Bereich 
der Jugendarbeitslosigkeit in den Blick und macht 
deutlich, wie wichtig eine starke, junge Generation 
fr die Zukunft des europischen Projekts ist, die in 
der Lage ist, ihr Leben aktiv zu gestalten.

Das Netzwerk DARE Democracy and Human 
Rights Education in Europe ist europaweit als 
die NGO-Fachvertretung fr Education for Demo-
cratic Citizenship/Human Rights Education (EDC/
HRE) anerkannt. Der Arbeitskreis deutscher Bil-
dungssttten engagiert sich in diesem Netzwerk 

seit dessen Grndung vor zehn Jahren. Anlsslich 
des europischen Jahres der Brgerschaft und des 
10jhrigen Jubilums von DARE wurde eine Umfra-
ge zum Stand der EDC/HRE in Europa durchgefhrt. 
Die Ergebnisse dieser Umfrage wurden fr die 
Auerschulische Bildung bersetzt und zusammen-
gefasst. Dass Europa ein wichtiges Thema fr die 
politische Bildung ist und der Untersttzung und 
Frderung bedarf, wird nicht nur hier deutlich, 
sondern auch in den folgenden drei Beitrgen: 
Georg Pirker stellt die neue Generation der EU-
Programme, die ab 2014 gltig sein werden, in 
ihrer Relevanz fr die politische Bildung vor. Rai-
ner Gries beschreibt, welche Auswirkungen der 
Vertrauensverlust der EU-Brger/-innen gegenber 
den Institutionen der Europischen Union auf die 
Themenwahl in der politischen Bildung hat und 
mit welchen europapolitischen Angeboten Teil-
nehmende dennoch gewonnen werden knnen. 
Florian Kotscha stellt ein konkretes Beispiel fr 
eine erprobte und gut angenommene Methode 
fr die Beschftigung mit europischen Fragen 
und Herausforderungen vor.

Zwischen den Beitrgen finden sich kurze State-
ments verschiedener Europapolitiker/-innen und 
Menschen, die sich intensiv mit dem Thema Europa 
beschftigen.

Das Jahresthema des Arbeitskreises deutscher 
Bildungssttten im Jahr 2013 lautete Demokratie 
und Demokratiegefhrdung in Europa. Christine 
Ptz nimmt in ihrem Beitrag Europa, die Heraus-
forderungen und Chancen der demokratischen 
Entwicklung und die Aufgaben der politischen Bil-
dung in den Blick und schliet damit hervorragend 
an das Schwerpunktthema dieses Heftes an.

Das World Caf ist mittlerweile eine oft ange-
wandte Methode. Jonas Gasthauer hat in seinen 
Seminaren politischer Bildung eine Erweiterung 
der Methode erprobt, die hilft, Ergebnisse noch 
besser zu fokussieren.

Ich wnsche Ihnen eine anregende Lektre und 
freue mich ber Rckmeldungen!

Friedrun Erben



Wohin steuert das Projekt Europa?�

Europapolitik im Entscheidungszwang zwischen Pragmatismus und Vision

Eckart D. Stratenschulte

Die Silbenkombinationen Europa und Krise 
scheinen fest miteinander verknpft zu sein: Fi-
nanzkrise, Whrungskrise, Vertrauenskrise sind die 
Schlagworte, die uns tglich in den Nachrichten 
und in Diskussionen begegnen und die auf Europa 
bezogen werden. Der folgende Beitrag von Eckard 
D. Stratenschulte mchte in Beantwortung der 
Titelfrage auf vier Themen eingehen: Was ist das 
Projekt Europa im 21. Jahrhundert? Wohin geht 
die Reise? Wer sitzt am Steuer? Und schlielich: Sol-
len wir weiter mitfahren?

Das Projekt Europa

2014 jhrt sich der Beginn des Ersten Weltkriegs, 
der Millionen Menschen das Leben gekostet hat, 
zum einhundertsten Mal. Verkrzt und verein-
facht, ohne Schuld zu anonymisieren, aber in der 
Tendenz richtig lsst sich sagen: Die Antwort auf 
den Ersten Weltkrieg war der Zweite Weltkrieg, 
die Antwort auf den Zweiten Weltkrieg war die 
Europische Integration. 

Alle Aufgaben, die die Europische Gemein-
schaft und sptere Europische Union sich in der 
Grndungsphase gestellt hat, sind mittlerweile er-
ledigt: Die EU hat den Frieden unter den Mitglied-

staaten, speziell zwischen 
Deutschland und Frank-
reich, gesichert, hat zum 
Wiederaufbau Europas 
nach dem desastrsen 
Krieg beigetragen, hielt 

im Kalten Krieg stand und hat die Teilung Euro- 
pas in West- und Ostblock berwunden. Die Eu- 
ropische Union ist fraglos die Erfolgsgeschichte 
des 20. Jahrhunderts. Aber: Wir leben mittlerweile 

im 21. Jahrhundert, und es stellt sich die Frage, wa-
rum man einen Verein, der alle seine Ziele erreicht 
hat, nicht besser auflst oder zumindest vor sich 
hin schlummern lsst. Der Verweis auf die in der 
Vergangenheit erworbenen Verdienste, und seien 
sie noch so bedeutsam, reicht nicht aus, um heute 
zu begrnden, wofr dieses strukturierte Europa 
mit seinem 140 Mrd. Euro Etat eigentlich gut sein 
soll. Was ist also das Projekt Europa im 21. Jahr-
hundert?

Man kann die berlegung mit der Frage beginnen, 
wie die Menschen in Deutschland (und sicherlich 
woanders auch) leben wollen: Sie mchten wohl 
als erstes in einer sicheren Umgebung wohnen 
und keine Angst haben mssen, an der Bushalte-
stelle oder auf dem Markt in die Luft gesprengt zu 
werden  ein Schicksal das sich in anderen Teilen 
der Welt tglich ereignet. Sie mchten die Freiheit 
haben, ihren eigenen Lebensentwurf realisieren 
zu knnen: Reisen, wohin sie wollen, sagen, was 
sie wollen, leben wir sie wollen: alleine, zu zweit 
oder in der WG, hetero-, homo- oder transsexuell, 
mit langen oder kurzen Haaren, religis oder athe-
istisch. Die meisten Menschen mchten vielleicht 
nicht reich, aber doch auf jeden Fall so wohlsituiert 
sein, dass sie sich Wohnen und Essen sowie Freizeit 
und Erholung leisten knnen. Dies setzt voraus, 
einen Job zu haben, der das ermglicht, und eine 
soziale Absicherung, die denjenigen auffngt, der 
seine Ttigkeit verliert. Die Menschen mchten in 
einer gesunden Umwelt leben und keine Angst ha-
ben mssen, sich durch Atmen oder Essen zu vergif-
ten. Sie wollen eine gute Gesundheitsversorgung 
sowie eine auskmmliche Rente, um im Krankheits-
fall sowie im Alter abgesichert zu sein. 

Transformiert man diese Skizze in den politischen 
Raum, heit das, dass man von der Politik erwar-

tet, Sicherheit, Freiheit, 
Wohlstand, Umweltschutz 
und soziale Sicherheit zu 

gewhrleisten  was al-
lerdings auf nationaler 
Ebene nicht mehr mglich 
und nur im europischen 
Verbund erreichbar ist. 
Die Europische Union ist 
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Die Europische Union 
ist fraglos die Erfolgs-
geschichte des  
20. Jahrhunderts.

 Europische Akademie Berlin

Pathway to Democracy  Jugendliche interessieren sich fr das Projekt Europa

Die Europische Union 
ist eine Wertegemein-
schaft. Sie basiert auf dem 
Wunsch nach Frieden, auf 
Freiheit, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit.
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dafr, vor allem in ihrem gegenwrtigen Zustand, 
nicht das beste Instrument, das wir uns denken 
knnen, aber das beste, das wir haben. Dafr gibt 
es mehrere Grnde:

1.	 Die Europische Union ist eine Wertegemein-
schaft. Sie basiert auf dem Wunsch nach Frieden, 
auf Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlich-
keit. Zwar gibt es auch in der EU eine Differenz 
zwischen der Norm, die in der Europischen 
Grundrechtecharta niedergelegt ist, und der 
Realitt in den 28 Mitgliedstaaten. Aber den-
noch mssen sich alle an den EU-Standards mes-
sen lassen und tun das auch. Die Manahmen 
der ungarischen Regierung unter Viktor Orban 
haben viele in der Union nicht erfreut  aller-
dings musste er mehrere Gesetzesnderungen 
unter dem Druck der EU zurcknehmen. Ein 
Blick in andere Regionen der Welt zeigt, wie 
wert-voll die Europische Union ist.

2.	 Die Europische Union ist der Erlebensraum fr 
ber 500 Millionen Menschen, die sich frei be-
wegen und beliebig niederlassen knnen, ohne 
ihren rechtlichen und sozialen Schutz zu verlie-
ren. Die EU ist zudem der grte Binnenmarkt 
der Welt. Sie bietet damit ihren Brgerinnen 
und Brgern Lebenschancen, die sich in keinem 
anderen transnationalen Raum finden.

3.	 Die EU bercksichtigt die Interessen aller Mit-
glieder. Supranationalitt und degressive Pro- 
portionalitt sind Begriffe fr Fachleute, aber sie 
bedeuten einfach bersetzt: Die kleineren Staa-
ten erhalten mehr Einfluss als ihnen zahlenmig 
zustnde und an gefasste Beschlsse mssen 
sich alle halten. Vor dem Europischen Gerichts-
hof (EuGH) werden stndig Flle verhandelt, in 
denen es darum geht, dass ein Land einen EU-
Beschluss nicht bernommen oder angewandt 
hat. Sptestens nach der Rechtsprechung durch 
den EuGH ist das dann jedoch der Fall  auch  

	 Charta der Grundrechte der Europischen Union, Amtsblatt 

der Europischen Gemeinschaften, 2000/C 364/01

	 Vgl. z. B. Ungarn ndert Mediengesetz, Euractiv, 17.02.2011, 

http://www.euractiv.de/europa-2020-und-reformen/artikel/

ungarn-aendert-mediengesetz---eu-zufrieden-004385, letzter 

Zugriff: 30.11.2013; Ungarn ndert Zentralbankgesetz, Handes-

blatt 29.05.2012, online, http://www.handelsblatt.com/politik/

international/nach-druck-von-eu-und-iwf-ungarn-aendert-

zentralbank-gesetz/6687334.html, letzter Zugriff: 30.11.2013

	 wenn es sich um ein schwergewichtiges Mitglied 
wie Deutschland oder Frankreich handelt. 

4.	 Die Europische Union ermglicht einen Kon-
sens unter europischen Staaten. Oftmals wird 
kritisiert, dass man sich hier und dort wieder 
auf einen Kompromiss, der immer gerne faul 
genannt wird, geeinigt habe. Aber das ist die 
Strke der EU und der Kompromiss ist eine 
europische Tugend. Mglich sind diese Eini-
gungen, weil die EU in viele Bereiche unseres 
Lebens eingreift, mithin auch ber zahlreiche 
bargaining chips verfgt und so oftmals Din-
ge miteinander verbunden werden knnen, die 
zwar nichts miteinander zu tun haben, die aber 
dazu fhren, dass alle einer Lsung zustimmen 
knnen, weil fr jeden etwas dabei ist. Das mag 
im Konkreten unbefriedigend sein, die Alterna-
tive ist jedoch dass die Groen sich immer durch-
setzen oder dass gar nichts entschieden wird.

Es ist kein Zufall, dass sich aus allen anderen Konti-
nenten ein regelmiger Besucherstrom in die EU 
ergiet, um dieses Verfahren zu studieren und fr 
die Organisation der Staaten in Afrika, Asien oder 

Lateinamerika nutzbar 
zu machen, wo die re-
gionalen Bndnisse froh 
wren, wenn sie die 
Qualitt der EU erreicht 
htten.

Die EU ist also ein Pro-
jekt fr das 21. Jahrhun-
dert, das von neuen He-

rausforderungen geprgt ist, die nicht kleiner sind 
als die des 20. Jahrhundert, aber anders.

	 Gegen Deutschland waren 2012 68 Vertragsverletzungsver-

fahren vor dem EuGH anhngig. Vgl. EU-Vertragsverletzungs-

verfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland, Antwort der 

Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Abgeordneten 

Jan Korte, Andrej Hunko, Jens Petermann, weiterer Abge-

ordneter und der Fraktion Die Linke, Bundestagsdrucksache 

17/9385, S. 2

	 Vgl. z. B. Vorbild fr Euro-Zone: Ostafrika strebt Whrungs- 

union an, Spiegel online, 01.12.2013, http://www.spiegel.de/

wirtschaft/soziales/ostafrika-strebt-waehrungsunion-nach-

dem-vorbild-der-euro-zone-an-a-936629.html, letzter Zugriff: 

01.12.2013

Die EU ist ein Projekt 
fr das 21. Jahrhun-
dert, das von neuen 
Herausforderungen 
geprgt ist, die nicht 
kleiner sind als die des 
20. Jahrhundert, aber 
anders.
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Wohin geht die Reise?

Bei der weiteren Ausgestaltung der europischen 
Integration sind zwei Fragen zu beantworten, die 
allerdings eine dritte nach sich ziehen: 

Erstens: Wohin soll die Reise gehen? Das heit: 
Wie viel Integration mchten wir? Ist der in der 
Prambel des EU-Vertrags niedergelegte Satz von 
der ever closer Union noch gltig? Wollen wir 
nur den status quo verstetigen oder sollen gar 
Kompetenzen von der europischen auf die natio-
nale (oder regionale?) Ebene zurckverlagert wer-
den? 

Die zweite Frage lautet: Wer soll an dieser Reise 
teilnehmen? Das wirft die Frage nach knftigen 
Erweiterungen auf. Mit der Trkei und den West-
balkan-Staaten Montenegro, Mazedonien, Alba-
nien, Serbien, Bosnien-Herzegowina und Kosovo 
stehen sieben Kandidaten vor der Tr oder schon 
im Trrahmen. Darber hinaus haben auch Geor-
gien, Moldova und die Ukraine ihr Interesse an der 
EU-Mitgliedschaft bekundet, wenn man den Son-
derfall Island, das die Beitrittsverhandlungen de 
facto abgebrochen hat, einmal unbercksichtigt 
lsst. 

Aber es stellt sich im Zusammenhang mit den 
Diskussionen in Grobritannien, wo der jetzige 
Premier Cameron 2017 ein Referendum ber den 
Verbleib seines Landes in der EU durchfhren 
mchte und immer offensiver ankndigt, Teile des 
gemeinsamen Rechtsbestands der EU nicht lnger 

	 Vgl. Europische Kommission: Erweiterungsstrategie und 

wichtigste Herausforderungen 2013-2014, COM (2013) 700 

final/2

anzuwenden, auch die 
Frage, ob eigentlich die 
jetzigen 28 Mitglieder der 
EU als Reiseteilnehmer alle 
fest gebucht sind.

Es ist offensichtlich, dass die 
Antwort auf die eine Frage 
auch Konsequenzen fr 
die andere hat. Je ehrgei-
ziger die Ziele einer weit-
reichenden europischen 
Integration sind, desto 
kleiner ist die Zahl derer, 
die diese Ziele erreichen 
knnen oder wollen. Daher 
entsteht aus diesem Kon-

text eine dritte Frage, nmlich welche der beiden 
anderen Fragen zuerst beantwortet werden soll. 
Mchte man die Integration weiter vertiefen, mehr 
Kompetenzen gemeinsam ausben und vielleicht 
eines Tages doch bei den Vereinigten Staaten von 
Europa ankommen  oder gibt man dem Ziel, den 
ganzen Kontinent, einschlielich des Balkans, der 
Trkei und des Kaukasus, in der EU zu vereinen, 
den Vorrang? In diesem Fall wird man von den In-
tegrationszielen Abstriche machen mssen.

Es ist diese dritte Frage der Priorisierung, die zu-
erst einer Antwort bedarf, da der lange Zeit wie 
ein Mantra vorgetragene Satz, die Erweiterung 
und die Vertiefung der EU bedingten einander und 
jede Erweiterung habe auch zu einer Vertiefung 
gefhrt, sich als falsch herausgestellt hat. Zwar gab 
es in der Vergangenheit sowohl Erweiterungs- als 
auch Vertiefungsprozesse, sie waren aber nicht 
aufeinander bezogen.

Die Whrungsunion ist kein Resultat der Nord- 
oder der Osterweiterung, sondern eine Reaktion 
auf die deutsche Einheit, die eine strkere Ein-
bindung Deutschlands ber das Instrument der 
Whrungskontrolle notwendig machte. Schengen 
ist nicht die Folge einer Erweiterung, sondern die 
Frucht einer Initiative von fnf Grndungsstaaten 
der EG, die auerhalb der europischen Rechts-
setzung stattfand und erst viel spter Eingang in 
dieselbe gefunden hat. Fr die Annahme, die Kli-
mapolitik der EU sei durch die Beitritte Rumniens 

	 Vgl. beispielsweise: Camerons Angriff auf die EU-Grund-

freiheit, Deutsche Welle online, 28.11.2013, http://www.dw.de/

camerons-angriff-auf-eu-grundfreiheit/a-17260574, letzter 

Zugriff: 30.11.2013; vgl. auch Tobias Etzold: Grobritanniens 

Zukunft in Europa, SWP-Aktuell Nr. 19/2013, Stiftung Wissen-

schaft und Politik 2013

 Europische Akademie Berlin

Nur wer Europa begreift, kann sich in Europa engagieren.
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und Bulgariens veranlasst 
worden, gibt es keinen 
Grund. Und die Vorstel-
lung, dass nunmehr die 
europische Integration 
durch die EU-Mitgliedschaft 
Albaniens, Bosnien-Herze-
gowinas oder gar der Ukrai-
ne gestrkt werden knnte, 
entbehrt einer realistischen 
Sicht auf die Dinge.

Wir werden also um eine 
Entscheidung nicht herum-
kommen, die aber auch an-
ders aussehen knnte, als 
eine Wahl fr Option eins 
oder Option zwei. Die drit-
te Mglichkeit ist nmlich, 
beide miteinander zu ver-
binden, allerdings um den 
Preis einer Fragmentierung 
der Europischen Union, die  
sich jetzt schon abzeichnet. Hierbei handelt es sich 
um ein Europa der konzentrischen Kreise, in denen 
sich die Integration abstuft. Im innersten Kreis ver-
binden sich die Staaten ber den Euro und ber 
Schengen, ber eine gemeinsame Sozial-, Wirt-
schafts-, Umwelt-, Rechts- und Innenpolitik, in ei-
nem weiteren Kreis fehlen einige dieser Elemente 
und in einem ueren Kreis bringen sich die Lnder 
nur ber die gemeinsamen Werte und den Binnen-
markt ein. Dass Letzteres durchaus mglich ist, zeigt 
die Konstruktion des Europischen Wirtschafts-
raums (EWR). Diese Lsung ist verlockend, sie ist 
gewissermaen eine Verstetigung der verstrkten 
Zusammenarbeit, die der EU-Vertrag ja sowieso 
vorsieht. Man sollte allerdings den Pferdefu nicht 
bersehen: Das Europa der konzentrischen Kreise 
geht zu Lasten der Gemeinschaftsmethode und der 
Gemeinschaftsorgane. Abgestufte Ratssitzungen, 
in denen ein Teil der Mitglieder sukzessive den 
Raum verlsst, sind leicht vorstellbar. Wie aber soll 
das im Europischen Parlament (EP) gehen und in 
der Europischen Kommission? Es wird jetzt schon 
berlegt, ein Euro-Parlament zu schaffen, weil die 

	 Eckart D. Stratenschulte: Europas Instrumentenkasten: 

Partnerschaften, Strategien, Synergien: Ein berblick, in: ders. 

(Hrsg.): Grenzen der Integration. Europas strategische Anstze 

fr die Nachbarregionen, Baden-Baden: Nomos Verlag 2013,  

S. 7-28, hier: S. 13 f.

	 Vgl. Abkommen ber den Europischen Wirtschaftsraum, 

http://europa.eu/legislation_summaries/internal_market/living_

and_working_in_the_internal_market/em0024_de.htm, letzter 

Zugriff: 30.11.2013

Eurozone sich bereits in vielerlei Hinsicht als Kern- 
europa etabliert. Soll dazu noch ein Schengen-
Parlament kommen, ein Wirtschafts-Parlament, ein  
Umwelt-Parlament  mit jeweils anderer Zusam-
mensetzung? Die Europische Kommission ist ein 
Kollegialorgan, sie besteht zurzeit pro Land aus 
einem Mitglied, das jedoch kein Vertreter des 
Herkunftsstaats ist. Aber ist es akzeptabel, dass 
beispielsweise ein britischer Kommissar viele Din-
ge vorbereitet und mitentscheidet, mit denen sein 
Land gar nichts zu tun hat?

Wer sitzt am Steuer?

Wer entscheidet ber die Zukunft Europas? Die-
se Frage beantwortet sich auf den ersten Blick 
einfach, wird jedoch bei nherem Hinsehen kom-
pliziert. Der erste Blick: Es gibt den Europischen 
Rat, also die Versammlung der Staats- und Regie-
rungschefs, der die Richtung vorgibt, es gibt den 
Rat, also die Fachminister, die das ausfhren, und 
das Europische Parlament, dessen Zustimmung 
fast immer eingeholt werden muss. Zustzlich fun-

	 So fragt der Prsident des Europischen Rates, Herman 

Van Rompuy, in einer Stellungnahme an die Staats- und 

Regierungschefs: Wrde ein strker integrierter wirtschafts-

politischer Rahmen eigene Rechenschaftsstrukturen fr das 

Euro-Whrungsgebiet erforderlich machen?, Herman Van 

Rompuy: Vollendung der Wirtschafts- und Whrungsunion, 

20.09.2012, http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/

docs/pressdata/de/ec/132587.pdf, letzter Zugriff: 30.11.2013

Die Europische Akademie Berlin  ein Ort des offenen Dialogs ber die europische 
Integration

 Europische Akademie Berlin
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giert die Europische Kommission als Impulsgeber. 
Soweit das institutionelle Geflecht. Allerdings ist 
es den Institutionen bislang nicht mglich gewe-
sen, Ergebnisse zu liefern oder auch nur, die De-
batte wirklich in Gang zu bringen, sie erschpfen 
sich vielmehr im komplizierten Alltagsgeschft. 
Der Versuch, die Zukunftsdiskussion auf ein Ex-
pertengremium zu verlagern und so Akzente zu 
setzen, ist ebenfalls gescheitert. In der Zwischen-
zeit wenden sich immer mehr Menschen von der 
Europischen Union ab, wie die halbjhrliche Um-
frage von Eurobarometer deutlich zeigt. Es bleibt 
aber nicht bei der  ja nicht neuen  Verdrossenheit 
der Menschen in Bezug auf die EU, sondern das 
Unbehagen wird mittlerweile von Parteien struktu-
riert, die die Grundlagen der europischen Politik 
in Frage stellen. 

In Deutschland errang die Alternative fr Deutsch-
land (AfD) mit 4,7 Prozent einen Achtungserfolg 
aus dem Stand. In Lndern wie Frankreich, wo der 
rechtsextreme Front National mittlerweile bei den 
groen Parteien mitschwimmt, oder in Finnland, 

	 Vgl. Projekt Europa 2030. Herausforderungen und 

Chancen. Bericht der Reflexionsgruppe an den Europischen 

Rat ber die Zukunft der EU 2030, Brssel 2010, http://www.

consilium.europa.eu/uedocs/cmsUpload/de_web.pdf, letzter 

Zugriff: 18.11.2013

	3 1 Prozent der Befragten bekundeten im Mai 2013 noch 

Vertrauen in die EU; Die ffentliche Meinung in der Europi- 

schen Union. Erste Ergebnisse, Standard-Eurobarometer Nr. 79, 

Brssel 2013, S. 10, http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/

eb/eb79/eb79_first_de.pdf, letzter Zugriff. 30.11.2013

in dem die Wahren Finnen 
der EU den Kampf ange-
sagt haben, oder in den 
Niederlanden, wo der Anti-
EU-Populist Geert Wilders 
die Regierungspolitik eine 
Zeitlang mitbestimmt hat, 
sind diese Parteien schon 
eine erhebliche Gre. Ein 
Drittel der im Mai 2014 zu 
whlenden EU-Abgeordne- 
ten knnten, so lauten 
Schtzungen, Gegner der 
EU in ihrer jetzigen Form 
sein.

Nun ist das einerseits zum 
gegenwrtigen Zeitpunkt 
Spekulation, andererseits 
auch immer eine Frage, 
wie man die Parteien am 
rechten und auch am lin-

ken Rand, an dem es ebenfalls EU-Gegner gibt, 
einordnet. Zu recht wird darauf hingewiesen, dass 
es zwischen dem homosexuellen Geert Wilders und 
der homophoben Marine Le Pen, zwischen der 
AfD und der sterreichischen EU-Austrittspartei 
(so etwas gibt es wirklich), zwischen der United 
Kingdom Independence Party (UKIP) und der un-
garischen Jobbik-Partei wesentliche politische und 
auch persnliche Unterschiede gibt. Das muss sie 
allerdings nicht hindern, ihre gemeinsame destruk-
tive Kraft zu entfalten, wenn es um die Zukunft 
Europas geht.

Bei aller Kritik an den rechtsextremen und natio-
nalistisch-populistischen Parteien darf man nicht 
bersehen, dass sie ja gewhlt worden sind, dass es 
also viele Menschen gibt, die hinter ihnen stehen. 
Dabei drfte es sich in der berwiegenden Mehr-
heit nicht um in der Wolle gefrbte Extremisten 

handeln, sondern um 
Brgerinnen und Brger, 
die in der EU keine  
Perspektive sehen oder 
von der Politik generell 
frustriert sind, weil sie 
das Gefhl haben, diese  

	 Dieter Spri: Groe Sorge vor den Europawahlen, Eura-

ctiv, 19.11.2013, http://www.euractiv.de/europawahlen-

2014-000394/artikel/groe-sorge-vor-den-europawahlen-008248, 

letzter Zugriff: 30.11.2013

Wer entscheidet ber die Zukunft Europas?

 Europische Akademie Berlin

Aufgabe der nchsten 
Jahre wird sein ms- 
sen, zustzliche Wege 
der Partizipation zu 
ersinnen und begehbar 
zu machen.
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reagiere nicht angemessen auf ihre Lebenssitua- 
tion.

Die Aufgabe der nchsten Jahre, und nicht nur 
bis zum 25. Mai 2014, dem Tag der Europawahl in 
Deutschland, wird sein mssen, zustzliche Wege 
der Partizipation zu ersinnen und begehbar zu 
machen, damit die Menschen zu Recht das Gefhl 
haben, ihre Stimme werde auch im groen Europa 
gehrt und bercksichtigt.

Wir bentigen fr das 21. Jahrhundert ein neues 
europisches Demokratiemodell. Die Europische 
Union hat sich seit ihrer Grndung als Europische 
Gemeinschaft wesentlich demokratisiert und par- 
lamentarisiert. Das Europische Parlament, ur- 
sprnglich lediglich eine beratende Versammlung, 
hat mit jeder Vertragsrevision mehr Macht und Ein-
fluss bekommen. Erstaunlicherweise ist die Wahl-
beteiligung zum Parlament parallel zu dessen Kom-
petenzerweiterung seit 1979 stndig gesunken.

Das Europische Parlament ist nach dem schon ge-
nannten Grundsatz der degressiven Proportionalitt 
zusammengesetzt, was bedeutet, dass die Kleinen 
mehr Sitze bekommen als ihnen rein rechnerisch 
zustnden. Das Bundesverfassungsgericht sieht 
darin einen schweren demokratischen Mangel, der  
es verhindert, das EP als das Parlament des euro- 
pischen Volkes anzusehen (sondern vielmehr der 
europischen Vlker). Daraus sei zu schlieen, so 
die Karlsruher Richter, dass die Souvernitt des 
deutschen Volkes nicht einfach vom Bundestag 
auf das Europische Parlament bertragen werden 
knne. In der Tat hat das Verfassungsgericht da-
mit auf einen wichtigen Punkt hingewiesen, der al-
lerdings nicht grundstzlich vernderbar ist. Nicht 
nur die stark divergierenden Bevlkerungszahlen 
der Mitgliedstaaten lassen keine andere Lsung 
zu, wenn das Parlament einerseits arbeitsfhig sein 
und andererseits die verschiedenen Staaten und 

	 Zurzeit sind 67 Prozent, also zwei Drittel der EU-Brger/

-innen der Ansicht, dass ihre Stimme in der EU nicht zhle.  

Vgl. Standard-Eurobarometer 79, Erste Ergebnisse, S. 12,  

http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/eb/eb79/eb79_ 

first_de.pdf, letzter Zugriff. 30.11.2013

	 Whrend 1979 noch knapp 63 Prozent der Wahlberechtig-

ten ihre Stimme abgaben, waren es 2009 nur noch 43 Prozent. 

Europisches Parlament: Wahlbeteiligung an den Europawah-

len 1979-2009, http://www.europarl.europa.eu/aboutparlia-

ment/de/000cdcd9d4/Wahlbeteiligung-(1979-bis-2009).html, 

letzter Zugriff: 30.11.2013

	 Siehe hierzu das Urteil des Verfassungsgerichts zum Ver-

trag von Lissabon: BVerfG, 2 BvE 2/08 vom 30.06.2009, Absatz-

Nr. 280

politischen Strmungen abbilden soll, auch ist die 
degressive Proportionalitt ein wichtiger Anreiz 
fr die kleineren Staaten, sich in die Integrations-
strukturen zu begeben.

Man kann die Zusam- 
mensetzung des Europi- 
schen Parlaments als 
Mangel bezeichnen oder  
als Besonderheit des po- 
litischen Systems der Eu- 
ropischen Union. Letz-
teres ist sicherlich rich-
tig, entbindet aber nicht 

von der Pflicht, ber weitere Mosaiksteine nachzu-
denken, mit denen das Bild von der europischen 
Demokratie im 21. Jahrhundert gelegt werden 
kann. Ein Element, das der Lissabonner Vertrag ge-
schaffen hat, ist die Europische Brgerinitiative. 
Eine Million Menschen aus mindestens sieben EU-
Staaten kann die Europische Kommission zwin-
gen, sich mit einem Thema zu befassen. Das klingt 
nicht sehr aufregend, ist aber nicht ohne Wirkung, 
wie die ersten Brgerinitiativen zeigen. Die Initi-
ative Right2Water hat ber 1,8 Mio. Menschen 
mobilisiert. 

Right2water hat bereits vor Beendigung der 
Jahresfrist bedeutende politische Siege errun-
gen. Als eine Million Unterschriften berschritten 
waren, signalisierten sowohl die Europische 
Kommission als auch die Bundesregierung erst-
mals Bereitschaft, ber Ausnahmeregelungen 
fr die Wasserwirtschaft in der Konzessions-
Richtlinie zu sprechen. Es ist der immens starken 
brgerschaftlichen Beteiligung an der Initiative zu 
verdanken, dass in den Verhandlungen auf EU-Ebe-
ne zur Konzessions-Richtlinie am 25. Juni der Was-
sersektor aus dem Geltungsbereich der Richtlinie 
ausgenommen wurde. Ein groer Erfolg, der der 
Forderung der Initiative nach Nicht-Liberalisierung 
der Wasserwirtschaft nachkommt.

Weitere Mglichkeiten, Brgerinnen und Brger 
zu beteiligen, sind die Anhrungen, die die Euro- 
pische Kommission schon jetzt in vielen Fllen 
durchfhrt. Sie mssten strker in den Mitglied-

	 Einen aktuellen berblick gibt die Internetseite der Euro-

pischen Kommission: http://ec.europa.eu/citizens-initiative/

public/?lg=de, letzter Zugriff: 29.11.2013

	 Clivia Conrad: Ein Paradebeispiel unter der Lupe: Die Euro-

pische Brgerinitiative right2water, Heinrich-Bll-Stiftung, 

06.09.2013, http://www.boell.de/de/2013/09/06/ein-parade-

beispiel-unter-der-lupe-die-europaeische-buergerinitiative-

right2water, letzter Zugriff: 29.11.2013

Wir haben die Pflicht, 
ber weitere Mosaik-
steine nachzudenken, 
mit denen das Bild von 
der europischen De-
mokratie im 21. Jahr-
hundert gelegt werden 
kann.
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staaten aufgegriffen und popularisiert werden.  
Ein anderes Element sind Brgerforen, die es den 
Menschen ermglichen, sich mit ihren Vorstellun-
gen einzubringen. Die Europische Akademie Ber-
lin fhrt solche Europaforen seit 2010 in Kooperati-
on und mit Untersttzung der Senatskanzlei Berlin 
in der Bundeshauptstadt durch.

Dabei handelt es sich nicht um Veranstaltungen, bei 
denen Politiker/-innen vortragen und die Brger/ 
-innen anschlieend einige Fragen stellen drfen, 
sondern um Foren, in denen die  nach dem Zufalls- 
prinzip eingeladenen  Menschen ihre Vorstellun-
gen entwickeln und dann der Politik zur Kenntnis 
bringen.

Diese Manahmen  und viele weitere sollten ent-
wickelt werden  betreffen nicht das decision 
making der Europischen Union, sondern nur das 
decision shaping. Sie tragen allerdings wesent-
lich dazu bei, dass die Menschen das berechtigte 
Gefhl bekommen, am europischen Projekt betei-
ligt zu sein.

	 Einen berblick ber laufende und abgeschlossene Konsul-

tationen der Europischen Kommission gibt deren Internetsei-

te: http://ec.europa.eu/yourvoice/consultations/index_de.htm, 

letzter Zugriff: 29.11.2013

	 Vgl. hierzu die Dokumentation auf der Internetseite der 

Berliner Senatskanzlei: http://www.berlin.de/rbmskzl/europa/

oeffentlichkeitsarbeit/europaforen.html, letzter Zugriff: 

29.11.2013

Zur Strkung der Legitimitt 
der Europischen Union ge- 
hren auch die National-
staaten. Sie sind nicht der 
Gegensatz zur Union, son-
dern deren Bausteine, die 
nach wie vor ein wichti-
ger Bezugspunkt fr die 
Menschen sind, die sich 
auch im vereinten Europa 
nach Geschichte, Sprache, 
Mentalitt und Tradition 
unterscheiden.

Nur wenn die europische 
Integration die National- 
staaten in eine solche F- 
deration mitnimmt, wenn 
deren Institutionen nicht 
entwertet oder gar ver-
schwinden werden, wird 
ein solches Projekt trotz 
aller Schwierigkeiten mach-
bar sein. Anders gesagt: Die  

bisherige Vorstellung eines europischen Bundes-
staates, der als neuer Souvern die alten National-
staaten und ihre Demokratien ablst, erweist sich 
als ein synthetisches Konstrukt jenseits der gewach-
senen Realitten.

Ein wichtiges Element, die EU nher an die Br- 
gerinnen und Brger zu fhren, ist sicherlich die 
Subsidiaritt, die im EU-Vertrag vorgesehen ist 
und in der Theorie ganz einfach klingt: Die EU ist 
nur zustndig, wenn die Mitgliedstaaten ihr diese 
Kompetenz zugestehen (Kompetenzkompetenz) 
und wenn sie ein Problem besser lsen kann als die 
Mitgliedstaaten alleine. Gegen diesen Grundsatz 
ist in der Praxis sicherlich hufig verstoen worden. 
Mit dem Argument, der Binnenmarkt bentige ein-
heitliche Regeln, hat die Europische Union vieles 
bestimmt, was auf Ebene der Mitgliedstaaten htte 
verbleiben knnen  und sollen. 

Zur gesteigerten Input-Legitimitt wird sich al-
lerdings auch ein hherer Output bei den Din-

	 Joschka Fischer: Vom Staatenbund zur Fderation  Gedan-

ken ber die Finalitt der Europischen Integration, Vortrag 

an der Humboldt-Universitt zu Berlin am 12.05.2000, S. 6 f., 

http://whi-berlin.de/documents/fischer.pdf, letzter Zugriff: 

29.11.2013

	 Vertrag ber die Europische Union, Art. 5, Amtsblatt der 

Europischen Union, 2012/C 326/01, vgl. auch das dem Vertrag 

angehngte Protokoll ber die Anwendung der Grundstze 

der Subsidiaritt und der Verhltnismigkeit

Brgerforen in der Europischen Akademie ermglichen Menschen, sich mit ihren 
Vorstellungen einzubringen

 Europische Akademie Berlin
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gen, die den Menschen 
wichtig sind, gesellen 
mssen. Der Mehrwert 
der europischen Inte- 
gration muss auch ei-
ner Generation ersicht-
lich sein, fr die der 
Frieden in Europa so 

selbstverstndlich ist, dass sie ihn als Begrndung 
fr einen partiellen Souvernittsverzicht nicht ak-
zeptiert. Dieser Nutzen entscheidet sich aber nicht 
nach der Zahl der Verordnungen und Richtlinien, 
wie ein sich verselbstndigender Apparat manch-
mal zu denken meint, weswegen er beispielsweise 
auf dem Hhepunkt der Eurokrise die ffentlichkeit 
mit dem Reformvorschlag berrascht, nunmehr 
offene lknnchen in Restaurants verbieten zu 
wollen. Die EU wird sich auf Wesentliches kon-
zentrieren mssen, ohne allerdings dabei die Er-
rungenschaften aufzugeben, die sie auszeichnen. 
Dies betrifft auf die Freizgigkeit, die noch mehr 
Menschen in der EU fr die positivste Errungen-
schaft halten als den Frieden.

Die Freizgigkeit macht Europa erlebbar und fhrt 
den Brgerinnen und Brgern den Vorteil einer 
Integrationsstruktur vor Augen. Natrlich gibt es 
innerhalb der EU auch Armutswanderungen, die 
kurzfristig fr Probleme sorgen, wenn sich bei-
spielsweise in einem Stadtteil relativ viele Men-
schen aus einem anderen EU-Land in kurzer Zeit 
einfinden. Tatschlich hat es diese Migrationsbe-
wegungen jedoch immer gegeben. Die Podolskis 
aus dem Ruhrgebiet knnen darber noch aus den 
Erfahrungen frherer Generationen berichten.

	 Rckzieher in Brssel: EU stoppt geplanten lkaraffen-

bann, Spiegel online, 23.05.2013, http://www.spiegel.de/wirt-

schaft/service/eu-kommission-zieht-verbot-von-olivenoel-ka-

raffen-nach-protesten-zurueck-a-901455.html; letzter Zugriff: 

30.11.2013

	 56 Prozent der Befragten nannten auf die Frage nach der 

positivsten Errungenschaft die Freizgigkeit, 53 Prozent den 

Frieden. Standard-Eurobarometer Nr. 79, Erste Ergebnisse, 

a.a.O., S. 9

Die Akzeptanz der EU in der Bevlkerung wird sich 
nicht durch bunte Broschren verbessern lassen, 
sondern nur dadurch, dass sie ihre Grundstze auf-
recht erhlt und ihnen gem auf demokratischer 
Grundlage darstellbare Ergebnisse produziert. 

Lohnt sich die Weiterfahrt?

Die Antwort auf diese Frage ist im Vorangegangen 
schon gegeben. Die Europische Union hat uns 
in Europa den besten Zustand des Zusammenle-

bens geschaffen, den es 
auf diesem Kontinent 
berhaupt je gegeben 
hat. Ein Ausstieg aus 
dem Projekt oder des-
sen Zerstrung (und sei 
es durch Fahrlssigkeit) 
wrde uns der Mg- 
lichkeiten berauben, un-

sere Lebensbedingungen im 21. Jahrhundert selbst 
zu bestimmen bzw.  global gesehen  sie mitzube-
stimmen und sie positiv zu gestalten. Eine bessere 
Union ist vorstellbar, die Annahme allerdings, die-
se knnte entstehen, indem man die vorhandende 
zerstrt, statt sie behutsam weiterzuentwickeln, 
ist irrig. Die Ansicht, man knne in Deutschland 
oder Dnemark, in Polen oder Portugal ein besse-
res Leben alleine gestalten, ist illusionr. Natrlich 
ist die EU nicht alternativlos, aber attraktiv ist die 
Alternative nicht  und man tut gut daran, sie nicht 
auszuprobieren.

Eckart D. Stratenschulte, Soziologe und Poli-
tikwissenschaftler, ist Leiter der Europischen 
Akademie Berlin. Er war bis 1989 als Dozent und 
spter Leiter des Instituts fr intereuropische 
Studien in Berlin. 1989 wechselte er als Refe-
ratsleiter in die Senatskanzlei Berlin, bevor er 
1993 seine jetzige Funktion bernahm. Seit 
1999 ist Stratenschulte Lehrbeauftragter an 
der Freien Universitt Berlin, die ihn 2005 zum 
Honorarprofessor bestellte. Er hat mehrere 

Bcher sowie zahlreiche Artikel zu europapolitischen und Ge-
genwartsthemen vorgelegt.

E-Mail: Eckart.Stratenschulte@EAB-Berlin.EU

Der Mehrwert der 
europischen Inte-
gration muss auch 
einer Generation 
ersichtlich sein, fr die 
der Frieden in Europa 
selbstverstndlich ist

Die Europische Union 
hat uns in Europa den  
besten Zustand des 
Zusammenlebens ge- 
schaffen, den es auf 
diesem Kontinent ber- 
haupt je gegeben hat.
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AB: Was ist fr Sie die grte Herausforderung 
fr die Europische Union nach der Europa-Wahl 
2014?

In den letzten sechzig Jahren seit ihrer Entstehung 
hat die EU viel erreicht, denn sie ist nicht nur zur 
weltgrten Wirtschaftsmacht gewachsen, sondern 
ist auch einer der sichersten Orte der Welt und ist 
damit zweifellos die Erfolgsgeschichte des 20. Jahr-
hunderts. Dennoch sieht sich die Union unterschied-
lichen inneren und ueren Herausforderungen 
konfrontiert: die zunehmende beralterung in Eu-
ropa, unsere gemeinsame Whrung, die aufstreben-
de Wirtschaftsmchte China und Indien, Terrorismus 
und organisierte Kriminalitt, Umweltverschmut-
zung, die Frage nach der knftigen Energieversor-
gung in Europa usw. 

Nach den EU-Wahlen werden wir uns vor allem der 
Frage stellen mssen: Wie kann die EU mit all den 
Herausforderungen fertig werden? Die Antwort 
liegt ganz klar in einer strkeren Zusammenarbeit 
der Mitgliedstaaten. Heute gibt es kaum noch ei-
nen politischen Bereich, in dem der einzelne Mit-
gliedstaat sich gegen Akteure wie die USA, Russ-
land oder China behaupten kann. Einer Umfrage 
zufolge wnscht sich die Mehrheit der EU-Brger 
fr all diese Probleme eine europische Lsung. 
Eine strkere Kooperation zwischen den Staaten ist 
daher auch eine Antwort auf die gegenwrtig auf-
strebenden rechtspopulistischen Parteien, die in 
der EU zwar einen gemeinsamen Feind gefunden 
haben und in ihren Mitgliedstaaten gegen sie po-
lemisieren, jedoch noch nie eine internationale He-
rausforderung gelst haben. Den Herausforderun-
gen in Europa kann nur mit konkreten politischen 
Erfolgen begegnet werden, damit die EU auch im 
21. Jahrhundert eine Erfolgsgeschichte bleibt.

Elmar Brok, CDU, Vorsitzender des 
Ausschusses fr Auswrtige Ange-
legenheiten im Europischen Parla-
ment
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Der Abbau der teilweise dramatischen Jugendar-
beitslosigkeit in Europa und die Bekmpfung des 
hohen Anteils prekrer, unsicherer und schlecht 
entlohnter Beschftigung mssen als zentrale He-
rausforderungen erkannt werden, die nach der Eu-
ropawahl 2014 auf das neue Europaparlament und 
die knftige Europische Kommission zukommen. 
Im Beitrag von Ursula Engelen-Kefer werden die 
Situation junger Menschen in Europa und der Um-
gang damit seitens der Politik in den Mittelpunkt 
gestellt. Die Autorin mahnt an, bessere Chancen 
fr die junge Generation in Europa zu schaffen. 
Sie mssen in die Lage versetzt werden, ihr Leben 
aktiv gestalten zu knnen. Nur dann wird es ihnen 
mglich, Europa Zukunftsperspektiven zu geben.

In der Ars poetica des rmischen Dichters Horaz 
heit es Es kreien die Berge, zur Welt kommt nur 
ein lcherliches Muschen. Deutlicher knnen die 
sich berschlagenden Gipfelstrme der letzten Mona-
te zur Jugendarbeitslosigkeit kaum beschrieben wer-
den: wolkige Erklrungen ber die verlorene junge 
Generation und damit die Gefhrdung des Projekts 
Europa, vage Appelle an die Mitgliedsstaaten und 
eine unbersehbare Flle technischer Auftrge fr 
die europischen Arbeitsverwaltungen. 

Undurchschaubar sind vor allem die Versprechun-
gen ber die finanziellen Mittel, deren Ausma, 
Herkunft, Beantragung und Verwendung. Sind es 
die 6 oder 8 Mrd. Euro als Ergebnis der verlautbar-
ten Gipfelvereinbarungen 
oder 24 Mrd. Euro laut der 
ehemaligen Bundesarbeits-
ministerin Ursula von der 
Leyen? Kommen sie aus den 
zeitaufwendigen Verfahren 
der Beschaffung von Kre-
diten ber die Europische 
Investitionsbank (EIB) oder 
aus den bereits lngst ver-
planten EU-Strukturfonds?

Hingegen trafen sich die 
Spitzen der Regierungen in 
den Eurolndern in immer 
krzeren Abstnden zur Be-
ratung ber die eskalieren-
den Finanzkrisen. Ergebnis 
der einsamen Vereinbarun- 
gen a la Merkozy sind 
1,6  Billionen Euro fr die 
Banken, die Wohlhaben-
den, Top-Manager der Fi- 

nanzbrache und vor al-
lem der Steueroasen in-
nerhalb und auerhalb 
der Europischen Union.  
Die bitteren Folgen fr  
die Menschen in den 
Krisenlndern  dras-

tische Krzungs- bis Verelendungsprogramme 
und fr die EU insgesamt weiterer Sozialabbau  
spielten dabei kaum eine Rolle. Dass dabei auch 
demokratische Strukturen der Einbeziehung der 
Parlamente auf nationaler und europischer Ebene 
verletzt wurden, musste erst vom Bundesverfas-
sungsgericht zurechtgerckt werden. Die gericht-
liche Klrung, ob mit der unbersehbaren finan-
ziellen Haftung der Steuerbrger/-innen fr die 
Banken und Krisenlnder der Vertrag von Lissabon 
ausgehebelt wird, steht noch aus. Dafr wurde 
der ffentlichkeit mit hochtrabenden Verspre-
chungen ber die Verbesserung der Finanz- und 
Wirtschaftslage in den Krisenlndern Sand in die 
Augen gestreut. Wechsel und Instabilitt der Re-
gierungen in den Krisenlndern sowie Massenpro-
teste der Bevlkerung wurde von den Mchtigen 
in Mitgliedsregierungen und der EU-Kommission 
buchstblich ausgesessen. Je nher in der Bundesre-
publik die Bundestagswahlen und im nchsten Jahr 
die Europawahlen rckten, desto mehr entdeckten 
die Staatschefs ihr Herz fr die Jugend Europas.

Seit Ende letzten Jahres gab es mehrere medien-
wirksame Pressekonferenzen der EU-Kommission 
zur Bekmpfung der Jugendarbeitslosigkeit. Vor 

Angst vor der Zukunft: Graffiti in Poznan, Polen

 AdB

Die bitteren Folgen fr 
die Menschen in den 
Krisenlndern spielten 
bei den Beratungen 
ber die Finanzkrise 
kaum eine Rolle.
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wenigen Monaten fand der mit amtierenden und 
Ex-Staatschefs sowie den Finanz- und Arbeitsmi-
nistern besetzte deutsch-franzsische New Deal 
in Paris statt. Gerufen hatte die Denkfabrik des 
internationalen Finanzinvestors Berggruen, der 
sich erst krzlich den strauchelnden Karstadt-Kon- 
zern einverleibt hat. Innerhalb einer Woche war 
die Jugendarbeitslosigkeit jetzt im Zentrum von 
gleich zwei Gipfelkonferenzen. Zur zweiten dieser 
medialen Groereignisse am 3. Juli 2013 hatte Bun-
deskanzlerin Angela Merkel hchstpersnlich die 
Spitzen der EU-Regierungen und der Arbeitsver-
waltungen nach Berlin geladen. 

Allerdings verdichtet sich der Eindruck, dass hierbei 
bildlich gesprochen der Schwanz mit dem Hund 
wedelt oder noch drastischer die Brandstifter als 
Feuerlscher auftreten. Das Ergebnis der dras- 
tischen Krzungsprogramme der Troika aus Kom-
mission, Europischer Zentralbank (EZB) und Inter-
nationalem Whrungsfonds (IWF) sowie der ein-
samen Gipfelvereinbarungen ala Merkozy oder  
Merkolland im EU-Fiskalpakt mit seiner zumin-
dest formal rigorosen Schuldenbremse ist eine es- 
kalierende Wirtschaftsrezession, die von den Kri-
senstaaten auch auf andere Eurolnder bergreift. 
Entsprechend gestiegen ist die Arbeitslosigkeit im 
Euroland auf ber 12 Prozent, etwa doppelt so 
hoch fr junge Menschen mit weit ber 50 Prozent 
in Griechenland und Spanien sowie annhernd 
40 Prozent in Portugal. 

Bei den langwierigen Verhandlungen ber den 
EU-Fiskalpakt ist die Bekmpfung der hohen und 
steigenden Arbeitslosigkeit lediglich ein Randthe-
ma geblieben. Im Mittelpunkt steht die zumindest 
formal rigorose Schuldenbremse zur Disziplinie-
rung der nationalen Haushaltspolitik. Mit Verweis 
auf die Rute der milliardenschweren Rettungs-
fonds fr Banken und Krisenregierungen ist es den 
Mchtigen unter den Gipfelstrmern gelungen, 
25 von 27 der EU-Mitglieder zum Einlenken zu be-
wegen. Nicht dabei sind Grobritannien, das um 
die Privilegien seiner entgrenzten Finanzbranche 
frchtet und Tschechien, dessen bisheriger Regie-
rungs- und Staatschef, Vaclav Klaus, schrfere EU-
Regulierung wie der Teufel das Weihwasser scheut. 
Im deutschen Bundestag und Bundesrat wurde der 
EU-Fiskalpakt mit seiner schrferen Schuldenbrem-
se als sie bisher bereits im Grundgesetz verankert 
ist, als alternativlos mit dem blichen politischen 
und finanziellen Geschacher durchgeboxt. 

Die wirtschafts- und beschftigungspolitischen Ver-
weise im EU-Fiskalpakt beschrnken sich auf den 
bereits frher zwischen Frankreich und Deutsch-

land vereinbarten Euro-
Plus-Pakt. Verordnet 
wird den Krisenstaaten 
die Medizin der Agen-
da 2010 mit der Flexi-
bilisierung sowie dem 
Abbau des Arbeits- und 
Sozialrechts. Dabei for- 

ciert die EU-Kommission erneut nicht nur ihre 
Propaganda fr den weiteren Abbau jeglichen 
Kndigungsschutzes sowie Eingriffe in die Lohn- 
und Tarifpolitik der Gewerkschaften, sondern auch 
fr die Heraufsetzung des Rentenalters gleich auf 
69 Jahre flexibel steigend mit der Lebenserwar-
tung. Es bleibt mithin der bittere Beigeschmack: 
Die Not der jungen Arbeitslosen wird als Keule fr 
den weiteren Abbau sozialstaatlicher Regelungen 
und Einrichtungen genutzt.

Verbesserung der betrieblichen Berufsbildung 
braucht Wachstum und Tarifparteien

Die von der EU-Kommission verkndeten umfang-
reichen Kataloge detaillierter Manahmen gegen 
Jugendarbeitslosigkeit kreisen um die bekannten 
Schwerpunkte: Einfhrung der dualen Berufsbil-
dung nach deutschem Muster, der Frderung von 
Klein- und Mittelbetrieben sowie der Grndung 
von Start Ups. Die Einfhrung einer europawei-
ten Qualifizierungs- und Beschftigungsgarantie 
sptestens vier Monate nach Beendigung der Aus-
bildung nach sterreichischem Muster beschrnkt 
sich auf Empfehlungen. Ein Mechanismus zur Um- 
und Durchsetzung fehlt. Zudem hngen Einfhrung 
und Ausbau einer betrieblichen Berufsbildung ent-
scheidend davon ab, dass gengend Unternehmen 
qualifizierte Ausbildungs- und Arbeitspltze anbie-
ten knnen. Auch ist in der Bundesrepublik nicht 

alles Gold, was glnzt. 
Bei etwa nur noch einem 
Fnftel der Betriebe, die 
berhaupt ausbilden, 
sind hunderttausende 
junger Menschen in 
ffentlich finanzierten 
Bildungs-Warteschleifen 
und suchen nach Ausbil-
dung und Arbeit. 

Bei einem jhrlichen Rckgang des Wirtschafts-
wachstums von 5 bis 6 Prozent  wie z. B. in Grie-
chenland  gleicht die Schaffung einer ausreichen-
den betrieblichen Berufsbildung der Quadratur 
des Kreises. Darber hinaus ist dies nur zu schaf-
fen, wenn die ffentlichen Hnde mit den Tarifpar-

Verordnet wird den 
Krisenstaaten die Me-
dizin der Agenda 2010 
mit der Flexibilisierung 
sowie dem Abbau des 
Arbeits- und Sozial-
rechts.

Einfhrung und Aus-
bau einer betrieblichen 
Berufsbildung hngen 
entscheidend davon 
ab, dass gengend Un-
ternehmen qualifizier-
te Ausbildungs- und 
Arbeitspltze anbieten 
knnen.
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teien an einem Strang und in die gleiche Richtung 
ziehen. Zudem mssen die erforderliche Infrastruk-
tur sowie funktionsfhige Verbnde und Fach-
einrichtungen fr die Gestaltung und Anpassung 
der Inhalte einer qualifizierten Berufsausbildung 
vorhanden sein. Die dafr von der EU vorgesehe-
nen 6 Mrd. Euro fr die Frderperiode bis 2020 
und alle Krisenlnder sind lediglich der berhmte 
Tropfen auf den heien Stein, auch wenn sie auf 
die nchsten beiden Jahre vorgezogen werden. 
hnliches gilt fr die vorgesehenen 70 Mrd. Euro 
der Europischen Investitionsbank (EIB) jeweils fr 
dieses und die nchsten beiden Jahre zur Finanzie-
rung von Klein- und Mittelbetrieben. Undurchsich-
tig bleibt die angekndigte Verknpfung mit der 
Schaffung von Ausbildungs- und Arbeitspltzen fr 
junge Menschen. Zudem besteht das gravierende 
Problem der Aufbringung der notwendigen eige-
nen finanziellen Mittel fr die Nutzung der EU-
Frderung sowie die Bedienung der Kredite der 
EIB. 

Brain Gain statt Brain Drain

brig bleiben drfte mithin vor allem die Frderung 
der grenzberschreitenden Mobilitt durch euro-
paweite und bilaterale Manahmen. Hierzu gibt 

es eine Flle von Ver-
einbarungen zwischen 
der Bundesregierung 
und den Krisenlndern. 
Nach anfnglich zger- 
lichen Wanderungen 
der qualifizierten jun-
gen Menschen aus den  
Krisenlndern in die  

Bundesrepublik hat sich dies bei aktiven An- 
werbemanahmen im letzten Jahr zunehmend 
verstrkt. Ein derartiger brain gain in der Bun-
desrepublik und entsprechend brain drain in 
den Krisenlndern kann jedoch keine dauerhafte 
Lsung sein. In der Bundesrepublik werden zwar 
kurzfristig die Lcken bei der Gewinnung von 
Auszubildenden und Arbeitskrften geschlossen. 
Allerdings wird damit gleichzeitig der Druck ver-
ringert, durch Verbesserung der Ausbildungs- und 
Arbeitsbedingungen die immer noch zu hohe Ar-
beitslosigkeit zu verringern. Fr die Krisenlnder 
besteht in dem brain drain eine groe Gefahr 
fr die eigene wirtschaftliche Entwicklung. Dies 
zeigt das Beispiel der Neuen Bundeslnder mit der 
Abwanderung qualifizierter jngerer Menschen 
besonders drastisch. Einer brain circulation, mit-
hin dem gezielten Einsatz dieser jungen Menschen 
in der Bundesrepublik zum Erwerb von Qualifikati-

onen und Erfahrungen, die sie spter auch in ihren 
Heimatlndern nutzen knnen, sind in einem Eu-
ropa der Freizgigkeit enge Grenzen gesetzt. Not-
wendig ist die gezielte Entwicklung qualifizierter 
Ausbildung und Arbeit in den Krisenlndern selbst, 
wobei die dort ttigen deutschen Unternehmen 
mit gutem Beispiel vorangehen mssen. 

EU-Jugendarbeitslosigkeit   
Vorfahrt fr Solidaritt

Erforderlich ist die Verbesserung der Beschfti- 
gungschancen gerade der jungen Arbeitnehmer/-
innen durch Re-Regulierung auf dem Arbeits-
markt. Die teilweise dramatische Jugendarbeits- 
losigkeit ist mit verursacht durch den hohen An- 
teil prekrer, unsicherer und schlecht entlohnter  
Beschftigung. Dies hat die EU im Rahmen ihrer 
Beschftigungsstrategien und die bersteigerten 
Anforderungen an die Flexibilitt der Arbeitneh- 
mer/-innen seit Beginn dieses Jahrtausends selbst 
vorangetrieben. Die bitteren Folgen sind, dass 
gerade in Zeiten wirtschaftlicher Krisen die jun-
gen Menschen als erste von Arbeitslosigkeit be-
troffen werden. Eine Ausweitung der prekren 
Beschftigung und Verschlechterung der Lhne 
fr junge Menschen wrde mithin nicht nur ihre 
Beschftigungssituation weiter verschlechtern, son- 
dern die wirtschaftlichen Krisen insgesamt ver- 
schrfen. In ihren Lnderstudien zur Jugendarbeits-
losigkeit kommt die Friedrich-Ebert-Stiftung zu 
dem Ergebnis: Die einseitige Orientierung der 
EU-Konzepte an der Beschftigungsfhigkeit, 
der beruflichen Anpassung und der Flexibilitt 
mssen daher korrigiert werden. (...) Junge  

Menschen brauchen  
nicht nur Training,  
Praktika und Mobili- 
ttsfrderung, sondern  
vor allem Chancen fr  
qualifizierte Beschfti- 
gung mit Zukunftspers- 
pektiven.

Zweifellos kann die Einfhrung betrieblicher Be-
rufsbildungssysteme einen wichtigen Beitrag zur 
Bekmpfung der Jugendarbeitslosigkeit leisten. 
Allerdings drfen die Erwartungen nicht zu hoch 
gespannt und es muss ausreichend Zeit dazu gelas-
sen werden. Zudem muss die erforderliche Infra-

	 PAZ Martn Martn: The European Union Tackling Youth 

Unemployment in Times of Crisis  Berlin 2012: Friedrich-Ebert-

Stiftung, Internationale Politikanalyse, S. 10 (http://library.fes.

de/pdf-files/id/ipa/09516.pdf; letzter Zugriff: 12.12.2013)

Brain gain in der 
Bundesrepublik 
und entsprechend 
brain drain in den 
Krisenlndern kann 
keine dauerhafte 
Lsung sein.

Die einseitige Orientie-
rung der EU-Konzepte 
an der Beschftigungs- 
fhigkeit, der berufli-
chen Anpassung und 
der Flexibilitt mssen 
(...) korrigiert werden.
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struktur an Verbnden und Facheinrichtungen fr 
die Gestaltung und Anpassung der Inhalte einer 
qualifizierten Berufsausbildung vorhanden sein. 
hnliches gilt fr die vorgesehenen 70 Mrd. Euro 
der Europischen Investitionsbank (EIB) jeweils fr 
dieses und die nchsten beiden Jahre zur Finanzie-
rung von Klein- und Mittelbetrieben. Undurchsich-
tig bleibt die angekndigte Verknpfung mit der 
Schaffung von Ausbildungs- und Arbeitspltzen fr 
junge Menschen. Zudem besteht das gravierende 
Problem der Aufbringung der notwendigen eige-
nen finanziellen Mittel fr die Finanzierung der 
Kredite der EIB. Nach den Krzungsauflagen der 
Troika fr die Rettungs-Milliarden sind derartige 
Kreditspritzen in den Krisenlndern berhaupt 
nicht umsetzbar.

Auch die immer wieder propagierte Forcierung 
der grenzberschreitenden Mobilitt ist keine  
Patentlsung fr die Bekmpfung der EU-Ju- 
gendarbeitslosigkeit. Vor allem darf dies nicht  
zu einem Zuwanderungs-Aktionismus mit Druck  
und falschen Versprechungen ber die Arbeits- 
mglichkeiten in Deutschland fhren. Entschei-
dend ist die Verbesserung der Bildungs-, Aus-
bildungs- und Beschftigungsmglichkeiten fr 

junge Menschen in den 
Krisenlndern. Dazu be-
darf es ber allgemei- 
ne Apelle und Absichts- 
erklrungen hinaus kon-
kreter Konzepte und 
Verpflichtungen in Poli-
tik und Wirtschaft. 

Gleichzeitig erforderlich bleibt die Verbesserung 
der Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen gerade 

in den sogenannten Man-
gelberufen  vor allem in 
den Gesundheits- und Pfle-
gebereichen sowie sonsti- 
gen personenbezogenen 
Dienstleistungen  um die  
Qualifizierungs- und Be- 
schftigungschancen fr 
die sogenannten schwer 
vermittelbaren Personen-
gruppen in der Bundesre- 
publik zu verringern. Mit 
3 Millionen registrierten  
Arbeitslosen, einer Unter- 
beschftigung zwischen 4 
bis 6 Millionen und ber 
7 Millionen Menschen mit 
Niedriglhnen gibt es auch 
in der Bundesrepublik noch 

erhebliche beschftigungs- und arbeitsmarktpoliti-
sche Herausforderungen.

Aus den Erscheinungsformen und Ursachen der Kri-
sen ergibt sich eine bersteigerte Subsidiaritt und 
verkehrte Solidaritt der Verteilung der Krisen-
lasten von unten nach oben sowie von den Opfern 
zu den Verursachern. Bezahlen mssen die Krise 
die Steuerbrger/-innen, Arbeitnehmer/-innen, die 
Arbeitslosen, Sozialleistungsempfnger/-innen in 
den Glubigerlndern ber die gigantischen Ret-
tungsschirme und die ffentliche Krzungspolitik, 
sowie die groe Mehrheit der Menschen in den 
Krisenlndern durch die Krzungsauflagen, die 
in Rezession, Arbeitslosigkeit und Armut fhren. 
Vordergrndig sollen damit der Euro und die 
Krisenlnder gerettet werden. In Wirklichkeit geht 
es um die Rettung der Banken und sonstigen Fi-
nanzinstitutionen, ihre Eigentmer, Glubiger und 
Top Manager, und letztendlich um den Abbau von 
Sozialstaat und Solidaritt. 

Dies hat der Europische Gewerkschaftsbund mit 
seiner Kritik an dem finnischen EU-Kommissar fr 
Wirtschaft und Whrung, Olli Rehn, deutlich ge-
macht: Sein Lob gegenber Lettland und Irland 
wegen ihrer erfolgreichen finanziellen und 
wirtschaftlichen Anpassung haben die Menschen 
in diesen Lndern mit bitteren Krzungen von 
Lhnen, Renten und sonstigen Sozialleistungen 
sowie der Auswanderung vieler junger Menschen 
bezahlen mssen. 

Umgekehrt hat das von gravierenden Banken-
krisen geschttelte Island, das allerdings weder 
Mitglied der EU noch der Eurozone ist, gezeigt: 
Es ist mglich, eine Finanzkrise ohne einseitige Be-

Wie kann es gelingen, die Weichen neu zu stellen?

 Rainer Sturm, pixelio.de

Entscheidend ist die 
Verbesserung der Bil-
dungs-, Ausbildungs- 
und Beschftigungs- 
mglichkeiten fr 
junge Menschen in  
den Krisenlndern.
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lastung der Brger/-innen 
zu bewltigen. Island war 
eines der ersten Lnder, 
das in den Strudel der von 
den USA ausgehenden 
Finanzkrise geriet. Seine 
Banken hatten mit extrem 
hohen Zinszahlungen auf 
Einlagen auslndisches Ka-
pital angelockt bis 2007 
das Kartenhaus der Spe-
kulation zusammenbrach. 
Die Regierung in Reykja-
vik ging die Bewltigung 
der Krise mit grerer 
sozialer Ausgewogenheit 
an. Sie verzichtete auf die 
weitreichende Bankenret-
tung mit Steuergeldern 
und sorgte dafr, dass sich 
die berlebenden Banken 
wieder auf die Dienstleis-
tungen konzentrierten. Sozialleistungen fr die 
Brger/-innen wurden gestrkt, nicht gekrzt. He-
raufgesetzt wurden die Steuern fr die hheren 
Einkommen. Seit 2011 weist die Wirtschaft Islands 
wieder positive Wachstumsraten auf. Durch die 
Abwertung der islndischen Krone kurbelte Island 
Exporte und den Tourismus an. 

Auf die Europawahlen 2014, das neue Europapar-
lament und die knftige Europische Kommission 
kommen schicksalhafte politische Herausforde-
rungen zu. Es gilt, bessere Chancen fr die jungen 
Menschen in Europa zu schaffen. Die Verantwort-
lichen in der EU, den Mitgliedslndern und allen 
voran in der Bundesrepublik drfen nicht zusehen, 
dass eine verlorene junge Generation zu einem 
Systemrisiko fr Europa und seine Demokratien 
wird.

Ursula Engelen-Kefer, Volkswirtschaftlerin, war 
u. a. Leiterin der Referate Internationale Sozial-
politik und Arbeitsmarktpolitik des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (DGB), Vizeprsidentin 
der Bundesanstalt fr Arbeit und Stellvertre-
tende Vorsitzende des DGB. 
Sie ist Honorarprofessorin fr das Lehrgebiet 
Internationale und europische Arbeitsmarkt- 
und Beschftigungspolitik an der Hochschule 

der Bundesagentur fr Arbeit  Fachhochschule fr Arbeits-
marktmanagement.
Ihr neuestes Buch ist im Oktober 2013 bei vorwrts/buch er-
schienen: Eine verlorene Generation? Jugendarbeitslosigkeit 
in Europa

http://www.engelen-kefer.de
E-Mail: engelenkeferu@yahoo.de

Europa und seine Demokratien knnen sich keine verlorene Generation leisten

 Uwe Steinbrich, pixelio.de

AB: Was ist fr Sie die grte Herausforderung fr die Europische Union nach der Europa-Wahl 2014?

Die Mitgliedstaaten mssen strukturelle Reformen ihrer Bildungssysteme und Arbeitsmrkte vorneh-
men, um die hohe Jugendarbeitslosigkeit zu bekmpfen und jungen Menschen eine Per-
spektive zu erffnen. Die deutsche duale Ausbildung hat hier Vorbildcharakter. Die EU 
braucht einen europischen Arbeitsmarkt: Nur mit mehr Mobilitt knnen wir regionale 
und sektorale Unterschiede bei Arbeitslosigkeit und Fachkrftemangel ausgleichen.

Nadja Hirsch, Mitglied des Europischen Parlaments, 
Mitglied der Allianz der Liberalen und Demokraten fr Europa
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DARE (Democracy and Human Rights Education in 
Europe) ist ein Zusammenschluss von 50 Organi-
sationen aus 27 europischen Lndern. Das Netz-
werk hat das Ziel, die Anliegen von politischer Bil-
dung und Menschenrechtsbildung auf europischer 
Ebene zu vertreten und zu frdern. Georg Pirker, 
Referent fr internationale Bildungsarbeit in der 
Geschftsstelle des AdB, organisiert und koordiniert 
die Netzwerk-Aktivitten und hat die in diesem 
Beitrag vorgestellten Ergebnisse einer Umfrage un-
ter den DARE-Mitgliedern fr die Auerschulische 
Bildung bersetzt und zusammengefasst.

Anlsslich Jahres der Brgerschaft und des 
10jhrigen Jubilums von DARE wurde eine Um-
frage zum Stand der Education for Democratic Ci-
tizenship/Human Rights Education (EDC/HRE) und 
Europa durchgefhrt, um die Sicht der Netzwerk-
Mitglieder auf die europische Einbettung ihrer 
Arbeit auszuloten und potentielle Entwicklungs-
pfade fr die zuknftigen Aktivitten des Netz-
werks zu bestimmen.

Die Umfrage wurde an die derzeit 50 Mitglieder 
des Netzwerks versandt, die eingeladen waren, sie  
auch an Kooperationspartner/-innen weiterzulei-
ten. Ein Rcklauf von 28 Antworten (vier davon 
auerhalb des Netzwerks) deckt die Hlfte der 
Mitgliedsorganisationen ab und liefert somit eine 
Basis fr ein Meinungsbild. Interessant ist, dass sich 
auch die Nichtmitglieder durchweg als Mitglieder 
des Netzwerks bezeichnen, was den Schluss zulsst, 
dass sie sich durch die Arbeit von DARE zumindest 
reprsentiert sehen. Die Umfrage enthlt vier Fra-
gestellungen. Die Antworten werden im Folgen-
den zusammenfassend dargestellt:

	 Nach diesem Beitrag und der kritischen Stellungnahme von 

DARE zum Papier der Europischen Kommission findet sich ein 

Verzeichnis fr die in beiden Texten benutzten Abkrzungen.

Frage 1: What do you consider the most challen-
ging issues in EDC/HRE both in your country and in 
the European Union as a whole?

Die Sicht von Politik und Verwaltung, so der Grund-
tenor der Befragten, ist nach wie vor von Unwis-
senheit ber EDC/HRE, einer daraus resultierenden 
mangelnden Wertschtzung und damit auch einer 
schlechten finanziellen Untersttzung der EDC/
HRE-Arbeit geprgt. Dies hat zur Folge, dass EDC/
HRE von den Auswirkungen der Finanzkrise beson-

ders betroffen ist: The 
crisis affects education 
as a whole, but in parti-
cular EDC/HRE. 

Insbesondere Teilneh-
mende aus Lndern, die  
von den Auswirkungen  

der Finanzkrise stark negativ betroffen sind, hin-
terfragen das vorherrschende demokratische 
Selbstverstndnis der politischen und wirtschaftli-
chen Entscheidungstrger/-innen. Sie hinterfragen  
deren Wertorientierungen und Sicht auf die Funk-
tionsweise demokratischer Gesellschaften. Stell-
vertretend dafr steht folgender Kommentar aus 
Griechenland: What is the real meaning of Human 
Rights and democratic participation in practice es-
pecially in the time of economic crisis and all this 
expansion of poverty, unemployment, underedu-
cation and misrepresentation?

Im Zusammenspiel verursachen beide Befunde ei-
nen eingeschrnkten Zugang und damit einherge-
hend eine beschrnkte demokratische Teilhabe an 
Willensbildungsprozessen.

Eine zweite Antwortgruppe bezieht sich auf die 
Ausgestaltung von EDC/HRE auf nationaler Ebe-
ne: Die curriculare Verankerung von EDC/HRE sei 
gering und es gbe wenig bis kein Material fr 
die Nutzung in der formalen Bildung. Zudem sei-
en Lehrer/-innen mit den Anliegen und Inhalten 
von EDC/HRE tendenziell berfordert und trgen 
mit dazu bei, dass insbesondere HRE nicht als An-
gelegenheit der eigenen Institution bzw. vor Ort 
begriffen wird, sondern als etwas, das weit weg 
vom eigenen Leben stattfindet. EDC/HRE insge-
samt sei bedauerlicherweise eine Funote in der 
pdagogischen Karriere. 

Interessant ist dabei, dass die Antworten zur Si-
tuation von EDC/HRE stark auf Curricula und die 
mangelnde Reichweite formaler Bildung abzielen 
und wenig ber die auerschulische Bildungspraxis 
aussagen.

Education for Democra-
tic Citizenship/Human 
Rights Education ist 
durch die Auswirkun-
gen der Finanzkrise 
besonders betroffen
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Eine Aussage zur au- 
erschulischen Praxis er- 
laubt eine dritte Ant-
wortgruppe: Ihr zufol- 
ge wird das Arbeits-

feld als nach wie vor stark unterfinanziert be-
zeichnet. Jedoch sei die auerschulische Bildung 
berhaupt als einziges Feld identifizierbar, das 
einen grundstndigen fachlichen und inhaltlichen 
berblick ber EDC/HRE habe und deren Anliegen 
gesellschaftlich vorantreiben knne. Die Heraus-
forderung vor der auerschulische Bildung steht: 
Dynamic in the whole field needs to come from 
under-funded NGOs.

Die Fokussierung der europischen Bildungspoli-
tik auf formal messbare Ergebnisse stelle Anbieter 
auerschulischer politischer Bildung immer strker 
vor das Problem, Wirkungen in einer berprfbaren 
Weise darzustellen. Die Projektfrderung auf eu- 
ropischer Ebene verstrke diesen fatalen Trend, 
da sie einer an Langzeitwirkung ausgerichteten 
kohrenten Politik der nationalen/regionalen Ebe-
ne zustzlich entgegenwirke. Allerdings sei diese 
kohrente Politik in vielen Lndern ohnehin nicht 
vorhanden oder werde im Zuge der Krise gerade 
(wie z. B. in Spanien) abgeschafft. Eine Reduzierung 
der Diskussion ber European Citizenship auf Fragen 
der Grundrechte fhre dazu, dass sich die national 
unterschiedlichen Begrndungen von Brgerschaft 
und dazugehriger Bildungsarbeit im europischen 
Diskurs nicht wiederfnden. Damit sei ihnen die 
Mglichkeit genommen, den politischen Prozess 
mit zu beeinflussen. Politische Bildungsprozesse 
wrden nicht zur Strung 
europischer politischer Wil- 
lensbildung begriffen.

Bezogen auf die Inhalte 
von Bildungsarbeit fallen 
drei Aspekte auf: Mehrere 
Teilnehmende benennen 
die Arbeit gegen Extremis-
mus als eine zentrale the-
matische Herausforderung. 
Nach wie vor sei es zudem 
ein konkretes Anliegen von 
EDC/HRE, junge Menschen 
auf ihr Leben als verant-
wortliche Brger/-innen in 
einer sich immer schneller 
ndernden Welt vorzube-
reiten. 

Die Teilnehmenden der 
Befragung sehen folgende 

Themen als Themen von EDC/HRE an: Global Edu-
cation, intercultural learning, youth participation, 
anti-racism, anti-dicrimination, environmental 
education, history education et al. Leider htten 
die Akteure in diesen Arbeitsfeldern oft kein Be-
wusstsein davon und stellen keinen Bezug zu EDC/
HRE her. Diese Themenbereiche mssten aber als 
integrale Bestandteile von EDC/HRE verstanden 
werden.

Frage 2: What are your key expectations on Euro-
pean Educational Policy?

We cannot think about a united EU if we do not 
have a common ground and sense of European 
Identity ... 

Eine erste wichtige Aus-
sage ist, dass sich die 
Organisationen vor dem 
Hintergrund ihrer natio-
nalen Arbeit mit Europa 
 insbesondere der EU  
identifizieren. Eine da-
raus abgeleitete Forde-

rung ist z. B.: Common European EDC/HRE curri-
cula and a common concept for European History 
teaching. Wobei diese Curricula nicht rein auf den 
schulischen Bildungskontext bezogen sind. Eine 
europische Bildungspolitik, die den aktuellen He-
rausforderungen gengen mchte, sollte zudem 
auf einem weiteren Bildungskonzept als der vor-
herrschenden Arbeitsmarktbefhigung basieren. In  
diesem Sinne entsteht die Forderung: Europe 

Dynamic in the whole 
field needs to come 
from under-funded 
NGOs.

Europische Bil-
dungspolitik sollte 
auf einem weiteren 
Bildungskonzept als 
der vorherrschenden 
Arbeitsmarktbefhi- 
gung basieren

Flags in front of the European parliament headquarters in Strasbourg

 Photo European Union-Architects: Architecture Studio
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needs to take into account the concerns of citizens 
and integrate educational and social aspects of its 
citizens.

Die Befragten haben den Eindruck, dass die ge- 
genwrtige Bildungspolitik der EU EDC/HRE ent-
werte: European Educational policies devaluate 
EDC/HRE. Die Strke von (auerschulischer) EDC/
HRE wird insbesondere in Zugngen gesehen, die 
an den Bedrfnissen der Teilnehmenden ausgerich-
tet sind. Diese stimmten aber nicht mit dem von der 
EU verordnete educational benchmarking ber- 
ein. Forderungen, die sich aus diesem Kontext ab-
leiten, sind eine Reduzierung der quantitativen 
Zielvorgaben der EU-Bildungsprogramme, einher- 
gehend mit einem eindeutigen Bekenntnis zu um- 
fassender Bildung als Wert an sich, einer Auswei-
tung von wertbasierten Zugngen, die sich ins-
gesamt strker auch an den EDC/HRE-Diskursen 
orientieren sollten.

Europische Bildungspolitik sollte in diesem Sin-
ne keine Sonntagsreden schwingen, sondern HR-
Standards umsetzen helfen, die einen Beitrag zur 
Strkung zivilgesellschaftlicher Organisationen leis- 
ten. Sie sollte die Rahmenbedingungen zum Schutz 
politischer, ziviler, konomischer, sozialer und kul-
tureller Rechte verbessern und sich auf die Umset-
zung des EU-Grundrechtekatalogs beziehen. The 
EU should accept that education is not only about 
jobs and vocational capacities but instead is the 
impetus for commonly creating a vision of change 
and transformation.

Europische Bildungspolitik sollte zudem EDC/HRE 
auch als Umsetzungsstrategie begreifen, die es 
erlaubt, Lernende zu untersttzen, Grundrechte, 
die ihren Alltag betreffen, als solche zu begreifen, 
und sie und ihr Umfeld dazu zu befhigen, sich an 
demokratischen Interessensbildungsprozessen zu 
beteiligen und Zugang zu ffentlichen Dienstleis-
tungen zu erhalten. 

Frage 3: What is your motivation to participate in 
the DARE network?

Eine wesentliche Motivation, sich am DARE-Netz-
werk zu beteiligen, ist auch nach zehn Jahren noch 
das Anliegen, EDC/HRE im europischen Kontext 
zu strken. Dies wird in allen Antworten nach wie 
vor als ein Unterfangen gesehen, welches nur ge-
meinsam wahrgenommen werden kann. Hervorge-
hoben wird, dass DARE als der Motor fr die Ver-
ankerung von HR im Active Citizenship-Konzept 
gesehen wird. berhaupt wird die gemeinsame 
Lobbyarbeit auf der europischen Ebene als ein 

ganz zentrales Moment der Zusammenarbeit be-
nannt. DARE wird als ein Zusammenschluss ver-
standen, in dem es die beteiligten Organisationen 
erfolgreich geschafft haben, ein bergreifendes 
Netzwerk von Stakeholdern zu schaffen, das For-
schung, Praxis, NGOs und weitere in diesem Feld 
ttige (auch halbstaatliche) Institutionen verbindet 
und um das Anliegen EDC/HRE schart. Hervorgeho-

ben wird auch der Cha-
rakter einer Plattform, 
in welcher die Anliegen 
der Mitglieder willkom-
men und wertgeschtzt 
sind und weiterbearbei-
tet werden: The DARE 

network is a network where one can feel that your 
opinion is respected and that your input will be 
taken forward and it also provides opportunities 
for forming new partnerships and engaging in new 
innovative pieces of work which can be cascaded to 
our members.

ber diese Funktion hinaus uern mehrere Teil-
nehmende, dass die Organisationen mit ihrer Mit-
gliedschaft in DARE ber ein Informationsinstru-
ment verfgen, das ihnen die Arbeit entschieden 
erleichtert. Im Kontext ihrer nationalen Arbeit 
wrden sie nur durch wenig Informationen und 
Ressourcen untersttzt, dies erschwere ihr EDC/
HRE-Engagement. DARE verstehen sie als network 
that makes the difference and brings advance und 
als upgrade to understand the deficits in regard 
to HR on national level and vice versa.

Drittes Kernanliegen ist, mit dem Netzwerk ei-
nen Kontaktraum fr jederzeit aktivierbare Pro- 
jektantrge und Partnerschaften zu verfgen, der 
auf gewachsenem Vertrauen und langjhriger ge-
meinsamer Arbeitserfahrung beruht.

DARE ist der Motor 
fr die Verankerung 
von Menschenrechten 
im Active Citizenship-
Konzept

Charta der Grundrechte der Europischen Union

 AdB
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Frage 4: How would you describe the impact  if 
any  of DARE on the development of HRE/EDC in 
your country?

Die Wirkung eines Netzwerks wie DARE auf den 
eigenen nationalen Arbeitskontext zu messen, 
scheint generell schwierig zu sein. Insbesondere 
was die Wirkung auf die Ebene nationaler Poli-
tikformulierungen betrifft, lsst sich klar feststel-
len: I would not be able to describe any tangible 
impact, but i hope there is one. Diese Antwort 
kommt erwartungsgem hufig vor. Nichtsdesto-
trotz bekrftigen viele Mitglieder, dass sie die von 
DARE entwickelten und zur Verfgung gestellten 
Materialien regelmig nutzen und im nationalen 
Kontext promoten. 

Es gibt einige Organisationen, die DARE fr die 
Umsetzung ihrer EDC/HRE-Agenda in ihrem landes-
spezifischen Kontext nutzen. We are aware that 
financial barriers have caused limitation to advan-
cing the EDC/HRE agenda, but the impact for us has 
been great in progressing this agenda in our count-
ry and sharing good knowledge with EU partners. 
Dazu gehrt auch die Mglichkeit, ber DARE die 
Entwicklung der eigenen Organisation unter pro-
fessionellen Gesichtspunkten voranzutreiben und 
die Angebote des Netzwerks zu europischem ca-
pacity building zu nutzen.

Eine ganze Reihe von Teilnehmenden betont 
darber hinaus die Mglichkeit, selbst ber DARE 

auf der politischen Ebene der EU agieren und 
sichtbar sein zu knnen. DARE sei wichtig und ge- 
genwrtig eine der wenigen Mglichkeiten, die 
Anliegen und Fragen von EDC/HRE auf die politi-
sche Ebene in Europa berhaupt zu kommunizie-
ren.

bersetzt und zusammengefasst von Georg Pirker
Informationen ber das Netzwerk: 

http://www.dare-network.eu/
E-Mail: pirker@adb.de

AB: Welche Bedeutung hat aus Ihrer Sicht die 
politische Bildung fr die demokratische Ent-
wicklung Europas?

Politische Bildungsarbeit ist ein Fundament 
zivilgesellschaftlichen Zusammenlebens. Gera-
de die Vermittlung demokratischer Grundstze 
des gemeinsamen Europas gehrt zu den we-
sentlichen Aufgaben, fr die es sich im politi-
schen Alltag zu streiten lohnt. Damit werden 
europische Werte wie Toleranz 
und Weltoffenheit gefrdert.

Martina Michels, DIE LINKE, 
Mitglied des Europischen 

Parlaments, 
Mitglied im Ausschuss fr Kultur 

und Bildung

Let us be more ambitious!

Das DARE-Netzwerk hat sich an der Diskussion um 
die Ausgestaltung der zuknftigen EU-Politiken 
bis 2020 beteiligt. Es hat eine kritische Stellung-
nahme zum Papier der Europischen Kommission 
Rethinking Education: investing in skills for better 
socio-economic outcomes verfasst, die im Folgen-
den abgedruckt ist.

DARE networks board proposes to critically in-
vestigate the European Commissions proposal on 
Rethinking Education: investing in skills for better 
socio-economic outcomes which was published 
in November 2012 by the European Commission 
[COM(2012) 669 final].

We welcome the European Commissions vision on 
the Future of Education as a valuable contribution 
to the discussion  but we aim for a deeper reflec-
tion within the discussion in order to develop a com-
mon vision for the future. The communication issu-
ed by the EC is emphasizing strictly on delivering 
the right skills for employment, increasing the 
efficiency and inclusiveness of our education and 
training institutions and working collaboratively 
with all relevant stakeholders (p. 2). No doubt  
in the times of crises caused by the financial sector, 
we face in the countries suffering by the crisis mul-
tiple problems, among them rates of (youth) un-
employment as one of the biggest challenges for 
European society. No doubt that more and better 
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than is currently the case needs to be done in order 
to equip youth (and people affected by the crisis in 
general) with instruments to cope with the situati-
on and go steps to recover. Nothing is worse than a 
situation where a political and economical system 
is not able to take care for the peoples needs. 

The ECs approach to set the focus more or less so-
lely on formal education is a missed opportunity 
for a redefinition of education as envisaged. The 
approach to put the responsibility for coping with 
the outcomes of the economical downturn mostly 
on the shoulder of the individual citizens and re-
jecting any responsibility of the economical, social 
and ecological environment for the situation is cy-
nical. To enforce solely the vocational skills of the 
learners and their employment skills in this regards 
will have no effect if there is no jobs. 

The EC asks for world-class vocational education 
and training. What is world class VET and in com-
parison to what? DARE points out that Europe al-
ready today is world-wide leading in Human Rights 
Education and Education for Democratic Citizen-
ship. This is one of the fundaments for the success 
of economy and societies in Europe. This effort 
should not be risked nor lost! 

The EC Communication points out on the success 
of countries leading in vocational education and 
training. From the DARE-network we want to indi-
cate that these countries also have sound support 
for non-formal learning and include EDC/HRE pro-
grams in national curricula as well as offer support 
for non-formal learning. 

A highly selective and competitive educational sys-
tem inherently produces winners and losers. The 
European commission aims to reduce the rates of 
low performance but who will be the people losing 
in 2020 if the educational systems are highly com-
petitive and selective and only about to produce 
overachievers? Are streamlined curricula, standar-
dized tests the right instruments to tackle under-
performance or should we rather ask for tailor-
made approaches fostered for the level learners on 
the educational grassroots level? Is a strict focus on 
STEM (science, technology, engineering and ma-
thematics) enabling Europe for real sustainable, 
smooth and inclusive growth? 

Lifelong learning (LLL) and civic competencies, 
building a core methodology of HRE/EDC, are es-
sential for each individual in modern European, 
knowledge-based and democratic societies. As 
dispositions of learning-to-learn skills and active 

citizenship shape up in childhood and adolescence, 
formal and non-formal education seen through 
the LLL-perspective can make a significant contri-
bution to the enhancement of social and civic com-
petencies as well as to employability skills of adult 
Europeans. 

Eight key competencies, listed in the Recom- 
mendation of the European Parliament and of the 
Council of 18th December 2006 on key competen-
ces for lifelong learning, include among others 
(e. g. digital competence, cultural awareness and 
expression, learning-to-learn skills) also sense of in-
itiative and entrepreneurship and social and civic 
competences. Both have to be seen as fundamental 
to equip individuals to participate actively in civic 
society. 

DARE points out that Education for Human Rights 
and Democratic Citizenship over past decades, sup-
ported by numerous international, European and 
national HR instruments, developed modern and 
expert appreciated methods of addressing a range 
of vulnerable and marginalized groups of populati-
on (including social-economic disadvantaged, with 
less well-educated background, with employment 
difficulties), who are in need of empowerment and 
support to fulfill their educational potential. 

The educational system of a democratic society 
should seek to support all its learners in their de-
velopment of social and civic competences hand in 
hand with sense of initiative including entrepre-
neurship (on all levels of formal, non-formal, LLL 
and vocational education) in order to empower 
them to participate confidently in modern, hete-
rogeneous, knowledge-based societies and contri-
bute to development of socially responsible sus-
tainable economy in Europe. Whats good for the 
disadvantaged should also be taken into account 
for the ones that eat the fat of the land: Democra-
tic Citizenship and Human Rights skills are also an 
educational goal for vast groups within privileged 
groups in society. 

The European Commission asks for the develop-
ment of transversal skills, such as the ability to 
think critically, take initiative, problem solve and 
work collaboratively further the communication 
asks the development of adequate tools for indi-
vidual assessment of skills, particularly in the areas 
of problem solving, critical thinking, collaboration 
(...). From the DARE network we know no better 
educational environment to learn these skills as 
the environment of non-formal Education for De-
mocratic Citizenship and Human Rights Education, 
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for active citizenship education, politische Bildung 
etc. We do not understand why the EC communica-
tion does not take these fields into account when 
the acquisition of these transversal skills is so im-
portant for the EUs future. The EC loses an oppor-
tunity by not including the positive experiences of 
non-formal Education for Democracy and Human 
Rights as a basic field to acquire these competen-
ces! Among the transversal skills the EC emphasi-
zes especially entrepreneurial skills as desire for 
education. We have no doubt that among a lot of 
other fields it can be interesting to learn in school 
more about entrepreneurship, but one also has to 
admit that not all young people want to become 
entrepreneurs. We see it as crucially important to 
invest in this regard in sound EDC/HRE teaching all 
over Europe and contribute to the realization of 
the Council of Europe Charter on Education for de-
mocratic citizenship and human rights education. 
Entrepreneurial investments are made mostly in 
countries/regions where investors have no doubt 
about the rule of law and the security of invest-
ments. Risk and Forecast estimate for entrepreneu-
rial investments largely depends on the estimation 
of stable and societies and an investment friendly 
climate. In this regard Citizenship skills and know-
ledge are a crucial desirable for any educational 
system that aims to support a prosperous smart 
and sustainable growth in Europe. Resulting from 
the crisis we face in many countries a streamlining 
of education and a roll-back of EDC/HRE from the 
formal educational system as currently happening 
in Spain. Also the political success of populist far 
right movements in several European states gives 
us alarming signals which are a clear risk for the 
stability of societies and the democratic model in 
Europe.

On the Funding Education aspect the EC lobbies 
for a model of cost sharing between different part-
ners in the educational process  the state, busi-
nesses and individuals, foundations and alumni  
with public investment to leverage private sector 
match-funding. We ask the EC kindly to provide ex-

amples of successful PPPs in the educational field 
and to provide evidence of good experience which 
have proven to be successful in the long run. DARE 
points out that education is a public good and all 
members of society should have equal chances and 
access to any education offered. The EC is further 
asked to give evidence that PPPs are capable to 
offer solutions which are in the long run guarante-
eing open societies and a stable social climate. 

For the DARE board, August 2013 

Contact Georg Pirker, Secretary of the DARE net-
work, pirker@adb.de 
Weitere Informationen ber DARE: 
www.dare-network.eu
Das Positionspapier der Europischen Kommissi-
on Neue Denkanstze fr die Bildung: bessere 
soziokonomische Ergebnisse durch Investitionen 
in Qualifikationen kann  auf Deutsch  unter fol-
gendem Link gelesen werden: http://ec.europa.eu/
education/news/rethinking/com669_de.pdf

Erluterungen zu den Abkrzungen

DARE	 Democracy and Human Rights Education 
in Europe; europisches Netzwerk zur 
Strkung der politischen Bildung und 
Menschenrechtsbildung in Europa

EC 	 European Commission
EDC/HRE	 Education for Democratic Citizenship/Hu-

man Rights Education
EU	 Europische Union
HR	 Human Rights; Menschenrechte
LLL	 Lifelong learning; Lebenslanges Lernen
NGO	 Non-governmental Organization; Nicht-

regierungsorganisation
PPP	 Public Private Partnership
STEM	 Science, Technology, Engineering and 

Mathematics; Wissenschaft, Technologie, 
Technik und Mathematik

VET	 Vocational Education and Training; Beruf-
liche Aus- und Fortbildung
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AB: Welches ist fr Sie die grte Herausforderung 
fr Europa in der nchsten Legislaturperiode?

Es ist schwer, nur eine Herausforderung fr Eu-
ropa zu benennen, denn es gibt mehrere. Die 
Europische Union mag das Grbste hinter sich 
haben, die Finanzkrise ist jedoch noch lngst nicht 
berwunden. Es muss in den nchsten Jahren da-
rum gehen, auf Probleme wie berschuldung, 
Arbeitslosigkeit und Rezession zu reagieren  an-
ders als in der Vergangenheit jedoch auf solida-
rische Weise. Das Krisenmanagement war zuletzt 
geprgt von einer besorgniserregenden Tendenz: 
Wichtige Entscheidungen wurden von einigen 
wenigen Staats- und Regierungschefs vorgegeben 
und den anderen sowie dem Europischen und 
den nationalen Parlamenten zum Abnicken vor-
gelegt. Dies hat aus der Finanzkrise auch eine Ver-
trauenskrise und ansatzweise eine Demokratiekri-
se gemacht, die das gesamte Integrationsprojekt 
gefhrdet.

Wir brauchen eine solidarische, demokratische 
und auf Nachhaltigkeit aufgebaute Europische 
Union. Eine solidarische Union bedeutet, dass Fi-
nanzausgleich und Untersttzung fr schwache 
Regionen und Bedrftige nicht als notwendiges 
bel angesehen werden, sondern als Kernprinzi-
pien einer Gemeinschaft, deren einzelne Mitglie-
der allein ihren Herausforderungen lngst nicht 
mehr standhalten knnen. Eine demokratische 
Union muss die Antwort sein auf berechtigte Fra-
gen nach Transparenz oder der Rechenschaft fr 
Entscheidungen, die jede(n) von uns betreffen. 
Nachhaltigkeit muss der Grundsatz sein, mit dem 
die Union beim Klimaschutz, in der Energie- aber 
auch in der Wirtschaftspolitik ganz allgemein welt- 
weit Mastbe setzt.

Seit mehr als 20 Jahren gibt es berechtigte For-
derungen nach einer gemeinsamen Wirtschafts- 
und Finanzpolitik. Viele, gerade in Deutschland, 
stoen sich am Begriff Wirtschaftsregierung. 
Wie man das Kind auch nennt  notwendig sind 
ein greres Ma an Harmonisierung der natio-
nalen Haushalts-, Sozial-, Bildungs- sowie Indust-
riepolitiken sowie endlich ein Ende des unfairen 
Standortwettbewerbs bei Unternehmenssteuern. 

Muss es immer mehr Europa sein? Nein, die EU 
sollte sich auf das beschrnken und besinnen, was  
sie besser kann, wo gemeinsames Vorgehen ei- 
nen Mehrwert bringt. Die Auen- und Sicher- 
heitspolitik gehrt ebenso dazu wie die Flcht- 
lingsproblematik, wo uns an den sdlichen Ksten 
tglich neu erschreckende Beispiele dafr geliefert 
werden, was nationaler Eigensinn und falsch ver-
standenes Souvernittsdenken fr Schaden an- 
richten knnen. Beim Klimaschutz, wo die EU 
drauf und dran ist, ihren einst guten Ruf als Vor-
reiterin zu verspielen. In der Handelspolitik, denn 
jeder noch so groe Mitgliedstaat ist alleine zu 
klein, um seinen Interessen auf internationaler 
Ebene Geltung zu verschaffen. Und: Gerade in Zei- 
ten, in denen nationaler Protektionismus und Sub- 
ventionen als herkmmliche Mittel der Industrie- 
politik wieder gestrkt werden, ist es wichtig, eine 
starke, die Interessen Aller vertretende EU-Kom-
mission zu haben.

Dr. Franziska Brantner, von 2009 bis 
September 2013 Mitglied  

des Europischen Parlaments 
Bndnis 90/Die GRNEN; 

seit September 2013 Abgeordnete 
des Deutschen Bundestags
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Erasmus+ und politische Bildung 
Die neue Generation der EU-Programme

Georg Pirker



2014 startet die neue Generation der EU-Program-
me im mehrjhrigen Finanzrahmen der EU 2014-
2020. Georg Pirker stellt die Programme in ihrer Re-
levanz fr die politische Bildung vor und benennt 
die Verknpfungsmglichkeiten zu Vorhaben 
auerschulischer politischer Bildung. Er weist aber 
auch darauf hin, dass noch im Dezember 2013 eini-
ge europische Rahmenentscheidungen zur konkre-
ten Ausgestaltung der Frderprogramme ausste-
hen und die Programmhandbcher noch nicht in 
offizieller Version zur Verfgung stehen.

Europa ist ein fester Bestandteil politischer Bil-
dung. ber ihre Frderprogramme trgt die EU 
seit Jahren auch in erheblichem Mae zum Agen-
da-Setting und zur Finanzierung von Angeboten 
politischer Bildung bei. 

Ab dem 1. Januar 2014 gilt nun endlich der neue 
mehrjhrige Finanzrahmen der EU, der einen pro-
grammatischen Gestaltungshorizont unter den 
Eckpunkten der EU 2020-Strategie Smart, sustai-
nable and inclusive Growth absteckt. ber dessen 
konkrete finanzielle und inhaltliche Ausgestal-
tung ist im Vorfeld trefflich gestritten worden. In 
Deutschland kam vornehmlich die Erhaltung einer 
eigenstndigen Programmlinie Jugend auf die Ta-
gesordnung.

Wie sehen die neuen Programme nun konkret aus 
und wie sind sie fr europische Frderung poli-
tischer Bildung nutzbar bzw. wo sind Angelegen-
heiten politischer Bildung knftig anschlussfhig? 
Im Kern finden sich Anliegen politischer Bildung 
ab 2014 in vier europischen Politikbereichen mit 
folgenden Programmen wieder:

	 Politikbereich Bildung und Kultur: ERASMUS+
	 Politikbereich Grundrechte, Gleichberechtigung 

und Brgerschaft: Rights, Equality and Citizen-
ship, Europe for Citizens

	 Politikbereich Europische Auenhilfe: Euro-
pean Instrument for Democracy and Human 
Rights (EIDHR), European Neighbourhood Pro-
gram (ENPI) u. a.

	 Politikbereich Europische Strukturfonds: EFRE 
 Europischer Fonds fr regionale Entwick-
lung; ESF  Europischer Sozialfonds; ELER  
Europischer Landwirtschaftsfonds fr die Ent-
wicklung des lndlichen Raumes u. a.

Der folgende Beitrag befasst sich vornehmlich mit 
dem Politikbereich Bildung und Kultur und reit 
den Politikbereich Grundrechte, Gleichberechti-

gung und Brgerschaft kurz an. Die Instrumente 
der Auenhilfe werden sich im Vergleich zur Pra-
xis 2007-2014 nicht wesentlich verndern. Im Be-
reich der Strukturfonds, die in Deutschland ber 
die nationale Ebene/Lnderebene verteilt werden, 
stehen konkrete Programmfestlegungen auf der 
nationalen Ebene noch aus.

Alles vereinfacht, alle registriert?  
Einige Grundlagen

Generell gilt: Wer die neue Programmgeneration 
wirklich nutzen mchte, sollte sich wesentlich in-
tensiver als bislang mit den strukturellen Voraus-
setzungen der Programme und Frderungen ausei-
nandersetzen, mit dem Ziel, eine Wechselwirkung 
mit der eigenen Arbeitsstruktur nachvollziehbar 
zu erreichen. Im Vergleich zur Programmgenera-
tion 2007-2013 gibt es folgende grundlegende 
Vernderungen:

	 gleiche Programmstruktur fr alle Bildungspro-
gramme im neuen integrierten Programm Eras-
mus+ (auch Jugend), mit einem Programmhand-
buch fr alle Bildungsprogramme; 

	 weniger Aufrufe und Aktionen, leichtere Orien-
tierung;

	 obligatorische Online-Registrierung aller Antrag-
steller und Partner und Nutzung von e-Forms 
fr alle Antrge;

	 starke Fixierung der Programme auf Generie-
rung europischen Mehrwerts und auf systemi-
sche wie systematische Wirkung (more bang for 
the buck!);

	 pauschalisierte Abrechnungssysteme, verein-
fachtes Finanzmanagement;

	 der Fragestellung nach Validierung und Aner-
kennung von Lernleistung und Bildung wird ein 
beraus hoher Stellenwert zugesprochen.

	 Bislang ist eine Liste von 19 Programmprioritten ver-

abschiedet, von denen jeweils 5 in den Mitgliedsstaaten als 

prioritr fr die Umsetzung definiert werden mssen.

	 Da es in Deutschland weiterhin getrennte Nationalagentu-

ren gibt, wird eine fr alle verbindliche deutsche Textfassung 

des Programmhandbuchs wohl auf sich warten lassen.

	 Leider gibt es nach wie vor fr die unterschiedlichen 

Politikbereiche unterschiedliche Datenbanken. Wer also z. B. 

bereits Projekte im Bereich EU-Auenhilfe macht, muss sich 

dennoch neu fr ERASMUS+ registrieren.



Erasmus+  Bildung und Jugend:  
alle beschftigungsfhig?

Unter der Lupe der EU 2020-Strategie sollten alle  
neuen Programme zur Verbesserung der Beschf- 
tigungsfhigkeit beitragen. Interessant aber ist, 
dass das neue Programm Erasmus+ (ausgestattet 
mit 14,8 Mrd. EURO, was erfreulicherweise ber 
40  % Mittelzuwachs gegenber den bisherigen 
Programmen bedeutet) dezidiert auch zur Verwirk-
lichung eines ganzen Pakets an politischen Zielen 
und Strategien beitragen wird, die darber hinaus-
gehen. Das sind unter anderem die Ziele der Stra-
tegie Education and Training 2020 (EAT 2020), 
die Ziele der EU-Jugendstrategie (2010-2018), die 
Frderung der europischen Werte gem Arti-
kel  2 des Vertrags ber die Europische Union. 
Allen gemein ist, dass sie einen expliziten Bezug 
zu Fragen der Teilhabe, Demokratie, Menschen-
rechte, Minderheitenrechte, Pluralismus, Nichtdis-
kriminierung, Solidaritt, Gleichheit u. a. nehmen. 
In diesem Sinne erscheint Beschftigungsfhigkeit 
klar als eingebettet in einen spezifisch sozio-ko- 
nomischen Kontext. Hier kann politische Bildung in 
allen Bereichen ansetzen.

Von seiner Ausrichtung her umfasst ERASMUS+ 
die Bereiche Bildung und Ausbildung (77,59  %), 
Jugend (10  %), ein Stipendienprogramm fr Stu-
dierende (3,5 %), Sport (1,8 %), Jean Monnet Ini-
tiative fr Europapolitische Studien/Lehre (1,9 %) 
sowie die Verwaltungs- und Agenturkosten der 
mit der Umsetzung beauftragten (National-)Agen-
turen. Im Bereich der Bildung entfallen auf Hoch-
schulbildung 43  %, auf Berufliche Bildung und 
Weiterbildung 22 %, auf Schulische Bildung 15 %, 
auf Erwachsenenbildung 5 %. 15 % der Mittel sind 
zudem zur weiteren strategischen Verteilung und 
Schwerpunktsetzung offengehalten.

Hochschulbildung nimmt im Rahmen des neuen  
Programms Erasmus+ einen ganz zentralen Stel-
lenwert ein. Nichtsdestotrotz muss man anerken- 
nen, dass auch die anderen Bereiche einen deut-
lichen Mittelzuwachs verzeichnen. Mit dem 
Beibehalt eines eigenstndigen Jugendkapitels 
im Programm ist zudem der Jugendbereich vor 
einer Inanspruchnahme durch Bildungspolitik 
(hoffentlich) geschtzt. Er wird also nicht unter 
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Bildung subsummiert, jedoch wird das Programm 
einer hnlichen Logik unterworfen und damit 
wechselseitig andockfhig, was durchaus seinen 
Reiz hat.

Die Programmstruktur setzt auf ein fr alle Berei-
che verbindliches dreisuliges Modell  die soge-
nannten Key-Activities (siehe Tabelle).

Benchmarks, na klar!
Natrlich soll mit den zur Verfgung stehenden 
Mittel auch etwas bewegt werden: Beispielsweise 
sollen in den nchsten sieben Jahren 500.000 jun-
ge Menschen Freiwilligendienste absolvieren  
und an Jugendaustauschmanahmen teilnehmen. 
800.000  Lehrkrfte aus allen Bildungsbereichen 
(Hochschule bis Jugendarbeit) sollen im Ausland 
unterrichten oder sich fort- und ausbilden. Das 
sind, verglichen mit den bisherigen Zahlen, enorme  
Steigerungen, die eine entsprechende Masse an 
Manahmen bentigen, um je erreicht werden zu  
knnen. Dies bietet gerade Bildungssttten als Lern- 
orten Chancen!

Antragsverfahren
Antrge zu Key Activities knnen jeweils zu einheit-
lichen Fristen (KA 1: Mitte Mrz; KA 2 und 3: Ende 
April) gestellt werden, wobei sie sowohl sektorale 
Projekte wie auch cross-sektorale Projekte bedie-
nen knnen. Sektor-bergreifende Kooperationen 
(also schulisch  auerschulisch, politische Bildung 
 Weiterbildung, Forschungsvorhaben etc.) sind 
dabei ausdrcklich erwnscht. Die Antragstellung 
fr die Key Activities 1 und 2 wird vornehmlich bei 
den jeweiligen Nationalagenturen liegen, sofern 
sich die Projektpartnerschaften im Bereich der EU 
und deren benachbarten Regionen/Partnerlndern 
(EU, European Free Trade Association, EFTA und 
Nachbarschaftslnder) befinden. Es scheint dass 
jeweils mindestens ein Partner in den Konsortien 
seinen Sitz in einem EU-Land haben muss. 

Obligatorisch fr die Antragstellung ist eine vor-
herige Online-Registrierung der Antragsteller/-in- 
nen, dies insbesondere, um Transparenz zu ge- 
whrleisten. Die Begutachtung der Antrge soll 
ber externe Evaluationen bewerkstelligt werden. 
Alle Antrge werden mittels e-Form gestellt. Einen 
mglichen Zugang zur Registrierungsplattform bie- 

Key Activity 1 
(KA 1, 63 % Mittel)

Key Activity 2
(KA 2, 28 % Mittel)

Key Activity 3
(KA 3, 4,2 % Mittel)

Individuelle Lernmobilitt 
Mobilittsmanahmen von Lehrenden  
und Lernenden (Gruppen- und Individual- 
mobilitt)

Kooperation fr Innovation und 
Austausch guter Praxis Strategische 
Partnerschaften und weitere Aktionen

Frderung von politischen Reformen 
(Anerkennungsinstrumente, Politikdialog, 
Verbreitung und Nutzung) und weitere 
Aktionen
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tet: http://ec.europa.eu/education/participants/por-
tal/desktop/en/home.html

Frderstze und Berechnung: Auf den ersten Blick 
scheint es, dass sich die Frderstze an den bishe-
rigen Stzen orientieren werden. Pro Land knnen 
im Antrag spezifische Maximalkosten geltend 
gemacht werden, die nach Kostenarten und Teil-
nehmendem pauschal beantragt werden knnen. 
Reisekosten sollen sich zudem an einer zugrunde-
liegenden Kilometerpauschale orientieren. Zu den 
jeweils fr die Programme geltenden Stze sei ein 
Blick ins Programmhandbuch empfohlen: https://
www.jugendfuereuropa.de/downloads/4-20-3501/
erasmus-plus-programme-guide_en.pdf

Eingemeindungen und Baukastensysteme  Wege, 
europischen Mehrwert zu produzieren!
Ob Erwachsenenbildung, Berufliche Bildung und 
Weiterbildung oder Jugend: Alle Bereiche stehen 
vor der Herausforderung, vom Start des Programms 
weg die gesetzten Benchmarks zu erreichen. Un-
ter der neuen Marke Erasmus+ werden dabei die  
alten Bereichsbezeichnungen wohl zunchst bei-
behalten, auch um eine anfngliche Orientierung  
zu erleichtern. Da die finalen Absprachen auf eu- 
ropischer Ebene wie gewohnt bis auf die letzte 
Minute auf sich warten lassen, werden sich er- 
wartungsgem bisherige Elemente der alten Pro-
gramme in den Sulen der Schlsselaktivitten wie-
derfinden, indem bestehende gute Praxis unter die 
neuen berschriften quasi eingemeindet wird. 

Fr den Jugendbereich bedeutet dies, dass sich alle 
Manahmen des Jugendaustauschs, der Freiwilli-
gendienste, der individuellen Jugendmobilitt so-
wie Mobilittsmanahmen von Fachkrften in der 
Key Activity 1 wiederfinden. Dabei knnen auch 
mehrere Projekte in einem Antrag mit einer Dauer 
von 3-24 Monaten zusammengefasst werden. Die 
Finanzierung erfolgt verstrkt durch Pauschalen. 

In der Erwachsenenbildung (Grundtvig) werden Mo-
bilittsprojekte stark auf Teilnehmende aus dem 
Bereich der Bildungsanbieter fokussiert. Auch sie 
sind knftig der Key Activity 1 zugeordnet. Ziel 
ist die europische Fortbildung Lehrender zum 
Zweck des Lehrens und der Fortbildung (Job sha- 
dowing, Kursteilnahme, work placement). Als wich- 
tig erscheint, dass sich die Aktivitten von der 
Ebene individueller Fortbildung hin zu einer insti-
tutionellen Entwicklung der entsendenden Orga-
nisationen verschieben. D. h. Mobilitt findet vor 
dem Hintergrund von entsendenden Einrichtun-
gen statt und ist logisch in deren europischen 
Entwicklungsplnen integriert. Die Finanzierung 

erfolgt ber Pauschalen, gem Kostenarten (siehe:  
http://bit.ly/1bttvvW, Kurz-URL).

Die europische Entwicklungsperspektive der Antrag- 
steller/-innen erscheint im Vergleich zur bisherigen 
Programmpraxis als das neue Kernelement. Hierber 
soll eine wirkliche europische Strukturentwicklung 
der Erwachsenenbildung bewerkstelligt werden. 

Auf die Umsetzung der Strategischen Partnerschaf-
ten (Key Activity 2) sind die verschiedenen Pro-
grammbereiche unterschiedlich gut vorbereitet, so 
hat es zumindest den Anschein. Sie bewegen sich 
im Fahrwasser dessen, was bisher im Programm Le-
benslanges Lernen (Erwachsenenbildung/Weiter- 
bildung) die Lernpartnerschaften, die multilate-
ralen Projekte und Netzwerke betrieben haben 
und greifen deren Ansatzpunkte auf. Im Bereich 
Jugend erscheint die Entwicklung derzeit noch ge-
staltungsoffener, da das bisherige Programm nicht 
einer hnlich systematisierten Logik unterworfen 
war. Dies bietet Trgern gerade in der Anfangs-
phase durchaus Chancen, an der Ausgestaltung 
mitzuwirken und ihre Perspektiven einzubringen.

Bei den Strategischen Partnerschaften geht es um 
Entwicklung, Transfer und Umsetzung von Innova-
tion und bewhrten Verfahren auf organisatori-
scher, lokaler/regionaler Ebene. Ziel ist es, Qualitt 
in Lehre und Training, Lernen und Jugendarbeit zu 
steigern sowie institutionelle Modernisierung und 
gesellschaftliche Innovation sektoral und cross-
sektoral voranzutreiben. Dies soll mithilfe gemein-
samer Methoden-, Curricula- und Kursentwicklung, 
durch Kooperationen verschiedener Akteure im 
Bildungsbereich, durch Netzwerke und Erfahrungs-
austausch, gesellschaftspolitisches Engagement und  
insbesondere durch Projekte zur Anerkennung von 
Kompetenzen unter Anwendung der Europischen 
Instrumente und Rahmen geschehen.

Im AdB knnten insbesondere die Erfahrungen aus 
Kooperationsfeldern wie arbeitsweltbezogener po- 
litischer Bildung oder demokratischer Schulent-
wicklung und Partizipation Ausgangspunkte fr  
solche Partnerschaften sein. Denkt man an An- 
knpfungspunkte politischer Bildung an die Stra-
tegie Education and Training 2020 (EAT 2020), 
die europische Jugendstrategie und Art. 2 EU-
Vertrag, so liee sich fr die politische Bildung eine 
Vielzahl weiterer Felder mit vielversprechenden 
Anknpfungspunkten insbesondere fr cross-sek-
torale Herangehensweisen identifizieren. 

Die Antragstellung erfolgt nach dem Prinzip der Kon-
sortialfhrerschaft ber einen registrierten Hauptan- 



tragsteller. Die strategischen Partnerschaften kn- 
nen dabei auf 2-3 Jahre angelegt sein und sollen 
von minimal 3, maximal 10 Partnern aus am Pro-
gramm teilnehmenden Staaten durchgefhrt wer-
den. 

hnlich einem Baukastensystem knnen die Part-
nerschaften sich aus verschiedenen Modulen zu- 
sammensetzen: individuelle Mobilitt und Grup- 
penmoblilitt, Kurz- und Langzeitmobilitt Lehren-
der und Lernender sowie gemeinsame Lehrveran-
staltungen zu Fortbildungszwecken Lehrender. Fr 
die einzelnen Module und Aktivitten knnen pau-
schal Mittel beantragt werden. Eine strategische 
Partnerschaft kann dabei unterschiedliche Module 
nutzen und kombinieren. Vgl. hierzu folgende Gra-
fik:

Modulares System Strategische Partnerschaft von Anke 
Dreesbach, NA-BIBB

Die strategischen Partnerschaften erfordern im 
Vorfeld lediglich eines: erhebliches Vorausdenken 
und Planen  insbesondere in Bezug auf die eigene 
Organisationsentwicklung.

Unter der Key Activity 3 werden beispielweise 
Manahmen des Strukturierten Dialogs und der 
Verbreitung von Anerkennungsinstrumenten u. a. 
subsummiert. Sie werden grtenteils zentral ber 
die Exekutivagentur (EACEA) in Brssel gemanagt. 
Obwohl hochrelevant fr politische Bildung soll 
hier zunchst nicht darauf eingegangen werden, 
da sich dem Autor die Frderspezifik der unter Key 
Activity 3 gemanagten Aktivitten noch nicht hin-
reichend erschliet. 

	 Die Tatsache, dass die Manahmen der strategischen 

Partnerschaften ber die Ebene der Nationalagenturen bewirt-

schaftet werden, erscheint mir zurzeit ein Vorteil gegenber 

dem bisher etablierten zentralisierten Verfahren  das eine 

sukzessive Engfhrung der Prioritten ber die Periode zur 

Folge hatte.

Messen oder vermessen? Lernerfolge anerkennen, 
Bildungsleistung darstellen
Der Forderung nach Anerkennung und Darstellung 
der Lernleistung wird in der neuen Programmgene-
ration Erasmus+ eine hohe Wichtigkeit beigemes-
sen. Dies muss zunchst einmal unabhngig vom 
Diskurs innerhalb des AdB zur Anerkennung und 
Darstellung von Lernleistung politischer Bildung 
gesehen werden. Zu differenzieren ist weiterhin 
zwischen den Bereichen der Jugend- und Erwach-
senenbildung. Bereits zum jetzigen Zeitpunkt ist 
absehbar, dass Erasmus+ nicht hinter die Standards 
des Youthpass oder fr andere Bildungsbereiche 
entwickelter Validierungsinstrumente zurckfallen 
wird. Sicherlich wird sich die Thematisierung und 
Operationalisierung in den verschiedenen Projekt-
kontexten und Mobilittskontexten unterschied-
lich stellen, man sollte sich jedoch bis 2018 auf den 
dann wirksamen europischen Rahmen zur Aner-
kennung non-formalen Lernens einstellen. 

Sichtbarkeit angestrebt
Zugleich wird Erasmus+ einen groen Wert auf un-
mittelbare Sichtbarkeit aller Arten von Projekter-
gebnissen legen. Output und Verbreitung von Pro-
jekt- und Mobilittsergebnissen und -erfahrungen 
stehen mit im Zentrum der Programme. Dazu wird 
es beispielsweise eine Onlineplattform fr die Ver-
wertung von Lernergebnissen geben, die hnlich 
dem bestehenden eve-Portal (http://ec.europa.eu/
dgs/education_culture/eve/) funktionieren drfte. 
Sich hierzu rechtzeitig (d.  h. bei Projektplanung 
und vom ersten Moment der Umsetzung an) Ge-
danken zu machen und diese Aufgabe den ein-
zelnen Projektabschnitten logisch zuzuordnen, 
erscheint sinnvoll. 

Grundrechte, Gleichberechtigung und 
Brgerschaft  in der Krze ...

hnlich wie Erasmus+ sind die Programme zum The-
menfeld Grundrechte und Brgerschaft in einem 
neuen Programm Rights, Equality and Citizenship 
zusammengefasst. Dieses umfasst die bisherigen 
Programme Grundrechte und Brgerschaft, Daph-
ne III, sowie die Programme Antidiskriminierung 
und Diversitt sowie Geschlechtergerechtigkeit 
aus dem bisherigen Programm PROGRESS. Antrag-
steller mssen sich registrieren, allerdings auf dem 
Onlinesystem Priamos (http://ec.europa.eu/jus-
tice/grants/priamos/index_en.htm), ber das alle 
Projektaufrufe zentral gemanagt werden. Das Ver- 
gabeverfahren verluft ber jhrliche fortlaufen-
de themenspezifische Aufforderungen zur Einrei-
chung von Projektantrgen. Antragsberechtigt sind  

Schwerpunkt 
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unter anderem Organisationen der Zivilgesellschaft. 
Projekte knnen Bildungsprojekte, Forschung, Trai-
nings und Seminare sein, die sich dezidiert mit der 
Thematik befassen.

Zu diesem Programm gehrt insbesondere die Be- 
schftigung mit Themen der Antidiskriminierung 
aufgrund Geschlecht, Herkunft, Religion und Glau- 
bensausbung, Behinderungen, Alter, sexueller 
Orientierung, sowie zu Datenschutz, Konsumen-
tenrechten und Kinderrechten. Auch die Fragestel-
lung der demokratischen Teilhabe und des demo-
kratischen Funktionierens der europischen Union 
werden diesem Politikbereich zugeordnet, da sie 
in der Europischen Grundrechtecharta verbrieft 
sind. Hier liegen die Verbindungen zum Aufgaben-
feld politischer Bildung auf der Hand. Allerdings 
ist dieses Programm stark auf die rechtlichen Kom-
ponenten und Aspekte fixiert, dementsprechend 
sperrig sind die Zugnge.

Eine Spezialstellung nimmt das knftige Programm 
Europa fr Brger/-innen ein. Formal zugehrig 
zum Politikbereich Grundrechte und Brgerschaft, 
gibt es eine klare Verbindung zu Fragestellungen 
des Bildungsprogramms. Nicht zuletzt deswegen 
wird es ber die Brsseler Exekutivagentur EACEA 
gemanagt, die auch knftig fr die Key Activity 3  
sowie einige der Key Activity 2 Programme in 
Erasmus+ zustndig bleibt. Das im Vergleich zu 
seinem Vorlufer um 6 % gekrzte (!) Programm  
wird sich vornehmlich mit zwei Themenfeldern 
befassen: Erstens der Frage nach Europischem 
Geschichtsbewusstsein und zweitens dem The-
menkomplex Demokratisches Engagement und 
Brgerbeteiligung. Neben konkreten Aktivitten, 
die den Dialog der Brger/-innen zu Europa di-
rekt frdern sollen, erfolgt aus dem Programm 
auch eine ganze Reihe an infrastrukturellen Fr- 
derungen fr zivilgesellschaftliche Einrichtungen, 

	 Es mutet etwas grotesk an, dass ausgerechnet im Europi- 

schen Jahr der Brgerschaft 2013 eine Krzung dieses Pro-

gramms vorgenommen wurde. Dieser Entschluss ist wohl auf 

die Begehrlichkeiten der Mitgliedsstaaten zurckzufhren.

Think-Tanks und Erinnerungsorte. Antragsbe-
rechtigt sind Organisationen der Zivilgesellschaft, 
Stdtepartnerschaften, Brgerinitiativen, Think 
Tanks und europische Netzwerke aus dem Bereich 
Jugend, Bildung u. a.

Die Aufrufe zur Einreichung von Projekten erfolgen 
zentral ber die Brsseler Exekutivagentur EACEA. 
Gefrdert wird wie bisher ber Aktionsprogramme 
und ber infrastrukturelle Untersttzungen, Regist-
rierung und e-Form-Nutzung sind erforderlich. Ein 
Wermutstropfen bleibt, dass bereits das Programm 
2007-2013 in verschiedenen Mitgliedsstaaten un- 
ter chronischer berzeichnung litt, daher wird 
angesichts der Reduzierung des Budgets der Wett-
bewerb um das winning proposal sicher nicht 
geringer werden. berhaupt winning proposal 
 auch aufgrund der verabschiedeten Benchmarks 
besteht ein gewisser Bewilligungs-Erfolgsdruck. 
Gerade die deutschen Nationalagenturen sind 
traditionell kooperativ und trgerorientiert. So 
erscheint es als vielversprechend, sich mit seinen 
Ideen, Themen und Anliegen im Vorfeld direkt an 
die jeweils zustndige Nationalagentur zu wen-
den. Bei sektoralen Projekten ist dies einfach, bei 
Sektor-bergreifenden Projekten stehen wir noch 
vor einem kleinen Rtsel.

Mitglieder im AdB knnen sich zur Projektberatung 
im Rahmen der Beratungswoche Internationales 
vom 2. bis 6. Februar 2014 an den Autor wenden.

Georg Pirker ist Referent fr internationale 
Aufgaben in der Geschftsstelle des AdB.

E-Mail: pirker@adb.de

	 Dankenswerterweise gilt fr Europa fr Brger/-innen das 

gleiche Registrierungsportal wie fr Erasmus+.
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Einmischung in europäische Angelegenheiten
Europa als Arbeitsfeld der politischen Bildung
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Europa ist ein zentrales Thema in den Medien  
wahrgenommen vor allem als Banken-, Finanz-, 
Wirtschafts- und Vertrauenskrise. Die Krisen und 
die Art der Krisenbewltigung gefhrden Werte  
demokratischer politischer Systeme in der Euro- 
pischen Union und ihren Mitgliedslndern. Sie be- 
schleunigen den Vertrauensverlust der EU-Brger/ 
-innen. Diese Entwicklungen bedeuten auch schwie-
rige Rahmenbedingungen fr Angebote der poli-
tischen Bildung. Rainer Gries zeigt mit Beispielen 
europapolitischer Angebote in der Kurt-Schuma-
cher-Akademie der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES), 
Bad Mnstereifel, mit welcher thematischen Akzen-
tuierung Teilnehmende gewonnen werden knnen, 
sich auf die Europische Union einzulassen und sich 
mit Europapolitik zu beschftigen.

Mitte August 2013 berichteten Medien in Deutsch-
land, dass die Redaktion der britischen Zeitung 
Guardian von Mitarbeitern eines britischen Ge-
heimdienstes, offensichtlich auf Anweisung der bri-
tischen Regierung, gezwungen wurde, Computer 
mit Daten von Herrn Snowden zur NSA-Sphaffre 
unter ihrer Aufsicht zu zerstren. Die Sddeutsche 
Zeitung kommentiert Nur Zurckhaltung gegen-
ber einem befreundeten Staat verhindert noch, 
dass das, was in Grobritannien den Schilderungen 
des Guardian zufolge gerade mit dieser Zeitung 
geschieht, als das gebrandmarkt wird, was es ist: 
eine Bedrohung der freien Presse. Journalisten 
sollen nach dem Willen der Mchtigen etwas im 
Dunkeln lassen, was nach westlichem Verstndnis 
von Journalismus durchaus ans Licht gehrt. () 

Ein Aspekt wird in der Aufregung des Snowden-
Skandals weithin unterschtzt, auf den nun auch  
Chefredakteur Rusbridger (des Guardian R. G.) hin-
weist. Eine internationale staatliche Maschinerie, 
die so perfekte Sphsoftware entwickelt, dass sie 
quasi jede digitale Regung ihrer Brger/-innen 
berwachen kann oder zumindest will  wer wei 
schon Genaues? , diese Maschinerie kann auch 
jede digitale Regung von Journalisten berwachen. 
Damit ist kritischer Journalismus in der Substanz 
gefhrdet, weil das Zeugnisverweigerungsrecht in 
der digitalen Kommunikation wertlos wird; also 
das Recht, die Quellen einer Enthllung in der 
Anonymitt zu belassen. (Sddeutsche Zeitung 
Online, 20.08.2013)

Meinungsfreiheit? Pressefreiheit? Europische Wer-
te? Sie werden zu Recht eingefordert, wenn sie in 
EU-Mitgliedslndern wie Ungarn gefhrdet sind  
und jetzt wohl auch im Mutterland der Demo-
kratie, Grobritannien! Sie mssen jedoch fr die 
gesamte EU gelten. Sonst erleben wir die Entwick-
lung von Parallelgesellschaften der bisher nicht 
vermuteten Art. 

Nicht nur die offensichtlich von der britischen Re-
gierung erzwungene Vernichtung von Daten in 
der Redaktion einer Zeitung erscheint als Verlet-
zung der Pressefreiheit, sondern auch die  offen-
sichtlich beabsichtigte  nachhaltig abschrecken-
de Wirkung auf die Medien ist mit Blick auf den 
Schutz Europischer Werte alarmierend. Denn 
die Vernichtung der Daten auf den Computern des 
Guardian brachte der Regierung keinen Nutzen, da 
das Vorhandsein (vieler) Kopien bekannt war. Die 

Vermutung ist: Es ging um 
Prvention im Sinne abschre-
ckender Wirkung. Demokra-
tiealarm ist angesagt!

Europische Werte treffen 
auf europische Realitt

Vor dem Hintergrund sol-
cher Meldungen und Berich-
te gewinnt das Jahresthe-
ma 2013 des Arbeitskreises 
deutscher Bildungssttten 
(AdB) Demokratie und 
Demokratiegefhrdung in 
Europa besonderes Ge- 
wicht: Viele Entwicklun-
gen der letzten Jahre aber 
 wie z. B. die Finanz- und 
Schuldenkrise, das Erstar- Junge Menschen engagieren sich fr die Umsetzung der Menschenrechte

 Archiv Martin Kaiser, Gustav Stresemann Institut Bad Bevensen





SCHWERPUNKT

ken rechtspopulistischer Bewegungen, die Ein- 
schrnkung der Pressefreiheit in einzelnen Mit-
gliedsstaaten, (...)  untergraben das Vertrauen der 
Brgerinnen und Brger in das Projekt Europa. 
Fr die politische Bildung bedeutet dies, sich den 
aktuellen Fehlentwicklungen zu widmen und ei-
ner politikverdrossenen europischen Brgerschaft 
Mglichkeiten aufzuzeigen, sich einzumischen und  
den europischen Prozess mitzugestalten. (...) Jr- 
gen Habermas kritisiert zu Recht, dass in noch nie  
dagewesener Weise gewhlte Regierungen so um-
standslos durch Vertrauenspersonen der Mrkte 
ersetzt worden sind, wie es aufgrund der Euro-
Krise in Italien und Griechenland geschah: Einge-
setzte Expertengremien greifen in die Hoheitsrech-
te demokratisch gewhlter Regierungen ein und 
entscheiden ber das Wohl und Leid von Volks-
wirtschaften und Gesellschaften. (Arbeitskreis 
deutscher Bildungssttten 2013, S. 3, S. 6)

Auch die Vorsitzenden 
der politischen Stiftun-
gen in Deutschland se-
hen den Vertrauensver-
lust bei den Brgerinnen 
und Brgern mit Sorge 
und betonen den Auf-
trag der politischen Bil-
dung: Die abnehmen- 
de Wahlbeteiligung, der 
Rckgang der Mitglie-

derzahlen bei der Mehrzahl der Parteien, (...) sowie 
das Aufkommen populistischer Strmungen und 
Parteien in Europa sind ernst zu nehmende Signale 
fr eine Entfremdung der Brgerinnen und Brger 
von unserer Demokratie. Die Politische Bildung 
wirkt der wachsenden Kluft zwischen Brgerinnen, 
Brgern und politischen Institutionen durch Infor-
mation, Orientierung und Ermutigung zur aktiven 
Teilhabe entgegen. (Die Bildungsarbeit der Po-
litischen Stiftungen in Deutschland; Positionspa-
pier, Juni 2011, S. 5) 

Wenn Bundesprsident 
Gauck sich im Februar 
2013 in einer Rede mit 
der tiefen Vertrauenskri-
se der EU beschftigt und 
die wichtige Frage stellt 
Wie kann ein demokra-
tisches Europa aussehen, 
das dem Brger ngste 

nimmt, ihm Gestaltungsmglichkeiten einrumt, 
kurz: mit dem er sich identifizieren kann? (zitiert 
nach DIE ZEIT, 22.02.2013), dann mchte man ant-
worten: Nicht so weiter  wie die Europische Uni-

on zum Beispiel von Jrgen Habermas beschrieben 
wurde: Die politische Union ist ber die Kpfe der 
Bevlkerung hinweg als Eliteprojekt zustande ge-
kommen und funktioniert bis heute mit jenen de-
mokratischen Defiziten, die sich aus dem wesentlich 
intergouvernementalen und brokratischen Cha-
rakter der Gesetzgebung erklren. (...) Solange sich 
nicht im Rahmen der nationalen ffentlichkeiten 
das bliche Spektrum der Meinungsbildung um 
einschlgige Themen erweitert und solange sich 
die nationalen ffentlichkeiten bei europischen 
Themen nicht freinander ffnen, knnen die 
Brger von einer formal gestrkten Stellung des 
Parlaments selber keinen Gebrauch machen. (Ha-
bermas 2007, S. 6) Habermas verbindet das in die-
sem Beitrag mit der Forderung  die auch wie eine 
Antwort auf die Frage von Bundesprsident Gauck 
gesehen werden kann: Die europischen Regie-
rungen mssen ber ihren Schatten springen und 
den eigenen Brgern endlich die Chance geben, 
ber die Zukunft der Union zu entscheiden.

Finanzkrise, Wirtschaftskrise, Vertrauenskrise ...  
Demokratiekrise?  Rahmenbedingungen fr 
politische Bildung

Die Informationsflut zu den Finanz-, Wirtschafts- 
und zunehmenden sozialen Krisen in den Lndern 
der Europischen Union lsst die Union zunehmend 
als Synonym fr Krise erscheinen. Die Haltung der 
Europer/-innen gegenber ihrer Union ist zuneh-
mend geprgt von Skepsis, Misstrauen, Ohnmacht 
bis Ablehnung und Resignation. Auch die ehemals 
europafreundlichen Deutschen gehen auf Distanz: 
Nach einer Umfrage von Eurobarometer hegen ak-
tuell 59 % der Deutschen Misstrauen gegenber 
der EU (2008: 36 %), in Spanien sind es 72 %, in 
Italien 53 % und in Frankreich 56 % (vgl. DIE WELT 
2013).

Die Ergebnisse einer von der Friedrich-Ebert-Stif-
tung (FES) in Auftrag gegebenen Studie mit einer 
Umfrage in acht EU-Lndern mssen mit Blick auf 
die Entwicklung von Einstellungen alarmierend 
wirken, die von Intoleranz und Fremdenfeindlich-
keit geprgt sind: Das Ergebnis der Studie: Die 
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, abwer-
tende Einstellungen und Vorurteile gegenber als 
fremd oder anders Empfundenen, ist in Europa 
weit verbreitet. (...) Ausdrcklich warnt die Studie 
vor einer Zunahme des Rechtspopulismus. Viele 
Menschen seien nicht grundstzlich an Politik des-
interessiert, fhlten sich aber von den Politikern 
alleingelassen. (...) Die Abwertung und Ausgren-
zung von Anderen sei vor allem kein Phnomen 

Die Politische Bildung 
wirkt der wachsen-
den Kluft zwischen 
Brgerinnen, Brgern 
und politischen In-
stitutionen durch 
Information, Orientie-
rung und Ermutigung 
zur aktiven Teilhabe 
entgegen.

Die europischen 
Regierungen mssen 
ber ihren Schatten 
springen und den ei-
genen Brgern endlich 
die Chance geben, ber 
die Zukunft der Union 
zu entscheiden.
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von politischen Randgruppen, sondern finde sich 
auch in der Mitte der Gesellschaft. Somit doku-
mentiert ihre Studie nicht nur bestehende Vorur-
teile, sondern nennt ngste und Befrchtungen 
der europischen Mehrheitsbevlkerung. (DER 
SPIEGEL, 11.03.2011; vgl. auch FES 2011) Diese 
europische Mehrheitsbevlkerung mit ihren Er-
fahrungen und Einstellungen sprechen wir mit 
unseren Angeboten der politischen Bildung an. 
Immer mehr Entscheidungen werden in immer 
krzerer Zeit von immer weniger Akteuren in Eu-
ropa getroffen  mit einer im Ergebnis gestrten 
Balance zwischen Regierungen und Parlamenten 
und einem wachsenden Problem der demokra-
tischen Legitimation dieser Entscheidungen und 
Vertrauensverlust bei den Menschen. Solche Erfah-
rungen der Brger/-innen steigert nicht ihre Be-
reitschaft, sich in Veranstaltungen der politischen 
Bildung noch intensiver mit der so empfundenen 
europischen Misere zu beschftigen. Das ist eine 
sehr groe Herausforderung fr die Programman-
bieter politischer Bildung.

Ludwig Greven fordert 
Holen wir uns Europa 
zurck!: Europa wird 
zum Symbol fr Pers-
pektivlosigkeit. (...) die 
harten Einschnitte ge-

rade zulasten der jungen Generation hinterlassen 
Spuren in ihrem Denken. Europa, das bedeutet 
fr sie nicht mehr Reisefreiheit, gleiche demokra-

tische Rechte oder freie Ar- 
beitsplatzwahl. Sondern Ver- 
schlechterung der Lebens- 
verhltnisse, Verlust der Ar- 
beit, Perspektivlosigkeit. Was  
also ist zu tun? Vor allem  
drfen wir uns nicht auf  
den Nationalstaat zurck- 
ziehen, noch auf kalte Sa- 
nierungspolitik. Und: Euro-
pa darf nicht zum Geschft 
von Technokraten werden.  
Europa, das sind wir Br- 
ger. Wir mssen entschei-
den, wie es auf diesem Kon-
tinent weitergeht. ber- 
lassen wir Europa nicht den 
Regierungen und Banken. 
(Greven 2012)

Die notwendige Einmi-
schung bedeutet auch, wie  
es Oskar Negt in einer Ka-
pitelberschrift ausdrckt: 

Protest gegen die anmaende Welt des Tatsachen-
Menschen (Negt 2012, S. 20). Er schreibt weiter: 
Was in Europa und den USA einen neuen kollek-
tiven Lernprozess einleiten knnte, ist die massen-
hafte Erfahrung, dass es die Realpolitiker in allen 
Machtzentren der Gesellschaft, den Banken ebenso 
wie den Regierungen, gewesen sind, die eine hoch-
entwickelte Gesellschaftsordnung an den Rand der 
Katastrophe getrieben hat  nicht die Utopisten, 
nicht die mit dem Vorwurf des Realittslosen ge-
schlagenen Konstrukteure einer besseren Welt. (...) 
Die Erosion der offiziellen politischen Machtinstru-
mente nimmt den Tatsachen-Menschen, die unent-
wegt die Alternativlosigkeit ihres Wirklichkeitssinns 
behaupten, alle berzeugungskraft. () Viele Men-
schen empfinden die europischen Institutionen 
zu weit entfernt von ihren Lebensverhltnissen; 
wenn sie sich auf Grund dieser wachsenden 
Gefhlsdistanz aus der Gesellschaft zurckziehen, 
dann beginnen sie, ihre Nheverhltnisse als die 
einzig lebenswerte und bestndige Basis ihrer Exis-
tenz zu betrachten. Fr jede Gesellschaftsform, 
deren politische Klassen blo an Machterwerb und 
Machterhalt orientiert sind, ist eine solche Haltung 
der Mehrheit, sich mglichst nicht in die Zwistigkei-
ten oder Herrschaftsansprche der Mchtigen ein-
zumischen, ein idealer Zustand. Fr eine demokra-
tische Gesellschaftsordnung ist diese Haltung aber 
tdlich. (Ebd., S. 46, Hervorhebungen im Original) 
Es besteht eine gestrte Balance zwischen Nhe 
und Distanz. Ich will das auf Europa bertragen. 
Fr viele Menschen in Europa sind die Gremien, 

Wie kann bei jungen Menschen Begeisterung fr Europa geweckt werden?

 Martin Schemm / pixelio.de

Europa darf nicht 
zum Geschft von 
Technokraten werden. 
Europa, das sind wir 
Brger.
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die ber ihr Schicksal mitbestimmen, zu weit ent-
fernt, zu abstrakt; sie wissen daher gar nicht, ob 
ihr politisches Votum, ihr Interesse, zur Kenntnis 
genommen wurde und Entscheidungen dieser Gre-
mien beeinflusst hat. Es ist diese schleichende Ten-
denz der Entpolitisierung, die zweierlei Gefahren 
birgt: In den nationalen Parlamenten wird immer 
hufiger darauf verwiesen, dass die wichtigen Ent-
scheidungen im europischen Rahmen getroffen 
werden; andererseits hat dieses Europa noch kei-
ne wirkliche politische Identitt gewonnen, an der 
man sich orientieren knnte. (Ebd., S. 79)

Europa in der politischen Bildung

Viele Trger der politischen Bildung, politische Stif-
tungen, kirchliche Bildungseinrichtungen und Ge-
werkschaften bieten trotz der geschilderten Zu-
gangsbedingungen beim Thema und schwieriger 
werdender finanzieller Rahmenbedingungen noch 
einen intensiven europapolitischen Austausch, den  
Politiker/-innen so kaum oder selten fhren kn- 
nen. Es sind Foren, zu denen auch Politiker/-innen 
eingeladen werden und die Chancen zum Dialog 
bieten, der fr beide Seiten anregend sein kann. 

Wichtig erscheint auch, dass frhzeitig und konti-
nuierlich eine Beschftigung mit der Europischen 
Union erfolgt und mit dem Thema nicht erst in 
der politischen Erwachsenenbildung begonnen 
wird. Eine strkere Kooperation und Abstimmung 
von schulischer und auerschulischer politischer 
Bildung erscheint hier dringend geboten, denn 
von groer Bedeutung sind, so Monika Oberle, 
die durch schulische politi-
sche Bildung erworbenen 
Kenntnisse:  das politi-
sche Wissen, ber das man 
als Jugendliche/r verfgt, 
ist ein entscheidender Pr- 
diktor fr die politische In- 
formiertheit, die man im 
Erwachsenenleben erreicht 
(...), wie auch politische Ein-
stellungen und Verhaltens-
muster des Jugendalters 
berwiegend im Erwachse-
nenalter erhalten bleiben. 
(...) Was gelernt wird, hngt 
entscheidend davon ab, 
was bereits gewusst wurde. 
Wenn Anknpfungspunkte 
fehlen, werden neue (z. B. 
ber die Medien transpor-
tierte) Kenntnisse weniger 

schnell, weniger umfangreich oder weniger dau-
erhaft erworben (...). Hier ist politische Bildung 
gefordert, ein solides politisches Wissen zu frdern 
und entsprechende politische Konzepte systema-
tisch zu vermitteln. (Oberle 2012, S. 25 f., S. 81)

Die europapolitischen Angebote der  
Kurt-Schumacher-Akademie

Die Kurt-Schumacher-Akademie bietet seit einigen 
Jahren Wochen- und Wochenendseminare sowie  
Abendveranstaltungen zu europischen und EU-
Themen an. Die Wochenseminare sind hufig 
mit eintgigen Exkursionen nach Brssel verbun-
den. Der Informations- und Meinungsaustausch 
mit Referierenden vor Ort, umgeben von der eu- 
ropischen Stahl- und Glasarchitektur der EU-Ver- 
waltungsgebude, lassen die Diskussionen mit den 
Gesprchspartner/-innen authentischer erscheinen.  
Dabei knnen sowohl die hervorragenden Ar-
beitskontakte der FES mit den europischen Ge- 
werkschaftsverbnden, mit Mitgliedern des Euro- 
pischen Parlaments und Mitarbeitern der Europ- 
ischen Kommission sowie das Bro selbst als Ta-
gungsort genutzt werden.

Zu den Abendveranstaltungen mit Europapoliti-
kern whrend eines Wochenseminars werden auch 
Interessierte aus der Region Nordeifel und die re-
gionale Presse eingeladen  um die Reichweite fr 
die Themen zu vergrern. Die Zusammensetzung 
der Teilnehmenden in den offen ausgeschriebe-
nen Weiterbildungsveranstaltungen ist nach Alter, 
Geschlecht, Beruf, Weiterbildungserfahrung oder 

Hauptquartier des Europischen Parlaments in Brssel

 Parlement Europen.ASP architecte AEL, PHS Architecte, Association  
des architectes du CIC : sprl C.R.V.
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ehrenamtlichem und politischen Engagement sehr 
heterogen. Die Kurt-Schumacher-Akademie bietet 
unterschiedliche thematische Schwerpunkte an, 
die nachfolgend kurz skizziert werden: 

Aktuelle Themen
Der Themenbogen reicht von Europas neue Rech-
te  Rechtspopulismus und Rechtsextremismus in 
Europa (Wie konnten sich Rechtspopulisten und 
Rechtsextremisten in der politischen Landschaft 
Europas etablieren und in Parlamente gewhlt 
werden? Was ist heute in Europa rechts? Un-
terscheidet sich die Situation in Deutschland von 
der in sterreich, Ungarn, Frankreich, Italien und 
anderen Staaten?) ber EU- und EURO-Part-
ner Griechenland  Krise, Protest und Politik in 
Hellas (Vorher nur durch Sonnenstrnde, antike 
Sehenswrdigkeiten und kulinarische Spezialitten 
bekannt, ist Griechenland seit dem Ausbruch der 
Schuldenkrise als Gefahr fr den Euro in aller 
Munde), bis hin zu Europa auf dem Weg von der 
Finanzkrise in die soziale Krise (Wochenseminar 
mit einer eintgigen Exkursion nach Brssel und 
Gesprchen mit einem Mitglied des Europischen 
Parlaments und dem Generalsekretr eines euro- 
pischen Gewerkschaftsverbands).

Europische Geschichte
Mit dem Wochenendseminar Deutschland und Eu-
ropa vor globalen Herausforderungen: Perspektiven 
fr eine (neue) Friedenspolitik wurde angeknpft 
an die politische Marke Friedenspolitik in den 
1970er und 1980er Jahren, um mit Untersttzung 
eines Auenpolitikers des Deutschen Bundestags 
die Rahmenbedingungen und Chancen fr eine 
(neue) europische Friedenspolitik auszuloten: In-
ternationale Finanzkrise, Erweiterung der EU, Ge-
wicht der Schwellenlnder, weltweite Konkur-
renz um Rohstoffe, Zunahme armuts-, kriegs- und 
umweltbedingter Migration, Bedrohung durch die 
Verbreitung von Atomwaffen etc. 

In dem Seminar Europische Vershnungserfah- 
rungen  Inspiration fr neue Wege, auch im Nah- 
ostkonflikt? wurden von der individuellen Ebe-
ne, durch Krieg, Terror und Vertreibung trauma-
tisierter Menschen, bis zur zwischenstaatlichen 
Ebene Chancen fr Vershnungsprojekte ausge-

lotet, denn Europa hat 
nicht nur eine lange 
Kriegs-, sondern inzwi-
schen eine erfolgreiche 
Vershnungsgeschichte. 
Mit Blick auf heutige 
Konfliktregionen, z. B. 
im Nahen Osten, wur-

de diskutiert, ob die europischen Erfahrungen 
Inspiration fr gewaltfreie und friedenspolitische 
Lsungen in anderen Konfliktregionen bieten. Bei 
der Werbung wurden gezielt Personen angespro-
chen, die sich in NRW-Stdten fr den Austausch 
mit europischen Partnerstdten engagieren.

Fr ein weiteres Wochenendseminar im April 2013 
wurde ein Thema gewhlt, das eine Beziehung 
zur Kurt-Schumacher-Akademie hat, denn am 
19.04.1973 wurde hier die Sozialistische Partei Por-
tugals (neu) gegrndet: Politische Umbrche in 
Sdeuropa in den 1970er Jahren. Im April 1973  
konnte niemand ahnen, dass ein friedlicher 
Putsch einiger Mitglieder des Militrs die ber 
40jhrige Diktatur in Portugal beenden sollte. Die 
Nelkenrevolution war der Anfang einer neuen 
Welle von Demokratiebestrebungen in Europa. Zu-
erst strzte die Diktatur in Portugal, spter auch 
in Griechenland (1974) und in Spanien (1975). 
Anlsslich des 40. Jahrestags dieser Parteigrndung 
in Bad Mnstereifel wurde an die damalige Demo-
kratisierungswelle in Portugal, Spanien und Griechen-
land erinnert. Eingeladen waren auch Zeitzeugen.

Arbeit und Arbeitnehmer
Eine sehr gute Resonanz haben seit einigen Jahren 
die Wochenseminare Nachhaltige Industriepolitik 
in Europa gefunden. In vielen EU-Lndern hat  
ein Prozess der Deindustrialisierung stattgefunden. 
2013 liegt der Anteil der Industrieproduktion am 
Bruttoinlandsprodukt in der EU bei durchschnittlich 
15,1 % (Deutschland: ber 20 %). Die EU-Kommissi-
on mchte mit ihrer EU2020-Wachstumsstrategie 
wieder auf durchschnittlich 20 % in der EU kommen. 
Die Einsicht hat sich durchgesetzt, dass Dienstleis- 
tungen bei Beschftigung, Qualifikation und Wohl-
stand keine Alternative zur Industrieproduktion 
sind  zumal Dienstleistungen hufig industriena-
he Dienstleistungen sind. Europa, der Kontinent, 

in dem die industrielle 
Revolution ihren Anfang 
nahm, hat die Chance, 
nach gut 100 Jahren er-
neut eine globale Vorrei-
terrolle einzunehmen: 
Bei dem Versuch, Indus-

trie und Umwelt, Wohlstand, Arbeitspltze und 
Natur miteinander in Einklang zu bringen und das 
allgegenwrtige Schlagwort der Nachhaltigkeit 
mit Leben zu erfllen: Nur gemeinsam knnen die 
europischen Staaten nachhaltige Industriepolitik 
vorantreiben. Darber wird auch mit Vertretern 
des Europischen Parlaments, der EU-Kommission 
und der europischen Gewerkschaftsverbnde vor 
Ort in Brssel gesprochen.

Knnen europische 
Erfahrungen Inspira-
tion fr gewaltfreie 
und friedenspolitische 
Lsungen in anderen 
Konfliktregionen 
bieten?

Nur gemein-
sam knnen die 
europischen Staaten 
nachhaltige Industrie-
politik vorantreiben.
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Ein weiteres Schwerpunktthema bildet Krise 
und Arbeitnehmerinteressen in Europa: Die Ar-
beit der europischen Gewerkschaftsverbnde, 
ein Wochenseminar mit einem Brssel-Tag und  
Gesprchen mit Vertretern europischer Gewerk- 
schaftsverbnde und Mitgliedern des Europi- 
schen Parlaments. Angesichts anhaltender Spar-
politik werden die Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen der Menschen in vielen Lndern Europas im-
mer schwieriger. Junge Menschen haben immer 
grere Schwierigkeiten, einen Arbeitsplatz zu fin-
den, zeitlich befristete Arbeitsverhltnisse nehmen 
stark zu, die Arbeitsbedingungen in vielen Bran- 
chen sind prekr. Wie werden Arbeitnehmerinte-
ressen in Europa angesichts stndig neuer welt-
wirtschaftlicher Herausforderungen wirksam ver-
treten und durchgesetzt? Ausgangspunkte der 
Veranstaltungen sind einerseits die Bilder, die vor 
allem von den Medien ber die EU vermittelt wer-
den, andererseits die Erfahrungen und Meinun-
gen der Teilnehmenden als Arbeitnehmer/-innen, 
Verbraucher/-innen und Brger/-innen der EU. 

Natrlich kommen auch Teilnehmende mit Euro- 
pa- und Euro-Skepsis angesichts der Flut von irri- 
tierenden, teilweise widersprchlichen und be- 
ngstigenden Informationen in die Kurt-Schuma-
cher-Akademie. Das Ziel des Angebots ist daher, 
fr die Informationsflut eine Struktur zu erarbei-
ten, aus der  zusammen mit den Erfahrungen der 
Teilnehmenden  Wissen und Orientierungen ent-
wickelt werden knnen, die zum gesellschaftlichen 
und politischen Handeln befhigen und motivie-
ren. Dank der vielfltigen Arbeitskontakte der FES 
in Europa und durch die Untersttzung des Bros 
der Stiftung in Brssel kann es gelingen, diesen 
Zielen nahe zu kommen und den Teilnehmenden 
tiefere Einsichten in die komplexen Entscheidungs-
prozesse auf EU-Ebene zu vermitteln. 

Die Veranstaltungen bieten mehr als das Gefhl 
Es ist gut, mal darber gesprochen zu haben, sie 
vermitteln Wissen ber Grnde und Hintergrnde 
von Problemen, ber Rahmenbedingungen, Instru-
mente und Handlungschancen fr Vernderungen. 
Dies bedeutet, die EU und europische Politik 
nicht als Internationale Politik, sondern quasi als 
grenzberschreitende Innenpolitik, als transnatio-
nale Politik zu begreifen, mit ihren transnationalen 
Verflechtungen und Handlungsperspektiven. 

Was zu tun bleibt 

Oskar Negt umreit Fragen und Arbeitsauftrag fr 
die politische Bildung so: Wie werden diese Regie-

rungsentscheidungen, wie werden Manahmen, 
Verordnungen und Richtlinien des Europischen 
Parlamentes und der EU-Kommission in Brssel in 
die Lebenswelt der Menschen hineingenommen, 
werden sie verarbeitet, akzeptiert mit einem Wort: 
zum Rohstoff kritischer Urteilskraft? Das sind ja 
kollektive Lernprozesse ganz eigener Art. Sie be-
wegen sich nicht ausschlielich auf der Ebene von 

Faktenwissen ber Euro-
pa. Die gefhrlich niedri-
gen Wahlbeteiligungen 
zum Europischen Par-
lament, das Wegbleiben 
betrchtlicher Massen 
von Whlern bei den 
nationalen Parlaments-
wahlen  diese deut-

lich erkennbare Partizipationsunlust (...) macht 
nachdrcklich auf einen Widerspruch aufmerk-
sam, den wir bearbeiten und lsen mssen, wenn 
wir eine gewaltfreie europische Zivilgesellschaft 
grnden wollen. (Negt 2011, S. 162) Und der 
AdB stellt in seiner Stellungnahme zum Jahrest-
hema 2013 fest: Die zunehmende Bedeutung der 
europischen Ebene bedarf in der politischen Bil-
dung ebenfalls eine strkere Beachtung. Obwohl 
keine internationale Organisation demokratischer 
ist als die Europische Union, muss das Bewusstsein 
fr die EU als politische Gemeinschaft gestrkt wer-
den, um die Transnationalisierung als demokrati-
sches Projekt zu gestalten. Die EU ist nicht nur die 
Summe ihrer Mitgliedsstaaten, sondern auch die 
ihrer Brgerinnen und Brger. (AdB 2013, S. 6)

Politische Bildung kann hier umso erfolgreicher 
sein, wenn 

	 es den Politikerinnen und Politikern gelingt, 
den zu Recht geforderten Primat der Politik 

Kurt-Schumacher-Akademie der Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Bad Mnstereifel

 Rainer Gries

Die zunehmen-
de Bedeutung der 
europischen Ebene 
bedarf in der politi-
schen Bildung eben-
falls eine strkere 
Beachtung.
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auszufllen durch eine Demokratisierung der 
politischen Entscheidungsprozesse in Europa, 
auch unter Beteiligung der Brger/-innen;

	 die finanziellen Rahmenbedingungen fr die 
politische Bildung in der Europischen Union auf  
ein den Aufgaben angemessenes Niveau ange-
hoben werden und ihre eigenstndige Bedeu-
tung neben der beruflichen Bildung anerkannt 
wird;

	 wir mehr Wissen erlangen ber den Zugang zu 
unseren Teilnehmenden, ber ihre Erwartungen  
sowie ber die Erfahrungen der haupt- und frei-
beruflichen Mitarbeiter/-innen in diesem The-
menbereich der politischen Bildung, um unsere 
Angebote attraktiver und wirksamer fortzuent-
wickeln.

Oskar Negt schreibt: Wenn Europa zusammen-
wachsen soll, werden die touristischen Freizeitbe-
wegungen fr den lernenden Austausch der Men-
schen nicht ausreichen. Es wird notwendig sein, 
anhand von Projekten (), Programme der Erwach-
senenbildung in allen europischen Lndern zu re-
alisieren. Denn bloe berufliche Qualifikation mag 
die Marktchancen erhhen, einen Arbeitsplatz zu 
bekommen, trgt aber unmittelbar nichts bei zur 
Orientierung in dieser Welt der Umbrche, zu Bil-
dung, kritischer Urteilsfhigkeit, zur Kompetenz, 
Informationen zu verarbeiten! Das verlangt be-
sondere Mhe, didaktisches Geschick und natrlich 
Geldmittel. Bildung und Lernen haben heute im- 
mer einen doppelten Zweck: die Vermittlung von 
Sachwissen und Orientierung. (Negt 2011, S. 176f., 
Hervorhebung im Original) Und: Erwachsenen- 
bildung zu einem europischen Projekt der kul-
turellen Selbstfindung der einzelnen Kulturen in 
einem gemeinsamen Selbstverstndnis Europas zu 
machen, halte ich fr einen entscheidenden Posten 
in der Konstituierung einer demokratischen und zi-
vilen Gesamtordnung Europas. (Ebd., S. 179)
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AB: Welche Bedeutung hat aus Ihrer Sicht die 
politische Bildung fr die demokratische Ent-
wicklung Europas?

Schulische und gleichermaen auerschulische 
politische Bildung sind fr jede demokratische 
Entwicklung, auch fr die Europas, unverzicht-
bar. Demokratisches Handeln wird niemandem 
angeboren. Toleranz und Kritikfhigkeit jedes 
Einzelnen strken und das Wissen um die Struk-
turen und Ablufe demokratischer Entschei-
dungsprozesse vermitteln sind schlielich die 
Mindestvoraussetzungen um als mndige(r) 
Brger(in) an Entscheidungen teilhaben zu 
knnen.

Petra Kammerevert, SPD, 
Mitglied des Europischen Parla-
ments, u. a. Mitglied im Ausschuss 
fr Kultur, Jugend, Bildung,  
Medien und Sport
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„Powerplay im Euroraum“
Planspiele in der politischen Bildungsarbeit der Karl-Arnold-Stiftung

Florian Kotscha

Politische Prozesse sind komplex. Sie wirken ge-
rade auch im europischen Kontext nicht selten 
undurchdringbar und die Beschftigung mit den 
politischen Entscheidungsstrukturen wird schnell 
zur Herausforderung. Wie kann politische Bil-
dung dem entgegenwirken? Wie kann sie einen 
Verstndigungsprozess anregen und ein Gefhl 
fr Entscheidungsfindungen vermitteln? Florian 
Kotscha stellt in seinem Beitrag eine aktivierende 
Methode am Beispiel des Planspiels Powerplay im 
Euroraum vor.

Die Herausforderungen an politische Bildungsar-
beit sind zahlreich. Neben frderrechtlichen und 
organisatorischen Fragen steht bei der Konzep-
tion eines jeden Seminars die Frage nach dem 
Lernziel und der didaktischen Aufbereitung der 
Inhalte im Mittelpunkt der Planungen. Hierbei sind 
zunchst die Zielgruppen der Veranstaltungen zu 
bercksichtigen. Nicht nur die Inhalte des zu ver-
mittelnden Wissens, auch die Methoden mssen 
auf Erwartungen und Vorwissen der Teilnehmen-
den zugeschnitten werden. Sind diese politisch vor-
gebildet und wirken aktiv am Seminar mit, knnen 
Veranstaltungsformen in denen Referierende zu 
einem Thema vortragen und zur Diskussion anre-
gen, gute Ergebnisse erzielen.

In der alltglichen Praxis 
der politischen Bildung 
trifft man aber nicht un- 
bedingt auf solche Ziel-
gruppen. Politische Pro- 
zesse in unserem demo- 
kratischen und fderalen 
System sind komplex und 
wirken auf viele Brger/ 
-innen kompliziert und 

oftmals auch abstoend. Um dem entgegenzuwir-
ken, muss politische Bildung neben Faktenwissen 
auch ein Gefhl fr Entscheidungsfindungen ver-
mitteln und somit die Teilnehmenden in die Lage 
versetzt, das Zusammenwirken demokratischer In-
stitutionen zu verstehen und Entscheidungen von 
Politikerinnen und Politikern nachvollziehen zu 
knnen.

Wie kann eine solche Zielvorgabe gelingen? Klas-
sische Frontalvortrge von Expertinnen und Exper-
ten, von Politikerinnen und Politikern knnen zwar 
interessante Hintergrnde erlutern und auch Ein-
blicke in persnliche Entscheidungsgrnde liefern, 
eindrcklich und nachvollziehbar werden politische 
Prozesse hierdurch allerdings bestenfalls teilweise. 

berdies besteht die Gefahr, dass Teilnehmende, 
die einem solchen Vortrag nicht aktiv folgen, ab-
schalten und schnell gelangweilt sind.

Multimethode Planspiel

Gesucht wird also eine aktivierende Methode, die 
Entscheidungsfindungsprozesse nachvollziehbar 
sowie komplexe Thematiken aufbrechen und trans-
parent machen kann. Eine Mglichkeit, handlungs-
orientiert und unter Mitnahme der Teilnehmenden 
politische Entschlsse nachvollziehbar zu machen, 
bietet das Rollenspiel. Hierbei schlpfen die Spieler/-
innen in die Rolle von Entscheidungstrgerinnen 
und -trgern und simulieren auf der Grundlage ei-
nes Rollenprofils Diskussionen und Abstimmungen 
von politischen Institutionen und Gremien. Wich-
tig ist eine Identifizierung mit dem aus der Realitt 
entliehenen Akteur. Die Vorbilder sollten zur Un- 
tersttzung des Identifikationsprozesses allerdings 
Funktionen wie Regierungschefs oder Fachminister 
und nicht tatschliche Persnlichkeiten sein. Die 
Spieler/-innen knnen fr ihre Rollen somit Namen 
erfinden oder mit dem eigenen Namen die Rolle 
ausfllen. Mit der Verteilung der Rollenprofile 
durch die Spielleitung wird berdies erreicht, dass 
sich die Spieler/-innen mit Positionen auseinander-
setzen und diese vertreten mssen, die ihren eige-
nen Ansichten ggf. nicht oder nur teilweise entspre-
chen. So wird Verstndnis fr andere Sichtweisen 
geweckt. Die Grnde, welche die Handelnden in 
der Realitt zu ihren Urteilen veranlasst haben, 
knnen aktiv erlebt und nachvollzogen werden. 
Ein Rollenspiel lebt zudem von der Partizipation 
der Teilnehmenden. Eine passive Teilnahme ist nur 
sehr eingeschrnkt mglich. Durch die Dynamik 

Politische Bildung muss 
ein Gefhl fr Ent-
scheidungsfindungen 
vermitteln und Teil-
nehmenden in die Lage 
versetzen, das Zusam-
menwirken demokrati-
scher Institutionen zu 
verstehen.

Erffnungsrede der Kommission whrend des Planspiels 
Powerplay im Euroraum

 Karl-Arnold-Stiftung



SCHWERPUNKT



des Spiels werden auch Spieler/-innen zur aktiven 
Teilhabe ermutigt, die durch ein klassisches Semi-
narformat nur schwer erreicht werden knnen.

Auch das beste Rollenspiel ist jedoch didaktisch we-
nig sinnvoll, wenn es im luftleeren Raum schwebt. 
Es muss also in ein bergeordnetes Szenario ein-
gebettet werden. Hierfr eignet sich die Methode 
der Fallstudie, in der Prozesse in einer Sachanalyse 
untersucht und bewertet werden. Bei der Konzep-
tion eines Planspiels fliet eine Fallstudie in ein 
Szenario ein, welches den politischen, kulturellen 
oder konomischen Handlungsrahmen, die Agen-

da und den genauen Ab- 
lauf des Rollenspiels be- 
schreibt. Das Hineinver- 
setzen in eine/n Entschei- 
dungstrger/-in wird so 
eingebettet in realen Er- 
eignissen nachempfun-

denen oder fiktiven Problemstellungen, die es fr  
die Teilnehmenden whrend des Planspiels zu lsen 
gilt. Im Unterschied zu einer klassischen Fallstudie 
ist ein Planspiel ergebnisoffen. Rollenprofile und 
Szenarien werden von der Spielleitung vorgege-
ben, konkrete Lsungsanstze und Ergebnisse soll-
ten von den Spielerinnen und Spielern im Rahmen 
der Vorgaben jedoch selbststndig entwickelt wer-
den. Nur so kann ein nachhaltiger Lernerfolg im 
Sinne der beschriebenen Ausgangsberlegungen 
erzielt werden. 

Powerplay im Euroraum  ein Planspiel der Karl-
Arnold-Stiftung 

Wie die praktische Umsetzung, also Konzeption, 
Entwicklung und Durchfhrung, eines Planspiels 
aussehen kann, wird im Folgenden am Beispiel des 
Planspiels Powerplay im Euroraum erlutert, das 
die Karl-Arnold-Stiftung in Zusammenarbeit mit 
dem Civic-Institut 2013 entwickelt hat.

Die Krise erklren
Ausgangsberlegung fr die Entwicklung des Plan- 
spiels war die aus zahlreichen Beobachtungen und  
Gesprchen mit Teilnehmenden gewonnene Er-
kenntnis, dass viele Brger/-innen keine oder nur 
sehr rudimentre Kenntnisse ber Wirtschaft und 
wirtschaftspolitische Zusammenhnge haben. Mehr  
noch als in anderen Politikfeldern ist dieser The-
menbereich extrem komplex und wirkt daher be-
sonders abschreckend. Besonders deutlich wird 
dies im Zusammenhang mit der europischen Ban-
ken- und Schuldenkrise. Obwohl die Brger/-innen 
unmittelbar betroffen sind, werden Diskussionen 
zumeist Politikerinnen und Politikern und den 
Fachleuten berlassen. Zudem verstellen populre 
Vorurteile eine objektive Beurteilung. Meinungs-
bildungsprozesse in diesem Bereich finden daher 
nicht oder nur sehr eingeschrnkt statt. 

Am Beginn der Konzeption einer geeigneten 
Veranstaltungsform ber die Krise im Euroraum 

stand die Lernzielbeschrei-
bung. Die Teilnehmenden 
sollen in die Lage versetzt 
werden, eine fundierte ei- 
gene Meinung zur euro- 
pischen Wirtschafts- und 
Whrungspolitik zu bilden  
und selbstbewusst zu ver-
treten. Neben der Vermitt- 
lung von Grundlagenwis- 
sen waren uns das Ver- 
stndnis fr die verschiede-
nen Perspektiven der Mit- 
gliedslnder sowie ein 
berblick ber die unter-
schiedlichen parteipoliti-
schen Lsungsanstze wich-
tig.

Auf Grundlage unserer gu-
ten Erfahrungen mit Plan-
spielen zur EU und vor dem 
Hintergrund unserer Anfor-
derungen fr eine Veran-
staltung zur europische 

Die Spieler/-innen  
entwickeln selbst- 
stndig konkrete 
Lsungsanstze und 
Ergebnisse.

Die Kommission bert und stellt sich dem Plenum

 Karl-Arnold-Stiftung
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Schulden- und Finanzkrise haben wir nach einiger 
berlegung beschlossen, auch zu diesem Thema ein 
Planspiel zu entwickeln. Als Untersttzung hierfr 
haben wir das Civic-Institut aus Dsseldorf gewon-
nen, mit dem wir seit einigen Jahren bei unseren 
Planspielangeboten sehr gut zusammen arbeiten. 

Szenario und Rollenprofile 
Damit das Planspiel im Rahmen der Vorgaben um-
gesetzt werden konnte, war es zunchst notwendig, 
die Komplexitt des Themas zu reduzieren ohne die 
wesentlichen Aspekte zu vernachlssigen. Wir ha-
ben uns daher auf die grundlegende Problemlage 
der europischen Wirtschafts- und Whrungsunion 
konzentriert: Die Stabilisierung des Euros durch 
Verordnungen und Richtlinien der EU.

Das Szenario ist an das von der EU beschlossene 
Manahmenpaket angelehnt. Dessen Bestandteile 
sind innerhalb der EU heftig umstritten, die Disku-
sionen verlaufen auf mehreren Ebenen. Unter den 
Mitgliedsstaaten besteht Uneinigkeit zwischen 
wirtschaftlich starken und wirtschaftlich schwachen 
Lndern. Die wirtschaftlich starken Lnder drngen 
auf Strukturreformen und Lohnzurckhaltung zum 
Wettbewerbsgewinn und mahnen eine selbstver-
antwortliche Haushalts- und Wirtschaftpolitik aller 
Mitgliedstaaten an, die sich nicht auf andere verlas-
sen darf. Die wirtschaftlich schwachen Lnder sehen 
das Hauptproblem in einer aus ihrer Sicht wettbe-
werbsverzerrenden Wirtschaftspolitik der zurzeit 
gut dastehenden Mitgliedstaaten. Sie schlagen un-
ter anderem flchendeckende Mindestlhne und 
eine gemeinsame Kreditbasis fr Investitionen, die 
sogenannten Eurobonds, vor. Diese Manahmen 
sollen einen Ausgleich des extremen Zinsgeflles 
fr ffentliche Anleihen im Euroraum bewirken.

Aus parteipolitischer Sicht stehen sich hnlich un- 
berbrckbare Positionen gegenber. Die Parteien 
der liberalen und christdemokratischen Parteifamili-
en stehen grundstzlich zur berzeugung, dass Spa-
ren der einzig gangbare Weg ist, um berschuldung 
von Staatshaushalten einzudmmen und so auf 
den Anleihemrkten kreditwrdig zu bleiben. Die  
Mitgliedsparteien der grnen und sozialdemokra- 
tischen Parteifamilien sehen die Lsung zur Ein- 
dmmung der berschuldung von Staatshaushal-
ten in Investitionsttigkeit, Konsum sowie einer 
ordentlichen Steuererhebung um Wachstum und 
Steuereinnahmen zu generieren.

Um die unterschiedlichen Positionen und Ebenen  
in den Fragen der Eurorettung abzubilden, sind 
im Planspiel die verschiedenen Fraktionen des Eu- 
ropischen Parlaments, der Rat der Europischen 

Union, die Europische Kommission und die Euro- 
pische Zentralbank vertreten und werden von den 
Teilnehmenden verkrpert. Nach einer Einfhrung 
in die Wirtschafts- und Fiskalpolitik der EU werden 
auf Grundlage des Gesetzgebungsverfahrens in der  
EU Vorschlge zur Lsung der europischen Schul-
denkrise diskutiert und verabschiedet.

Die Rollenprofile der Teilnehmenden enthalten 
Hintergrnde der jeweiligen Rollen sowie eine 
Erluterung der Aufgaben und Taktik. Das Diskussi-
ons- und Abstimmungsverhalten in den simulierten 
Sitzungen der EU-Organe orientiert sich an diesen 
Rollenprofilen, kann und soll in diesem Rahmen 
aber selbst ausgestaltetet werden. Die Spieler/-in- 
nen nehmen somit eine neue Identitt an und 
vertreten Positionen, fr die sie im richtigen 
Leben unter Umstnden nicht eintreten wrden. 
Hierdurch werden Denkmuster hinterfragt und 
Verstndnis fr andere Meinungen gefrdert.

Am Ende des Planspiels findet eine Abschlussrunde 
statt, in der Ablauf, Diskussionen und Ergebnisse 
mit den realen Ereignissen und Beschlssen vergli-
chen werden. So werden die Erfahrungen der Teil-
nehmenden whrend des Spiels mit der Realitt 
rckgekoppelt und untersttzen somit den Mei-
nungsbildungsprozess.

Erfahrungen
Der erste Testlauf fand in verkrzter Form mit 
haupt- und nebenamtlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Karl-Arnold-Stiftung statt. Trotz 
des groen Vorwissens konnten die Teilnehmen-
den aufgrund der handlungsorientierten Herange-
hensweise und den unterschiedlichen Perspektiven 
der Rollenprofile neue Erkenntnisse gewinnen. Wie 
schon bei anderen Planspielen zeigte sich, dass die 
Methode sehr gut an das Vorwissen der Spieler/-

Die Kommission prsentiert ihren Beschlussentwurf

 Karl-Arnold-Stiftung
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innen angepasst werden 
und mit verschiedenen 
Zielgruppen gewinn-
bringend durchgefhrt 
werden kann. Einige klei- 

nere Ungereimtheiten in den Rollenprofilen und 
dem Ablauf konnten im Rahmen dieses Tests iden-
tifiziert und verbessert werden.

Planspiel und anschlieender Exkursion kann auf 
diese Weise nachhaltig Wissen und Verstndnis fr 
Hintergrnde und Ablufe vermitteln. 

Darber hinaus ist eine Kombination des Planspiels 
mit weiteren Methoden mglich. So ist es denk-
bar, Formate wie eine digitale, internetbasierte 
Lernplattform einzubinden, um die Einfhrungs- 
und Einlesephase in die Rollenprofile didaktisch 
aufzubereiten und zu verkrzen. Auf diese Weise 
knnten die Teilnehmenden auch nach Ende der 
Veranstaltung ber neue politische Entwicklungen 
informiert werden.

Fazit

Planspiele eignen sich fr Teilnehmende aller Ziel-
gruppen, um komplexe Themen der politischen 
Bildung auf Grundlage des jeweiligen Vorwissens 
aufzubereiten. Eine grundstzliche Akzeptanz fr 
die Methodik durch die Teilnehmenden ist jedoch 
notwendig. Ein Planspiel funktioniert nur, wenn 
die Spieler/-innen bereit sind, sich auf ihre Rollen 
und das Szenario einzulassen. Je nach Zielgruppe ist 
hier unter Umstnden eine genaue Erklrung des 
Konzepts notwendig, um Vorbehalte abzubauen. 
Planspiele knnen auerdem sehr gut mit anderen 
Methoden und Formaten kombiniert werden und 
eignen sich somit hervorragend als flexibles Modul 
fr mehrtgige Veranstaltungen.

Florian Kotscha ist Jugendbildungsreferent der 
Karl-Arnold-Stiftung. Neben der Entwicklung 
und Durchfhrung neuer Bildungsformate un-
ter Einbeziehung spielerischer Elemente und 
digitaler Tools betreut er die Auftritte der Karl-
Arnold-Stiftung in den sozialen Netzen. 

E-Mail: f.kotscha@karl-arnold-stiftung.de

Das Planspiel lsst sich 
gut an das Vorwissen 
der Spieler/-innen 
anpassen.

Abschlussbild einer Seminargruppe

 Karl-Arnold-Stiftung

AB: Was sind aus Ihrer Sicht die drngendsten 
Probleme in Europa?

Die Ungleichgewichte im Auenhandel mssen 
dauerhaft berwunden werden. 
Hierzu gehrt auch der Abbau des 
deutschen Exportberschusses. 

Dr. Till van Treeck, 
Professor fr Sozialkonomie an 
der Universitt Duisburg-Essen

Seit Sommer 2013 ist das Planspiel Powerplay im 
Euroraum bei unseren politischen Bildungsveran-
staltungen regelmig im Einsatz. Es ist von den 
Teilnehmenden gut angenommen worden. Verein-
zelt gab es bei einigen Spielerinnen und Spielern 
Probleme, sich auf das jeweilige Rollenprofil und 
das Szenario einzulassen. In der Regel nahmen die-
se Schwierigkeiten durch das Vorbild engagierter 
Spieler/-innen, mit Untersttzung durch die Spiel-
leitung und der einem Planspiel innewohnenden 
Eigendynamik im Laufe des Spiels ab. Die Diskus-
sionen ber die richtigen Manahmen zur Rettung 
des Euros verliefen insgesamt durchweg lebhaft 
und konstruktiv. Am Ende standen Beschlusslagen, 
die auch mal von der Realitt abwichen. In den Ab-
schlussrunden uerten viele Teilnehmer/-innen, 
die Diskussionen ber die Eurorettung nun besser 
verstehen und verfolgen zu knnen.

Zur Vertiefung des erworbenen Wissens bieten wir  
auf Grundlage guter Erfahrungen mit anderen 
Planspielen eine Kombination mit einer Exkursion 
nach Frankfurt am Main und dortigem Besuch der 
Europischen Zentralbank oder der Bundesbank 
sowie der Deutschen Brse an. Mit den Expertin-
nen und Experten dieser Institutionen kann ber 
Arbeitsweise und aktuelle politische Fragen auf 
Grundlage der im Planspiel erlebten Hintergrnde 
an den Schaupltzen des politischen Geschehens 
diskutiert werden. Ein zweitgiges Seminar mit 
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Ich glaube, Europa knnte ein starkes Konzert der berzeugten sehr gut vertragen. Wir brauchen jun-
ge Menschen, die sagen: Diese Union, diese Gemeinschaft Europa, sie bedeutet mir etwas, deshalb blei-
be ich nicht still, sondern bringe mich ein  auch wenn die Vielstimmigkeit manchmal uerst mhsam, 
auch dissonant klingen kann. Europa braucht eine neue Generation von leidenschaftlichen Europern!

Ausschnitt aus der Rede von Bundesprsident Dr. h. c. Joachim Gauck zur gemeinsamen 
Erffnung des Akademischen Jahres an der Europa-Universitt Viadrina und am Collegi-
um Polonicum am 18. Oktober 2013 in Subice/Polen (www.bundesprsident.de)

 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung
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Demokratie und Demokratiegefährdung in Europa
Christine Ptz

ADB-JAHRESTHEMA

Das AdB-Jahresthema 2013 lautet Demokratie und 
Demokratiegefhrdung in Europa. Zum Abschluss 
dieses Themenjahres nimmt Christine Ptz Europa, 
die Herausforderungen und Chancen der demo-
kratischen Entwicklung und die Aufgaben der po-
litischen Bildung in den Blick. Die EU befindet sich 
nicht nur in einer Wirtschafts- und Whrungskrise, 
sondern auch in einer Vertrauens- und Demokra-
tiekrise. berall in Europa wird darber diskutiert, 
wie mit dieser Krise umzugehen sei. Zwei Anstze 
konkurrieren miteinander: Mehr Europa fordern 
die einen, weniger Europa die anderen. Alte und 
neue populistische Parteien, die in einer Reihe von 
Lndern groen Auftrieb erhalten haben, fordern 
einen teilweisen Rckzug oder einen Austritt ihres 
Landes aus der EU oder deren Auflsung. Doch 
einfache Lsungen gibt es nicht: Wir bentigen 
eine offene und grundlegende Debatte ber die 
zuknftige Gestalt der EU. Keine Entscheidung ist 
alternativlos, doch alle Alternativen haben Folgen. 
Diese mssen erkannt und benannt werden. Hier 
sollte die politische Bildungsarbeit ansetzen.

Die Europische Union durchlebt schwere Zeiten. 
Die Banken- und Finanzkrise in ihren Mitgliedstaa-
ten hat zu einer Krise der Whrungsunion gefhrt, 
die Wirtschaftskrise mit zum Teil dramatischen sozi-
alen Verwerfungen in Sdeuropa zu einer Krise des 
Vertrauens in die EU, ja in die Idee der europischen 
Integration als solche. Immer mehr Europerinnen 
und Europer sind mit den europischen Institutio-
nen unzufrieden. Sie sprechen der EU gleichzeitig 
die Fhigkeit zur Lsung der Krise ab und kritisie-
ren, dass es ihren Institutionen an demokratischer 
Legitimation mangele. Dieser Vertrauensentzug 
trifft aber auch die nationalen Institutionen und 
die etablierten politischen Eliten. In dem Mae, in 
dem in einigen EU-Staaten die Menschen den de-
mokratisch gewhlten Regierungen und etablier-
ten Parteien nicht mehr zutrauen, den wirtschaftli-
chen Niedergang aufzuhalten, wchst sich die Krise 
der EU zu einer Krise der Demokratie in der EU aus. 
Die einzelnen Elemente dieser vielschichtigen Krise 
verstrken sich somit gegenseitig.

	 Eurobarometer 79 ,Spring 2013, v. a. S. 55 f., S. 71 ff.: 

http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/eb/eb79/eb79_

publ_en.pdf; letzter Zugriff: 09.12.2013

Die Krise der europischen Demokratie  
hat mehrere Dimensionen 

Erstens wird beklagt, dass mit der sogenannten Eu-
rorettung die demokratisch legitimierten Institutio-
nen ausgehhlt wurden. Politische Entscheidungen 
mit enormen Auswirkungen auf die Brgerinnen 
und Brger der EU-Staaten wurden bei den Gip-
feltreffen der Staats- und Regierungschefs hinter 
verschlossenen Tren getroffen, ohne dass das 
Europische Parlament einbezogen und die natio-
nalen Parlamente angemessen an den Verhandlun-
gen beteiligt wurden. Deren Budgethoheit wurde 
so de facto ausgehebelt. Auch die Verlagerung von 
eminent politischen Entscheidungen hin zu Behr- 
den mit allenfalls abgeleiteter Legitimitt wie die 
Troika oder die Europische Zentralbank verstrkt 
den Eindruck, dass die Europische Union an einem 
Demokratiedefizit leide. Zudem beklagten viele, 
dass die EU-Vertrge missachtet wurden, indem das 
dort festgeschriebene Verbot der wechselseitigen 
Haftung fr finanzielle Verbindlichkeiten anderer 
Mitgliedsstaaten bergangen worden sei. Anstelle 
der Herrschaft des Rechts sei, so scharfe Kritiker, 
als Sachzwang verkleidete Willkr getreten. Diese 
Kritik rttelt an den Fundamenten der EU, ist diese 
doch vor allem eine Rechtsgemeinschaft. 

Zweitens ist eine schleichende, in ihren Ausmaen 
aber dramatische Erosion von Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit in mehreren Mitgliedstaaten  
der EU zu beobachten. In unterschiedlichem Aus- 
ma sind in einigen ost- (Ungarn), sdost- (Rum- 
nien und Bulgarien) und sdeuropischen (Grie-
chenland, Italien) Staaten die Unabhngigkeit der 
Justiz und die Freiheit der Medien bedroht, hhlen 

	 So zum Beispiel der Alt-68er Alan Posener: http://starke-

meinungen.de/blog/2013/03/19/bankuberfall-auf-zypern/; 

letzter Zugriff: 09.12.2013

Teilnehmende des Europischen Jugendkongresses der 
Heinrich-Bll-Stiftung 2013

 Stephan Rhl, www.flickr.com, 
Heinrich-Bll-Stiftung, cc
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Korruption und Vetternwirtschaft die Rechtsstaat-
lichkeit aus.

In unmittelbarem Zusammenhang mit den genann-
ten Krisensymptomen steht, drittens, das Erstarken 
populistischer Krfte. In einigen Staaten haben die-
se Fraktionen im nationalen Parlament oder sind 
bereits an der Regierung beteiligt. Diese zumeist 
rechten, in aller Regel globalisierungskritischen 
Parteien stellen die etablierte zwischenstaatliche 
Ordnung in Europa und die politische Klasse ihrer 
Heimatstaaten, die diese Ordnung trgt, in mehr 
oder minder radikaler Weise in Frage. Bei den 
Wahlen zum Europischen Parlament im Mai 2014 
knnten sie erhebliche Zugewinne verzeichnen 
und ein Viertel, vielleicht sogar bis zu einem Drittel 
der Mandate erringen. Da diese Parteien mehr auf 
Obstruktion der EU denn auf konstruktive Kritik an 
konkreten Entscheidungen oder Verfahren setzen, 
wrde dies die Hoffnung zunichtemachen, dass 
durch eine Strkung des Europischen Parlaments 
eine Demokratisierung der europischen Politik er-
reicht werden kann. 

Mehr Europa oder weniger Europa? 

Wie knnen die demokratischen Krfte auf diese 
dreifache Krise in ihren einander wechselseitig 
verstrkenden Dimensionen reagieren? Zwei wi-
derstreitende Anstze haben sich in der Debatte he-
rauskristallisiert. Die eine Position lsst sich knapp 
als Mehr Europa benennen: Die Wirtschafts- und 
Finanzkrise in Europa und das Krisenmanagement 
der EU haben in aller Deutlichkeit gezeigt, dass auf 
die konomische Integration nun eine politische 

	 Siehe auch das Online-Dossier der Bundeszentrale fr poli-

tische Bildung: http://www.bpb.de/internationales/europa/eu-

ropa-kontrovers/168359/einleitung; letzter Zugriff: 09.12.2013

Integration folgen msse. Damit habe auch eine 
Strkung der demokratisch legitimierten Instituti-
onen, insbesondere des Europischen Parlamentes, 
einherzugehen. Andere haben aus den Ereignissen 
einen diametral entgegengesetzten Schluss gezo-
gen. Sie wollen nicht mehr Europa, sondern ein 
anderes Europa, das auch mit weniger Europa 
einhergeht: Die Whrungsunion sei ein Fehler 
gewesen und habe die Staatsschuldenkrise erst 
ausgelst. Selbst wenn dieser Fehler nicht mehr 
rckgngig gemacht werden knne, so msse doch 
durch die Rckverlagerung von Kompetenzen auf 
die nationale Ebene die politische Handlungsfrei-
heit der Nationalstaaten wieder gestrkt und poli-
tische Entscheidungen wieder mehr an den demos 
rckgebunden werden. 

Die Anhnger des ersten Ansatzes fordern, dass nun 
das nachgeholt werden msse, was viele schon bei 
der Schaffung der Whrungsunion in den 1990er 
Jahren als Voraussetzung fr eine funktionieren-
de Whrungsunion gesehen hatten: eine umfas-
sende Vergemeinschaftung der Wirtschaftspolitik,  
insbesondere auch der Fiskalpolitik. Nur dies er- 
mgliche es, Ungleichgewichte im gemeinsamen 
Whrungsraum auszugleichen, dem Druck der Glo-
balisierung entgegenzuwirken und so auch die von 
der Wirtschaftskrise ausgelsten sozialen und po-
litischen Verwerfungen in der EU zu berwinden. 
Dieser Ansatz geht aber ber die Schaffung von 
Legitimitt durch konomischen Erfolg hinaus. Da 
mit einer weiteren Vergemeinschaftung zentraler 
Politikfelder die Kluft zwischen der Reichweite 
der auf europischer Ebene getroffenen Entschei-
dungen und deren demokratischer Legitimierung 
wchst, fordern Verfechter dieses Ansatzes, dass die 
EU umfassend demokratisiert werden msse. Die 
konkreten Vorschlge variieren: Das Europische 
Parlament solle gestrkt und zu einer echten ge-
setzgebenden Versammlung ausgebaut werden. 
Die Spitze der Exekutive in Gestalt des Prsidenten 
der Europischen Kommission solle entweder vom 
Europischen Parlament oder direkt von den 500 Mil-
lionen EU-Brgerinnen und -Brgern gewhlt wer-
den. Der Rat der Europischen Union solle zu ei-
ner zweiten Kammer umgestaltet werden, deren 
Mitglieder von den nationalen Regierungen und 
Parlamenten entsandt werden. Die Praxis, dass die 
in den EU-Vertrgen geforderte Einberufung eines 
Konvents zur nderung dieser Vertrge umgan-

	 Beispielhaft: Vgl. Franzius, Claudio; Preu, Ulrich K., 2012: 

Die Zukunft der Europischen Demokratie, Studie im Auftrag 

der Heinrich-Bll-Stiftung: http://www.boell.de/de/content/

die-zukunft-der-europaeischen-demokratie; letzter Zugriff: 

09.12.2013

Mehr Europa  weniger Europa? Europischer Jugend-
kongress der Heinrich-Bll-Stiftung 2013

 Stephan Rhl, www.flickr.com, 
Heinrich-Bll-Stiftung, cc
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gen wird, in dem die Staaten zwischenstaatliche 
Vertrge schlieen, solle beendet werden, indem 
eine verfassungsgebende Versammlung einberu-
fen wird. Da ein solcher Schritt, mit dem die EU von 
einem Staatenverbund in einen Bundesstaat, in die 
Vereinigten Staaten von Europa, umgewandelt 
werden wrde, derzeit kaum in allen Mitgliedstaa-
ten der EU auf Zustimmung stoen wrde, setzen 
manche auf das Konzept eines Europa der verschie-
denen Geschwindigkeiten. Jene Staaten, die bereit 
seien, sollten voranschreiten, der Erfolg werden 
auch die zgerlichen Gesellschaften berzeugen.

Die Vertreter des zweiten Ansatzes halten dies 
fr undurchfhrbar. Ihr zentrales Argument lau-
tet, dass es Demokratie nur auf nationaler Ebene 
gebe, weil nur dort ein strukturierter ffentlicher 
Raum existiere, in dem politische Entscheidungen 
verhandelt werden. Die mangelnde Legitimierung 
europischer Entscheidungen sei nicht aufhebbar. 
Daher msse auf die Krise europischer Politik mit 
einer Rckverlagerung von Kompetenzen auf die 
nationale Ebene reagiert werden. Auch hier vari-
iert die Reichweite der Konzepte: Einige gehen so 
weit, dass sie eine Auflsung der Whrungsunion 
fordern, da diese die europischen Gesellschaften 
gespalten habe. Nur so knne die unertrgliche 
Einschrnkung der Handlungsfreiheit der allei-
ne demokratisch legitimierten nationalen Parla-

	 Z. B. Democracy International: http://www.democracy-inter-

national.org/more-democratic-european-union; letzter Zugriff: 

09.12.2013

	 Da der Handlungsdruck vor allem fr die Staaten der Euro-

zone gro ist und Widerstand insbesondere aus Grobritannien 

erwartet wird, lautet einer der derzeit diskutierten Vorschlge, 

dass alle Staaten, die den Euro als Whrung bernommen 

haben, eine solche politische Union grnden sollten.

mente und Regierungen  sei es durch Rettungs-
pakete mit Auflagen, eine Budgetberwachung 
durch die Europische Kommission etc. oder durch 
alternativlose Entscheidungen  geheilt werden. 
Andere gehen nicht so weit und fordern lediglich, 
dass die nationalen Parlamente als einzige wirklich 
demokratisch legitimierte Krperschaften gestrkt 
werden sollten, etwa durch mehr Rechte zur Kont-
rolle der Gesetzesinitiativen der Europischen Kom-
mission. Ein Stichwort, das hierbei hufig fllt, ist 
das Prinzip der Subsidiaritt, das bedeutet, dass bei 
der Feststellung der geeigneten Ebene im Mehr- 
ebenensystem der EU eine Kompetenz immer auf 
der mglichst untersten Ebene angehngt sein soll. 
Damit soll eine grtmgliche nationale Selbst-
bestimmung und Eigenverantwortung angestrebt 
werden.

Demokratie braucht Mut zum Konflikt

Der Wettstreit um politische Alternativen ist Vo-
raussetzung und Motor der Demokratie. Die Be-
hauptung, politische Entscheidungen seien alter-
nativlos, entzieht der Demokratie den Sauerstoff. 
Nicht zufllig trgt die erste deutsche Partei, die 
europapolitische Themen ins Zentrum ihres Pro-
gramms stellt, bereits im Namen die Behauptung, 
eine Alternative zu haben. Doch hat sie tatschlich 
andere politische Ziele oder schlgt sie andere poli-
tische Mittel vor, um zu erreichen, was andere Par-
teien auch wollen?

	 Vgl. Franzius, Claudio; Preu, Ulrich K., 2012, S. 8 ff.: Die 

Zukunft der Europischen Demokratie, Studie im Auftrag 

der Heinrich-Bll-Stiftung: http://www.boell.de/de/content/

die-zukunft-der-europaeischen-demokratie; letzter Zugriff: 

09.12.2013

Junge Menschen diskutieren auf dem Europischen 
Jugendkongress

Michalis Goudis Communication Officer, CECODHAS 
Housing Europe, Brssel

 Stephan Rhl, www.flickr.com, 
Heinrich-Bll-Stiftung, cc

 Stephan Rhl, www.flickr.com, 
Heinrich-Bll-Stiftung, cc
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Aufgabe der politischen Bildung ist es, den Br- 
gerinnen und Brgern Kritierien zur Verfgung zu 
stellen, mit denen sie beurteilen knnen, ob Alter-
nativen Substanz haben. Zentrales Kriterium ist der 
Mut zur Benennung von Konsequenzen. 

Lebendige Demokratie braucht politische Rume 
und Institutionen, in denen ber europische The-
men gestritten werden kann. Wir brauchen einen 
echten politischen Wettbewerb zu europischen Zu-
kunftsthemen. Ohne eine breite ffentliche Debatte 
ber Wege aus der Krise werden sich die Risse in der 
EU noch vergrern. Das europische Projekt kann 
nicht allein von oben weitergefhrt werden. Erst 
wenn die Brgerinnen und Brger ber europische 
Zukunftsfragen mitentscheiden knnen, werden sie 
Europa als ihre Angelegenheit erleben. Hier kann 
die politische Bildungsarbeit ansetzen.

Politische Bildung als Raum fr politische  
Kontroverse und Alternativdebatten

Die zentrale Aufgabe politischer Bildung ist es, dem 
Populismus entgegenzuwirken. Populisten verspre-
chen einfache Lsungen. Diese gibt es nicht. Politi-
sche Bildungsarbeit sollte deshalb Rume schaffen, 
in denen differenziert und kontrovers ber die Zu-
kunft der EU nachgedacht werden kann. 

Politisches Engagement beginnt mit dem Interesse 
fr konkrete Themen. Daneben ist das bloe Wissen 
um die Art und Weise, wie demokratische Ablufe 
funktionieren, und wo und wie man mit seiner po-
litischen Agenda ansetzen kann, eine weitere Vor-
aussetzung fr politisches Handeln. Diese beiden 
Facetten kann politische Bildungsarbeit aufgreifen.

Gerade fr junge Menschen ist die Idee Europa 
nicht mehr ohne weiteres zu erkennen. Die Er-

innnerung an die groen Kriege des 20. Jahrhun-
derts in Europa verblassen. Frieden erscheint als 
Selbstverstndlichkeit, als eine Art Naturzustand. 
Das Erfahrungswissen darum, dass Frieden eine 
fragile politische Errungenschaft ist, schwindet. 
Wirkt politische Bildung dem nicht entgegen, kann 
Gewalt wieder als Lsung fr eine als unertrglich 
empfundene Situation erscheinen. 

Auch der konkrete Nutzen der europischen Eini-
gung fr das alltgliche Leben ist gerade fr jun-
ge Menschen nicht mehr ohne weiteres erfahrbar, 
weil sie nie erlebt haben, welche Freiheiten die 
europische Einigung erst gebracht hat. Europa 
erfahrbar machen, ist deshalb eine zentrale Aufga-
be der politischen Bildung. 

Im Austausch mit anderen Europerinnen und Eu- 
ropern kann Verstndnis und Empathie fr unter-
schiedliche Haltungen entstehen. Dabei gilt es, die 
persnlichen Lebenssituationen zu bercksichtigen: 
Welche Zukunftsperspektiven habe ich als junger 
Mensch in Europa? Wie unterscheiden sich meine 
Chancen, je nach dem wo ich in Europa lebe? Was 
kann ein vereintes Europa uns heute noch ver-
sprechen? Welches sind meine Werte, Ziele? Was 
mchte ich verndern und wie kann ich mich dafr 
in Europa engagieren? 

Eine aktive Brgerschaft, proklamiertes Ziel der EU, 
ist voraussetzungsvoll. Sozio-konomische Rahmen-
bedingungen und Bildung spielen eine wichtige 
Rolle. Wichtigste Voraussetzung aber sind Rume 
und Orte, in denen sich Brgerinnen und Brger 
tatschlich aktiv einbringen und ihre politische Agen-
da in den politischen Willensbildungs- und Entschei-
dungsbildungsprozess einflieen lassen knnen. 

Dr. Christine Ptz ist Referentin Europische 
Union der Heinrich-Bll-Stiftung. Ihre Schwer-
punkte sind Zukunft der Europischen Union 
und Europische Demokratie.

E-Mail: puetz@boell.de

	 Krastev, Ivan, 2013: What happened to the European 

dream, in: Other News: www.other-news.ifo/what-happenned-

to-the-european-dream/, auf Deutsch: Aus der Traum: www.

presseurop.eu/de/content/article/3722161-aus-der-traum-von-

europa; letzter Zugriff: 09.12.2013

	 Z. B. http://de.euronews.com/2013/03/01/aktive-buerger-

schaft-ein-europa-der-muendigen-buerger/; letzter Zugriff: 

09.12.2013

Fishbowl-Diskussion whrend des Europischen Jugend-
kongresses 

 Stephan Rhl, www.flickr.com, 
Heinrich-Bll-Stiftung, cc
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„World Café plus“
Eine klassische Methode und eine mgliche Erweiterung

Jonas Gasthauer



ARBEITSHILFEN UND METHODEN

World Caf ist eine der Methoden, die sich auch 
ber die auerschulische Jugend- und Erwach-
senenbildung hinaus groer Beliebtheit erfreut, 
beispielsweise in der Wirtschaft im Rahmen von 
company retreats und anderen Strategietreffen. 
Sie dient der inhaltlichen Klrung und Fokussie-
rung von politischen und gesellschaftlichen Frage-
stellungen. Das World Caf ermglicht zudem, 
bei groen Gruppen eine moderierte Diskussion 
strukturiert in kleineren Gruppen zu fhren und 
die Gedanken aller zu einer Fragestellung zu erfas-
sen. Viele Kolleginnen und Kollegen wenden eine 
Form der Methode regelmig und routiniert an   
so auch Jonas Gasthauer, der hier eine mgliche 
Erweiterung der Methode vorstellt, die deren Ein-
setzbarkeit um einen Mehrwert ergnzt, Ergebnis-
se fokussiert und kanalisiert.

Praktisches Vorgehen

Die Grundidee der World Caf-Methode versucht 
den informellen Gedankenaustausch eines Kaffee-
hauses in kleinen Tischgruppen fr die Kommuni-
kation der Meinungen einzelner und deren Diskus-
sion fruchtbar zu machen. In Fortfhrung dieser 
Analogie sollte eine klare Handlungsanweisung 
(z. B. schriftlich auf einem gut sichtbaren Flipchart-
papier) als Speisekarte gegeben werden, ein 
mindestens DIN A0 groes Papier als Tischdecke 
auf den einzelnen Tischen zur Verfgung stehen 
sowie ein Tischgedeck in Form von verschiede-
nen Stiften bereitgestellt werden. Optional ist lei-
se Musik im Hintergrund, die jedoch von manchen 
Teilnehmenden auch als strend empfunden wer-
den kann. Gleiches gilt fr das Reichen von kleinen 
Snacks und Getrnken.

Je nach Gruppengre sollte eine entsprechende 
Anzahl von Tischen und dem erluterten Material so 
im Raum verteilt werden, dass mindestens drei Klein-
gruppen von vier bis zehn Personen Meinungen aus-
tauschen und diskutieren knnen, ohne zu stark von 
den Nebentischen akustisch gestrt zu werden.

Bereits vor der Einteilung der Kleingruppen sollte 
jeweils ein/e Gastgeber/-in pro Tisch zur Struktu-

	  Neben der grundlegenden Ablaufstruktur der Methode 

sollte auf der Speisekarte, die alternativ auch auf Klappkarten 

stilecht auf den Tischen verteilt werden kann, die Caf-Etikette 

in Anlehnung an die von der World Caf Community vor-

geschlagenen Punkte und den Gegebenheiten der jeweiligen 

Situation und Gruppe angepasst, enthalten sein (siehe Literatur 

im Anhang).

rierung der Diskussion gewhlt werden. Je nach 
Hintergrund und Zusammensetzung der Gruppe 
empfiehlt es sich, aktiv in diesen Prozess einzugrei-
fen und Kandidatinnen und Kandidaten zu bestim-
men, die sich jeweils an einen der Tische setzen.

Nun bekommt jede Kleingruppe eine zu diskutie-
rende Frage vorgegeben, die idealerweise auf der 
zunchst umgedrehten Tischdecke notiert wurde. 
Die Fragen sollten offen und zugleich prgnant for-
muliert sein, bestenfalls  ohne sich zu doppeln   
aufeinander Bezug nehmen und verschiedene As-
pekte eines Themas beleuchten. Im Folgenden gibt 
es zwei Mglichkeiten: Jedes Gruppenmitglied be- 
ginnt spontan Stichworte, Einflle oder bereits aus-
formulierte Antworten auf DIN A5 Bltter zu schrei-
ben und unsortiert auf die Tischdecke zu kleben/
pinnen, die im Anschluss diskutiert werden. Alter-
nativ bietet es sich an, dass an jedem Tisch noch 
Servietten  also Bltter im DIN A4/DIN A5 Format 
 zur Verfgung stehen, auf denen die Gruppen-
mitglieder zunchst fr wenige Minuten ihre Kom-
mentare/Antworten aufschreiben, die anschlieend 
vorgestellt, ausgetauscht und diskutiert werden, so 
dass in einem nchsten Schritt abgestimmte Aussa-
gen auf der Tischdecke festgehalten werden. Dieser 
Prozess kann natrlich auch mndlich, ohne zuvor 
niedergeschriebene Notizen erfolgen, was jedoch 
bei Teilnehmenden, die mit solchen Arbeitsprozes-
sen nicht vertraut sind, zu Schwierigkeiten und aus-
bleibender Beteiligung fhren kann.

Nach hchstens 20 Minuten wird die erste Runde 
beschlossen  zum Beispiel durch ein Glockenzei-
chen  und die Gste verlassen ihren Tisch und 
gehen zum nchsten Caftisch. Hier sollte auf die 
zahlenmige Gleichverteilung und die Durchmi-
schung der Gruppen geachtet werden, wobei die 
grundstzliche Regel ist, dass jede/r Teilnehmende 
einmal an allen Tischen Platz genommen haben 
muss. Der/die Gastgeber/-in beginnt die Runde 
nach der obligatorischen Begrung mit einer Zu-
sammenfassung der wichtigsten Diskussionspunkte 
und Ergebnisse der ersten Runde und stt damit 
den Gedankenaustausch der neuen Gste an. 

Stichwort Handlungsanweisungen bzw. Kommuni-
kationsregeln: Besonders die Gastgeber/-innen 
mssen in ihre Rolle eingewiesen werden. Sie lei-
ten die Diskussion und strukturieren den Gedan-
kenaustausch der jeweiligen Gste. Sie knnen 
ihre eigene Meinung einbringen, sie sollten jedoch 
nicht durch ihre hervorgehobene Stellung domi-
nant sein. Whrend des World Cafs und um 
Schwierigkeiten dieser Art zu vermeiden, sollten 
die Seminarleiter/-innen bereits bei der Auswahl 
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der Gastgeber/-innen bzw. Moderator/-innen 
diese Herausforderung im Hinterkopf haben.

Anwendungsmglichkeiten

Im Folgenden mchte ich exemplarisch die Anwen-
dung der Methode World Caf plus in einem 
Themenkomplex vorstellen, zu dem ich in den ver-
gangenen Jahren hufig und mit verschiedenen Ziel-
gruppen gearbeitet habe. Die politische und sozia-
le Dimension von Ernhrung (vgl. Auerschulische 
Bildung, Heft 1-2013) hat in den letzten Jahren 
verstrkt Eingang in die Bildungsangebote (auer)
schulischer Bildung gefunden. Immer hufiger 
werden von einzelnen Teilnehmenden und Grup-
pen Titel wie Nachhaltige Entwicklung: Die Macht 
der Konsumenten angefragt. Dies zeigt, dass 
in der direkten Lebensumwelt aller Menschen zu  
verortende Themen  Komplikationen im Schla- 
raffenland der Konsumentinnen und Konsumen- 
ten (Kofahl/Ferdaouss 2013)  eine hohe Anschluss- 
fhigkeit fr die inhaltliche Auseinandersetzung 
im Seminarkontext bieten. Ebenso ist das Thema 
fr ein Fachpublikum relevant, das sich u. a. in Um- 
welt- und Naturverbnden findet. In der Regel 
wird ein World Caf auch als Einstiegsmodul 
und Eisbrecher empfohlen. Ich prferiere jedoch 
fr die inhaltlich gehaltvolle Anwendung einen 
Einsatz zu einem spteren Zeitpunkt im Seminar, 
wenn alle Teilnehmenden sich bereits vertiefend 
mit dem Seminarthema auseinandergesetzt haben. 
Dies sorgt fr eine fundierte Gesprchssituation 
und fr interessante wie auch weiterfhrende Dis-
kussionsergebnisse.

In meinem konkreten Beispiel habe ich die Metho-
de World Caf als alternatives Diskussions- und 
Moderationsformat im Anschluss an Arbeitsgrup-

pen zu verschiedenen Aspekten des Themenkom-
plexes Ethische und politische Dimensionen der 
Nahrungsmittelproduktion (u. a. Fleisch- und 
Fischkonsum, vgl. Kofahl/Adda 2013) und Faire 
Arbeit benutzt. Die Arbeitsgruppen benannten 
jeweils eine/n Moderator/-in, die die Arbeitser-
gebnisse prsentierten und die eigens konzipier-
te Fragestellung mit den Gsten diskutierten. Auf 
diese Weise sammelten die Gastgeber/-innen die 
Kommentare und Anmerkungen zu ihren Frage-
stellungen. Fragestellungen waren: Wie kann der 
Fleischkonsum gendert werden, um Massentier-
haltung und -schlachtungen zu verhindern? Le-
bensmittelrohstoffhandel  Was darf nicht sein? 
Wie kann die Europische Agrarpolitik gendert 
werden, um eine nachhaltige Landwirtschaft zu 
frdern? Wie knnen faire Arbeitsbedingungen im 
Textilhandel geschaffen werden? Die Diskussions-
ergebnisse wurden von den Gastgeberinnen und 
Gastgebern schriftlich festgehalten und flossen in 
die Abschlussdebatte ein.

Zur oben beschriebenen Thematik bot sich eine Zu- 
spitzung mit Hilfe von vorbereiteten (laminierten)  
Verkehrsschildern (Stopp, Vorfahrtstrae, Fugn- 
gerberweg) an (vgl. INKOTA-netzwerk e. V., S. 6 f.). 
Zum Ablauf: Jede World Caf-Gruppe erhielt ein 
bis drei Exemplare jedes Verkehrsschilds. Mit dem 
Stoppschild sollte ein Problem identifiziert wer-
den, das angegangen werden muss (in unserem 
Beispiel: Spekulation mit Agrargtern), das Vor-
fahrtsschild sollte eine Zielsetzung zum Ausdruck 
bringen (mglich: weltweites Verbot der Agrarspe-
kulation) und das Fugngerschild stand fr einen 
persnlichen ersten Schritt zum Erreichen des defi-
nierten Ziels (berprfung der Geschftspraktiken 
der Geldinstitute, bei denen die Teilnehmenden 
ihre Konten haben). Das heit, dass die World 
Caf-Ergebnisse in konkrete Handlungs-, Gebots- 
bzw. Verbotsanregungen umgewandelt wurden, 
die fr die weitere Behandlung des Themas im 
Verband der NaturFreunde, welche die Teilneh-
menden des Seminars waren, sinnvoll genutzt wer-
den knnen. Es wird somit zunchst ein Problem 
formuliert und dann globale sowie individuelle 
Lsungsanstze fr dieses Problem prsentiert. 
(INKOTA-netzwerk e. V. 2009, S. 7). In meinem 
Seminar brachten die Teilnehmenden zustzlich 
ihre Vorschlge fr den eigenen Verband und ihr 
persnliches Kaufverhalten mit ein. 

Abschlieend werden die jeweils drei zusammen- 
gehrenden Schilder hintereinander an einer Schnur 
oder Metaplanwand befestigt, um die Ergebnisse 
der Debatten auch fr die Allgemeinheit anschau-
lich zu dokumentieren.

Teilnehmende diskutieren ber die Macht der Konsu-
menten

 Elisabeth Zahn
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Strken und Grenzen der Methode 

Die besondere Strke der World Caf-Methode 
liegt vor allem in der lockeren und dennoch in-
haltlich fokussierten Arbeitssituation. Die Beigabe 
von Kaffee/Tee und Snacks sorgen fr eine ent-
spannte und zwanglose Gesprchssituation trotz 
anspruchsvoller Diskussionsinhalte. Besonders stark 
ist bei dieser Methode, dass die Diskussion einer 
groen Gruppe zu einer Fragestellung nicht in 
einer Plenumsdebatte erfolgt, sondern kleinteili- 
ger und versetzt durch eine bestndige Modera- 
tion der Gastgeber/-innen an den Caftischen. Dies 
ermglicht eine strukturierte Zusammenfassung 
der verschiedenen Gedanken und Ideen aller Teil-
nehmenden. Vor allem die Visualisierung und der 
immer wieder neu geordnete Diskussionsprozess 
vermitteln eine geistige Dynamik, die verdeutlicht, 
dass es immer wieder neue Aspekte zu einer Frage-
stellung gibt. Die Ergebnisse der Gruppen zu den 
World Caf-Fragen knnen einen neuerlichen 
Schwerpunkt fr eine inhaltliche Auseinanderset-
zung zu einem Thema bieten. Das World Caf lebt 
von der lebendigen Debatte und Diskussionsbereit-
schaft der Teilnehmenden und einer gut strukturier-
ten Moderation. Wenn beides oder nur eines davon 
fehlt, fhrt die Methode nicht zum gewnschten 
Diskussionsprozess und damit auch nicht zu sinn-
vollen Ergebnissen. Daher ist zum einen darauf zu 
achten, dass die Moderation von Teilnehmenden 
oder Referierenden gefhrt wird, die gut anleiten 
und unsichere bzw. zurckhaltende Teilnehmende 

motivieren knnen, etwas zum Thema beizutragen 
und zum anderen, dass die Arbeitsweise an sich den 
Teilnehmenden gerecht wird.

Darber hinaus bietet das World Caf vielfltige 
Mglichkeiten auch in festgefahrenen Diskussi-
onen oder am Morgen eines letzten Seminartags 
die Konzentration und Beteiligung bei den Teil-
nehmenden nochmals zu erhhen und gleichzeitig 
den Weg zur Ergebnissicherung und Dokumentati-
on des Diskussionsprozesses zu ebnen.

Wie bereits ausgefhrt, gibt es prinzipiell keine 
Einschrnkungen, zu welchem Zeitpunkt eines Se-
minars die Methode des World Caf eingesetzt 
werden kann. Die Einbindung in die Gesamtstruk-
tur, in den Spannungsbogen des Seminars, sollte 
jedoch gut bedacht werden. Eine inhaltliche und 
methodische Reflexion, die noch vor der Dokumen-
tation bzw. Visualisierung der Ergebnisse erfolgt, 
kann einen fruchtbaren weiteren Verlauf des Se-
minars unterbrechen. Ich habe dagegen gute Er-
fahrungen mit einer Kanalisierung der Ergebnis-
se, z. B. in direkte (politische) Partizipations- und 
Handlungsimpulse gemacht.
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Meldungen

Der Europarat reagiert auf die Abschaffung der Menschenrechtsbildung in Spanien

Der Beauftragte fr Menschen-
rechte im Europarat, Niels 
Muinieks, hat einen Report ver- 
ffentlicht, in der gegen die Ent- 
scheidung der spanischen Regie- 
rung, Education for Democratic  
Citizenship and Human Rights 
Education (EDC/HRE) abzuschaf-
fen, Position bezogen wird. Da- 
mit reagiert er auf eine Petition  
an den Europarat, die von 60 NGOs  
und europischen Zusammen- 
schlssen verfasst wurde, u.  a. 
auch von DARE, dem europischen 
Netzwerk Democracy and Hu-
man Rights Education in Europe. 
Der Europarat wird darin gebe-
ten, auf die spanische Regierung 
einzuwirken und EDC/HRE im 
spanischen Ausbildungssystem zu 
erhalten.

Konservative politische und reli- 
gise Gruppen versuchen in Spa-
nien schon lnger gegen EDC/HRE  
vorzugehen, die seit 2006 im Aus-
bildungsgesetz verankert und Teil  
der Curricula sind. Die konserva- 
tive Regierung von Mariano Rajoy  
prsentierte im September 2012 
ein Gesetz, um nderungen in den  
Ausbildungsprogrammen vorneh-
men zu knnen und z. B. die The-
men Kinderrechte, Geschlechter-
gerechtigkeit, Diskriminierung, 
Rassismus, Antisemitismus und 
Homophobie aus den Curricula zu  
verbannen.

Der Menschenrechtsbeauftragte 
folgt der Analyse der NGOs und 
warnt eindringlich davor, unter 
dem Deckmantel notwendiger 

EUCIS-LLL Manifesto verabschiedet

Die European Civil Society Plat-
form on Lifelong Learning 
(EUCIS-LLL) hat ein Manifest ver-
abschiedet, das rechtzeitig zur 
Europawahl 12 Prioritten fr 
Lebenslanges Lernen formuliert. 
Vor dem Hintergrund der andau-
ernden konomischen und sozi-
alen Krise und der Schwchung 
der Bildungssysteme durch Spar- 
manahmen, ist es dringend ge-
boten, ber die Zukunft des Ler-

nens in Europa nachzudenken. 
EUCIS-LLL fordert eine nachhal-
tige Investition in das Lernen als  
Kern eines sozialen Modells. Der  
Zugang zu Lebenslangem Ler-
nen muss erleichtert werden und  
damit die Chance erhht, an der  
Gesellschaft aktiv teilzunehmen.  
EUCIS-LLL formuliert mit dem 
Manifest eine Vision, in der z. B. 
Lebenslanges Lernen als ein 
Schlsselinstrument fr soziale 

Inklusion und der Zugang zu Le-
benslangem Lernen als Grund-
recht anerkannt wird. Bei Lebens-
langem Lernen soll der Fokus 
sowohl auf Lernergebnisse als 
auch auf den Lernprozess gelegt 
werden. Angemessene Investitio-
nen in diesem Bereich mssen in 
Europa gettigt werden.

Weitere Informationen: 
www.eucis-lll.eu/

Nach-Mauer-Europa gemeinsam gestalten  Vierte Europa-Rede

Am 9. November 2013 hat der 
Prsident des Europischen Ra-
tes, Herman Van Rompuy, in Ber- 
lin die vierte Europa-Rede gehal-
ten. Die Rede stand unter dem 
Motto: Nach-Mauer-Europa ge- 
meinsam gestalten. Diese Rede 
wird jhrlich von der Robert Bosch 

Stiftung, der Stiftung Zukunft 
Berlin sowie der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung initiiert. Sie gilt 
als Stellungnahme der hchsten 
Reprsentanten der Europischen 
Union zur Idee und zur Lage Eu-
ropas. Der Prsident des Euro- 
pischen Rates zeigte sich davon 

berzeugt, dass Europa gestrkt 
aus der Krise hervorgehen wird, 
wenn alle Mitgliedstaaten wei-
tere Reformanstrengungen un-
ternehmen. Die Euro-Krise msse 
als Weckruf verstanden wer-
den, auch um in Zukunft mehr 
Verantwortung und Solidaritt 

Sparmanahmen EDC/HRE aus 
den Programmen zu entfernen. 
In seiner Positionierung heit es, 
EDC/HRE are not directly con-
nected to austerity measures (...) 
the Commissioner found it impor-
tant to discuss it with the Spanish 
authorities as he firmly believes 
that civic and human rights edu-
cation is key to combating all 
forms of discrimination and into-
lerance and for developing gene-
rations of active and responsible 
citizens necessary in a democratic 
society.

Weitere Informationen: http://da-
re-network.blogspot.de/2013/10/
coe-commissioner-nils-muiznieks-
reports.html (Kurz-URL: http://bit.
ly/1ato5oL)
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freinander zu entwickeln. Vor-
urteile gegenber anderen Mit-
gliedern mssen abgebaut und 
mehr Mobilitt zugelassen wer-

den. Herman Van Rompuy forder-
te ebenso eine grere Offenheit 
gegenber Flchtlingen aus Dritt-
staaten.

Quelle und weitere Informationen: 
http://www.kas.de

Die Vereinten Nationen beschlieen Fahrplan fr neue Entwicklungsziele

In der letzten Septemberwoche 
wurde auf der UN-Vollversamm-
lung der Fahrplan fr die Ausar-
beitung der Millenniums-Nach-
folgeziele verabschiedet. Er sieht 
vor, dass im Herbst 2014 Verhand-
lungen ber die Nachfolgeziele 
beginnen und im Herbst 2015 ein 
Gipfel Globale Partnerschaft fr 
Entwicklung einberufen wird, 
auf der dann neue Entwicklungs-
ziele verabschiedet werden sollen.

Die Millenniumsentwicklungszie-
le, die im Jahr 2000 vereinbart 

wurden und die 2015 auslaufen, 
sehen u. a. vor, die Zahl der in 
extremer Armut lebenden Men-
schen zu halbieren. Auch wenn 
Fortschritte erzielt wurden, konn-
te dieses Ziel nicht in allen Regi-
onen dieser Erde gleichermaen 
erreicht werden. Die Spanne reicht 
von enormen bis kaum messba-
ren Fortschritten.

Erkennen die einen in diesem 
Fahrplan einen positiven Schritt 
und einen Konsens der UNO-Mit-
glieder, befrchten andere eine 

Verschleppung des Verfahrens 
und wenige greifbare Ergebnisse. 
Problematisch sei vor allem, so Ni-
cole Rippin vom Deutschen Insti-
tut fr Entwicklungspolitik, wenn 
die Millenniums-Nachfolgeziele 
und die gleichzeitig auszuarbei-
tenden Entwicklungsziele zur 
Nachhaltigkeit im Rahmen von 
Rio+20 zusammengefhrt wer-
den sollen.

Quelle: http://www.euractiv.de/
entwicklungspolitik

Internationale Experten prfen die deutsche Nachhaltigkeitspolitik

Im Jahr 2012 hat die Bundeskanz-
lerin Angela Merkel einen inter-
nationalen Bericht zur deutschen 
Nachhaltigkeitspolitik bei inter-
nationalen Nachhaltigkeitsexper-
ten in Auftrag gegeben, der nun 
vom Vorsitzenden der Experten-
gruppe, Bjrn Stigson, vorgelegt 
und am 4. November 2013 offizi-
ell vorgestellt wurde. Der Titel des 
Berichts lautet: Sustainability  
Made in Germany. The Second 
Review by a Group of Internati-
onal Peers, commissioned by the 
German Federal Chancellery. 
Der Kommission gehrten Ex-
perten aus Schweden, Finnland, 
Grobritannien, Holland, USA, 
Sdafrika und Sdkorea an.

Die Experten empfehlen der neu-
en Bundesregierung die Umset-
zung der Nachhaltigkeitspolitik in 
Deutschland zu strken und sich 
den bergreifenden Zielen nach-

haltiger Entwicklung und dem 
Klimaschutz zu verschreiben, so 
Stigson. Die Experten rumen der 
Bundesregierung durchaus Erfol-
ge im Ringen um eine nachhal-
tiger gestaltete Welt ein, warnt 
jedoch davor, sich auf diesen Er-
folgen auszuruhen. 

In ihrem Bericht nehmen sie eine 
Bestandsaufnahme der Fortschrit-
te in Deutschland auf und leiten 
daraus zentrale Empfehlungen 
ab, wie z. B. bessere Rahmenbe-
dingungen fr die nachhaltige 
Entwicklung zu schaffen, eine 
nachhaltige Wirtschaft koopera- 
tiv mit ffentlichem und priva-
tem Sektor zu gestalten, die Ener-
giewende planvoller und koor-
dinierter anzugehen, die soziale 
Dimension der nachhaltigen Ent-
wicklung im Auge zu behalten 
(z. B. Lebensqualitt, demographi- 
scher Wandel) und Nachhaltig-

keit in allen Bildungsbereichen 
strker zu verankern.

Diese Forderungen decken sich 
auch mit den Forderungen des 
Rats fr nachhaltige Entwick-
lung, die er in seinem Herbst-
Statement 2013 formuliert hat: 
Deutschlands Politik muss sich  
in vollem Umfang zu einer Fh- 
rungsrolle in der europischen 
und globalen Umwelt- und Klima-
politik bekennen. Er empfiehlt 
der Bundesregierung, im Bun-
deskanzleramt die Position eines 
Beauftragten fr Nachhaltigkeit 
und Energiewende zu schaffen. 

Quelle: 
http://www.nachhaltigkeitsrat.de
Unter dieser Adresse kann der 
Bericht Sustainability  Made in 
Germany als PDF abgerufen oder 
als kostenfreie Printversion be-
stellt werden.
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Wie wirkungsvoll sind zivilgesellschaftliche Projekte gegen Rechtsextremismus?

Als der NSU-Untersuchungsaus- 
schuss im September seinen Ab- 
schlussbericht vorlegte, forderte  
er eine kontinuierliche Unter- 
sttzung der Demokratiefrde- 
rung sowie eine Verlsslichkeit 
und Planungssicherheit fr die vie-
len Initiativen gegen den Rechts- 
extremismus.

Das Analyse- und Beratungsun- 
ternehmen PHINEO gAG hat mit  
Untersttzung der Amadeu An- 
tonio Stiftung nun zahlreiche ge- 
meinntzige Projekte in Deutsch-
land untersucht und analysiert, 
welche von ihnen Wirkungspoten-
zial haben. Sie haben 17 Projekte 
empfohlen, bei denen aus ihrer 
Sicht die Frdergelder gut ange-
legt sind. PHINEO kritisiert bei der 
Prsentation der Ergebnisse die 
oft nur projektbezogene Finanzie-
rung, die keine Planungssicherheit 
gewhrleistet. Die Frderung der 
Initiativen sei eine Daueraufgabe 
des Staates, so die verantwortli-
chen Analytiker aus dem PHINEO-
Team, Dr. Andreas Schmidt und 
Franz-Martin Schfer.

Drei AdB-Mitglieder gehren zu  
den empfohlenen Projekten: Das  
Anne-Frank-Zentrum e. V. in Ber- 
lin mit dem Projekt Deine Anne.  
Ein Mdchen schreibt Geschich- 
te. Dieses Ausstellungs- und Bot- 

schafterprojekt verbindet das 
Gestern mit dem Heute und er- 
mglicht jungen Menschen ein  
Nachdenken ber die eigene  
Identitt und den Umgang mit- 
einander, schreibt das PHINEO-
Team. Sie bescheinigen dem Pro- 
jekt gute bis herausragende Er- 
gebnisse, was das Wirkungspo-
tential des Projekts in den Berei- 
chen Ziele und Zielgruppen, An- 
stze und Konzepte und Quali- 
ttsentwicklung betrifft und gute 
bis sehr gute Ergebnisse bei der 
Leistungsfhigkeit der Organisa-
tion.

Das Projekt Vernetzt gegen 
Rechtsextremismus verantwor- 
tet die Bildungssttte Anne Frank 
e. V. in Frankfurt am Main. Hier 
werden bei Projekttagen in Schu- 
len und Jugendzentren Jugend- 
liche fr die Gefahren von Rechts-
extremismus sensibilisiert. Ihnen 
werden Handlungskompetenzen  
vermittelt. Auch diesem Projekt 
wurde ein gutes bis sehr gutes 
Wirkungspotential in den Berei- 
chen Ziele und Zielgruppen, An- 
stze und Konzepte und Quali- 
ttsentwicklung besttigt.

Das Bildungswerk BLITZ in Jena 
wurde fr die Arbeit der Kon-
takt- und Koordinierungsstelle 
(KoKont) ausgezeichnet. Dieses 

BMFSFJ zieht positive Zwischenbilanz fr das Programm zur Prvention gegen Rechtsextremismus

Das BMFSFJ hat eine positive Zwi-
schenbilanz zum Bundesprogramm 
TOLERANZ FRDERN  KOMPE-
TENZ STRKEN, dem Programm zur 
Prvention gegen Rechtsextremis-
mus, gezogen: Zum einen htten 
die landesweiten Beratungsnetz-
werke gegen Rechtsextremismus 
Qualittssicherungsverfahren ent- 
wickelt und eingefhrt und damit  
einen hohen Standard in der Be- 

ratungsarbeit der Netzwerke ge- 
sichert. Zum anderen werde das  
bundesweite Informations- und  
Kompetenznetz BIKnetz  Pr- 
ventionsnetz gegen Rechtsextre- 
mismus als Plattform fr Wissen,  
Kompetenz und Austausch rege  
genutzt. Erste Fort- und Weiter- 
bildungen zur Erprobung eines  
Rahmencurriculums Handlungs- 
KOMPETENZ  ein Bildungsange-

bot zum Umgang mit rechtsextrem 
gefhrdeten bzw. orientierten Ju- 
gendlichen fr pdagogische Fach- 
krfte wurde gestartet. Das Bun-
desprogramm wird im Jahr 2014 
seine Arbeit fortsetzen und soll  so 
der derzeitige Informationsstand  
finanziell aufgestockt werden.

Weitere Informationen: 
www.biknetz.de

strkt bestehende Gruppen und 
Initiativen, klrt ber Rechtsex-
tremismus und gruppenbezoge-
ne Menschenfeindlichkeit auf, 
initiiert neue Projekte und Bil-
dungsangebote und ermglicht 
dadurch, dass sich die Zivilge-
sellschaft ffentlichen Raum zu- 
rckerobert und der Handlungs-
spielraum rechtsextremer Grup-
pierungen einschrnkt wird.

Zu dieser Wirkungsstudie pas-
send hat die PHINEO AG gemein-
sam mit der Bertelsmann Stiftung 
ein Praxishandbuch zur wirkungs-
orientierten Projektarbeit in ge- 
meinntzigen Organisationen 
verffentlicht. Das Kursbuch 
Wirkung. Das Praxishandbuch fr 
alle, die Gutes noch besser tun 
wollen vermittelt praxisnahes 
Wissen ber wirkungsorientiertes 
Planen, Umsetzen und Analysie-
ren. Das Praxishandbuch ist kos-
tenlos als Download und Printex-
emplar erhltlich.

Quelle: www.phineo.org
Empfohlene Projekte: 
http://www.phineo.org/emp-
fohlene-projekte/engagement-
gegen-rechts/
Download und Bestellung des 
Praxishandbuchs: 
www.phineo.org/fuer-organisati-
onen/kursbuch-wirkung/
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zipation junger Menschen. Die 
Expertengruppe arbeitete un- 
ter der Leitung von Wolfgang 
Gaiser und Claudia Zinser. 3.) 
Gelingende bergnge im Ju- 
gendalter: Untersttzen  Bef-
higen  Beteiligen  Begleiten. 
Die Expertengruppe arbeitete un-
ter der Leitung von Birgit Reiig 
und Elke Schreiber.

Weitere Informationen: 
http://www.allianz-fuer-jugend.de

Blick, identifizieren Herausforde-
rungen und Handlungsbedarfe 
und geben Empfehlungen, die in  
die weitere Diskussion um eine 
Eigenstndige Jugendpolitik ein- 
flieen werden. Folgende Bro- 
schren sind erschienen: 1.) Das 
Wohlbefinden Jugendlicher in 
Schule und auerschulischen 
Lern- und Bildungsorten. Die 
Expertengruppe arbeitete unter 
der Leitung von Sabine Andresen 
und Oliver Bhm-Kasper. 2.) Zur 
Frderung demokratischer Parti-

Empfehlungen zur Weiterentwicklung einer Eigenstndigen Jugendpolitik

Das Zentrum Eigenstndige Ju-
gendpolitik hat drei Broschren 
verffentlicht, die die Empfeh- 
lungen der Expertengruppen  
zur Entwicklung einer Eigenstn- 
digen Jugendpolitik zusammen- 
fassen. Die Broschren nehmen  
die Anwendungsfelder Schule  
und auerschulische Lern- und  
Bildungsorte, Beteiligungschan- 
cen und -anlsse im politischen 
und ffentlichen Raum sowie 
bergangsgestaltung von der 
Schule in die Arbeitswelt in den 

Demografischer Wandel und Generationengerechtigkeit

Die Bertelsmann Stiftung hat  
die Studie Generationengerech- 
tigkeit in alternden Gesellschaf-
ten  ein OECD-Lndervergleich 
verffentlicht. Diese Studie soll  
als praxisnahe Politikempfehlung  
dienen, so Daniel Schraad-Tisch- 
ler, leitender Projektmanager  
des Sustainable Governance In- 
dicators, in dessen Rahmen die  
Studie entstanden ist. Der Lnder- 
vergleich liefert Anhaltspunkte 

zur Frage, ob konomische, sozi-
ale und kologische Politikergeb-
nisse eine unfaire Lastenverschie-
bung zuungunsten zuknftiger 
Generationen mit sich bringen 
und wie sich die Strukturen der 
Sozialausgaben auf die heute  
lebenden alten und jungen Gene-
rationen auswirken. Als wichtige 
Indikatoren der Generationen-
gerechtigkeit wurde die Kinder-
armut in den Blick genommen 

sowie die Biokapazitt und der 
kologische Fuabdruck der Ln- 
der erfasst. Ein Fazit ist, dass die  
kologischen Altlasten fr zu- 
knftige Generationen gewaltig 
sind und die meisten Lnder weit 
davon entfernt sind, die Grund-
normen intergenerationeller Fair-
ness zu erfllen.

Download der Studie ber: http://
www.bertelsmann-stiftung.de

Bericht ber das Weiterbildungsverhalten in Deutschland verffentlicht

Anfang November wurde in ei- 
ner Open Access-Publikation  
der Gesamtbericht zum Weiter- 
bildungsverhalten in Deutsch- 
land verffentlicht. Die vom 
Bundesministerium fr Bildung 
und Forschung in Auftrag gege-
bene Studie wurde fr das Deut-
sche Institut fr Erwachsenen-
bildung (DIE) von Frauke Bilger, 
Dieter Gnahs, Josef Hartmann 
und Harm Kuper herausgegeben 
und fasst die Resultate des Adult 
Education Survey 2012 zusam-
men. Themen sind u. a.: Weiter-

bildungsbeteiligung (Weiterbil-
dungstrends in verschiedenen 
Bevlkerungsgruppen, Teilnah-
me, Aktivitten bevorzugte For-
men des Lernens im Erwachsenen-
alter); Strukturen und Segmente 
der Weiterbildung (Anbieter, 
Themen, Segmente der betrieb-
lichen, der individuellen berufli- 
chen oder auch der nicht-berufs- 
bezogenen Weiterbildung); Sub-
jektive Randbedingungen der Wei-
terbildungsentscheidung (Kosten, 
Nutzen, Barrieren) und weitere 
Formen des Lernens im Erwach-

senenalter (formales, informel-
les Lernen, e-learning etc.). Zu-
dem werden die Ergebnisse in 
bergeordneten Strukturen ein-
geordnet (Lernen in Europa, Wei-
terbildungsforschung).

Der Bericht zeigt, dass die Weiter-
bildungsbeteiligung mit 49  Pro- 
zent so hoch ist wie nie zuvor. 
Dies ist vor allem auf den An-
stieg der betrieblichen Weiter- 
bildung zurckzufhren. Er zeigt  
aber auch, dass es (in allen euro- 
pischen Lndern) einen Zusam-
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Inklusion in der Erwachsenenbildung  Ein wichtiges Thema fr den Rat der Weiterbildung

Download des Berichts: www.
die-bonn.de/doks/2013-weiterbil-
dungsverhalten-01.pdf

menhang zwischen soziodemo-
grafischen Merkmalen Erwachse-
ner und ihrer (Nicht-)Teilnahme 
am Lebenslangen Lernen gibt. 

Die Mitgliederversammlung des 
Rates der Weiterbildung hat sich 
das Anliegen der Inklusion von 
Menschen mit Behinderung in 
ihren Einrichtungen zu eigen ge- 
macht und bei ihrem Treffen 
Anfang Oktober gefordert, sich 
aktiv fr den Ausbau inklusiver 
Strukturen in der Erwachsenen- 
und Weiterbildung einzusetzen. 
Grundvoraussetzung dafr ist, 
das Wohl jedes einzelnen Men-
schen in den Mittelpunkt zu stel-
len. Der Rat der Weiterbildung 
warnt aber davor, Inklusion als 
Sparmanahme zu verstehen. Es 
bestehe die Gefahr, dass sich die 
Situation von Menschen mit Be-
hinderung verschlechtert, wenn 

die notwendige individuelle Fr- 
derung in einer inklusiven Ein-
richtung nicht angeboten werden 
kann, so der Rat in seiner Presse-
mitteilung. Der Rat der Weiter-
bildung ist ein unabhngiges 
Sachverstndigengremium fr 
den Weiterbildungsbereich. Er 
nimmt Aufgaben der Politikbera-
tung wahr.

Um die Inklusion, wie sie in der 
UN-Behindertenrechtskonventi-
on gefordert ist, in diesem Bil-
dungsbereich zu frdern, haben 
das DIE und die Gesellschaft Er-
wachsenenbildung und Behinde- 
rung e.  V. Deutschland (GEB) ei- 
ne kontinuierliche Zeitschriften-

kooperation vereinbart. Es sol- 
len Themen aus dem Bereich 
der allgemeinen Erwachsenen-
bildung unter dem Blickwinkel  
der Bildungsbedarfe und Bil- 
dungswnsche von Menschen 
mit (geistiger) Behinderung be-
arbeitet werden. Damit soll der 
Ausbau einer inklusiven Erwach-
senenbildung vorangetrieben 
werden.

Weitere Informationen: 
http://www.keb-deutschland.de/
ratderweiterbildung.html; 
www.diezeitschrift.de und die 
Zeitschrift Erwachsenenbildung 
und Behinderung 
www.geseb.de/zeitschrift.php

OECD-Studie zum Bildungsniveau von Erwachsenen

Am 8. Oktober 2013 wurde von 
der OECD international und GE-
SIS national eine internationale 
Studie zur Untersuchung von 
Alltagsfertigkeiten Erwachsener  
(PIAAC), die sogenannte PISA- 
Studie fr Erwachsene, verf- 
fentlicht. Die Studie hat zum Ziel, 
grundlegende Kompetenzen Er-
wachsener, die zur erfolgreichen 
Teilnahme an der Gesellschaft 
und am Berufsleben notwendig 
sind, im internationalen Vergleich 
zu untersuchen und damit eine 
fundierte empirische Grundlage 
fr politische Interventionen und 
gesellschaftliche Vernderungen 
zu bieten. 

In der Studie wird deutlich, dass 

sich Deutschland im internationa-
len Vergleich bei den Kompeten-
zen Erwachsener im Mittelfeld 
bewegt. In allen Lndern finden 
sich groe Kompetenzunterschie-
de je nach Alter, Bildungsstand, 
Lebens- und Arbeitssituation und  
es finden sich jeweils eine rela- 
tiv groe Zahl Erwachsener, de-
nen ganz grundlegende Kom-
petenzen fr eine angemessene 
Teilnahme am gesellschaftlichen 
Leben fehlen  so auch in Deutsch-
land.

Das Deutsche Institut fr Erwach-
senenbildung (DIE) begrte die  
Verffentlichung der Studie, da  
die Ergebnisse nicht nur von ho-
hem wissenschaftlichen Interesse 

seien, sondern auch als Ausgangs-
punkt fr Verbesserungs- und Re- 
formberlegungen der Erwach-
senenbildung dienten. In seiner 
Pressemitteilung heit es: Fr 
die Erwachsenenbildungspraxis 
sind vor allem die nachweisbar 
positiven Zusammenhnge zwi-
schen der Beteiligung am lebens-
langen Lernen einerseits und den 
verfgbaren Kompetenzen, der 
Erwerbssituation, dem Einkom-
men, aber auch dem gesundheit-
lichen Wohlbefinden und der so- 
zialen Integration andererseits 
von Bedeutung.

Weitere Informationen: 
http://www.gesis.org/piaac
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vorstellungen in alle Planungen 
aufzunehmen. 

Diese im Folgenden genannten  
Thesen gelten nicht nur fr den  
Bereich der Diakonie, sondern 
knnen auf andere Felder ber- 
tragen werden: (1) Die Freiwil-
ligen stehen im Fokus; (2) Das 
Profil freiwilligen Engagements 
muss geschrft werden; (3) Frei-
williges Engagement ist unbe-
zahlbar und soll nicht monetari-
siert werden; (4) Das freiwillige 
Engagement braucht hauptamtli-
che Strukturen; (5) Das freiwillige 
Engagement muss anerkannt und 
wertgeschtzt werden; (6) Frei-
williges Engagement steht und 

Das Diakonische Werk hat 
im August 2013 die Studie 
Freiwilliges Engagement in Ein- 
richtungen und Diensten der 
Diakonie vorgestellt und zehn 
Thesen zur Weiterentwicklung 
von Freiwilligem Engagement 
formuliert. Die Thesen wollen 
zum Ausdruck bringen, welche 
Rahmenbedingungen notwen-
dig sind und bestndig weiter-
entwickelt und innovativ ge-
staltet werden mssen, damit 
das freiwillige Engagement in 
seiner Vielfalt, Kreativitt und 
mit seinen Ideen erhalten blei-
ben kann. Die Verfasser/-innen 
empfehlen, die in diesen Thesen 
zum Ausdruck kommenden Ziel-

Zehn Thesen zur Weiterentwicklung von freiwilligem Engagement

fllt mit der Gewinnung, Bindung 
und Qualifizierung von freiwillig 
Engagierten; (7) Die Aufgaben 
von Freiwilligenagenturen sind 
zu erweitern; (8) Unternehmen 
und freiwilliges Engagement soll-
ten Kooperationen eingehen; (9) 
Die Gesellschaft muss fr freiwilli-
ges Engagement offen sein; (10) 
Vorhandene Daten sollen opti-
mal ausgewertet werden.

Weitere Informationen und 
Download der Thesen: 
http://www.diakonie.de/ 
10-thesen-zur-weiterentwick-
lung-von-freiwilligem-engage-
ment-13223.html (Kurz-URL: 
http://bit.ly/I4KHBQ)

Leben in Deutschland: Datenreport 2013

Die Bundeszentrale fr politische  
Bildung (bpb), das Statistische  
Bundesamt, das Wissenschafts- 
zentrum Berlin fr Sozialfor-
schung (WZB) und das Sozio-
konomische Panel (SOEP) sind 
die Herausgeber/-innen des Da- 
tenreport 2013. Ein Sozialbericht 
fr Deutschland. Der Report 
wurde am 26. November 2013 im 
WZB vorgestellt. 

Fr den Bericht haben Statistiker 
und Sozialforscher objektive Da-
ten zur Gesellschaft sowie empi-
rische Ergebnisse zu subjektiven 
Erwartungen und Einstellungen 
der Menschen zusammengetra-
gen. Es wurden Daten erhoben 
zur Bevlkerung und Demografie, 
zu Familien- und Lebensformen, 

zum Thema Bildung, zur Wirt-
schaft und dem ffentlichen Sek-
tor, zum Thema Arbeitsmarkt, zur 
Sozialstruktur und zu den sozialen 
Lagen in Deutschland. Es wurden 
die Daten zu den Themen Gesund-
heit, soziale Sicherung, ffentliche 
Sicherheit und Strafverfolgung 
aufgenommen. Regionale Un-
terschiede wurden in den Blick 
genommen, Umwelt und Nachhal-
tigkeit, Freizeit und gesellschaftli-
che Partizipation, Demokratie und 
politische Partizipation, Werte 
und Einstellungen sowie das The-
ma Deutschland in Europa.

Der Datenreport gibt nicht nur 
die Zahlen der amtlichen Statis- 
tik wieder, sondern bietet  kom-
biniert mit Erkenntnissen der So- 

zialforschung  ein umfassendes 
Bild der Lebensverhltnisse, Ein-
stellungen und Erwartungen der 
Menschen in Deutschland und 
Europa. Es werden z. B. Antwor-
ten auf die Frage gesucht, wie 
sich die konomische und soziale 
Ungleichheit in Deutschland ent-
wickelt und wie die Menschen  
die Vernderungen ihrer Lebens- 
umstnde wahrnehmen. Es wird 
untersucht, ob sich die Beteili-
gung am politischen Geschehen 
verndert hat und wie gut die 
nach Deutschland zugewander-
ten Menschen integriert sind.

Weitere Informationen und 
Download des Reports: http://
www.wzb.eu/de/publikationen/
datenreport/datenreport-2013



INFORMATIONEN



so gestrkt werden, dass sie ein 
selbstbestimmtes, eigenverant-
wortliches Leben fhren kn- 
nen? 

Hans Bertram (Hrsg.): Reiche, 
kluge, glckliche Kinder?  Der 
UNICEF-Bericht zur Lage der Kin-
der in Deutschland  Weinheim 
und Basel 2013, Beltz Juventa
Kurzfassung des Berichts ber: 
http://www.unicef.de; Kurz-URL: 
http://bit.ly/1cZltha

Am 24. Oktober 2013 wurde im 
Haus der Bundespressekonferenz 
der aktuelle UNICEF-Bericht zur 
Lage der Kinder in Deutschland 
unter dem provozierenden Titel:  
Reiche, kluge, glckliche Kin- 
der? vom Autor des Berichts, Pro-
fessor Dr. Hans Bertram von der 
Humboldt Universitt Berlin, vor-
gestellt. In ihm wird die Frage des 
Wohlbefindens der jngsten Ge-
neration in das Zentrum gestellt. 
Anliegen ist es, benachteiligte, 
oft auch unglckliche Kinder zu 

UNICEF-Bericht zur Lage der Kinder in Deutschland vorgestellt

strken und die Politik zu befra-
gen, wie man den Schwchsten 
gerecht werden kann. Fragt man  
nach dem Wohlbefinden im Ln- 
dervergleich, so ist Deutschland 
im oberen Drittel zu finden. Hier  
wird der Durchschnitt zum Ma- 
stab genommen. UNICEF fragt 
aber, was mit denen ist, die un-
ter dem Durchschnitt liegen, 
z. B. mit denen, die langjhrigen 
Armutserfahrungen ausgesetzt 
sind. Wer sind diese Kinder? Wie 
leben sie? Und wie knnen sie 

Jahrestagung des AdB
1914  2014: Von der Kriegsbegeisterung zum Friedensnobelpreis fr Europa. Aktuelle Herausforderun-
gen und Impulse fr die politische Bildung

Aus dem AdB

Am 26. und 27. November 2013 
fand in der JugendAkademie Se-
geberg die Jahrestagung des AdB 
statt. Sie markiert den Auftakt 
fr das Jahresthema 2014 1914  
2014  Vom Ersten Weltkrieg zum 
Friedensnobelpreis fr Europa  
Aktuelle Herausforderungen fr 
die politische Bildung. Mit die-
sem Jahresthema regt der AdB 
die Trger politischer Bildung an, 
Angebote historisch-politischer 
Bildung auszubauen, Aspekte ei-
ner europischen Erinnerungskul-
tur zu thematisieren und damit 
alle gesellschaftlich relevanten 
Gruppen anzusprechen. In der 
Stellungnahme zum Jahresthe-
ma (s.  u.) heit es dazu: Die 
Vermittlung der Bedeutung von 
Frieden, Freiheit, Gerechtigkeit 
und Solidaritt als Grundlage fr 

eine wirkungsvolle Demokratie 
und die Durchsetzung der Men-
schenrechte stellen ein zentrales 
Ziel der Bildungsarbeit dar.

Vor diesem Hintergrund wurde 
mit dem Tagungsthema ein wei-
ter Bogen gespannt: 100 Jahre 
Entwicklung in Europa, Frieden, 
Friedenspdagogik und Friedens- 
bildung, die Bedeutung von Er- 
innerung und historisch-politi-
schem Lernen in einer hetero-
genen Gesellschaft. Wir knnen 
heute auf ein Europa blicken, 
in dem die Menschen seit vielen 
Jahren friedlich zusammenleben 
und in dem es vielfltige Bezie-
hungen ber die Grenzen hin-
weg gibt. Dass diese Entwicklung 
2012 mit dem Nobelpreis hchste 
Anerkennung fand, kann uns 

Europer/-innen stolz machen, ist 
aber gleichzeitig auch eine hohe 
Verpflichtung. 

Professor Dr. Wolfgang Kruse bei 
seiner historischen Einordnung des 
1. Weltkriegs

 AdB
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In einem ersten Vortrag nahm 
Professor Dr. Wolfgang Kruse 
von der Fernuni Hagen eine his-
torische Einordnung vor. Unter 
dem Titel Mythos Kriegsbegeis-
terung oder im Westen nichts 
Neues? Aktuelle Forschungen zu  
Ursachen des 1. Weltkriegs 
machte er deutlich, wie sich die 
wissenschaftliche Einschtzung 
und Bewertung des 1. Weltkriegs 
ber die Jahre hin verndert hat, 
sich bestimmte Mythen aber 
hartnckig halten, auch wenn es 
dafr kaum historische Belege 
gibt. Fr die politische Bildung 
ist es wichtig zu erkennen, dass 
sich die nationalen Narrative und 
Identitten auch aus diesen tra-
dierten Mythen speisen und die 
Sicht der Menschen auf die Ereig-
nisse prgen.

In drei Arbeitsgruppen wurde 
die friedenspdagogische Arbeit  
in der politischen Bildung aus un- 
terschiedlichen Perspektiven be- 
leuchtet. Hans-Dieter Heine, 
Referatsleiter Jugendarbeit im  
Volksbund Deutsche Kriegsgr- 
berfrsorge e. V., nahm das The-
ma Der 1. Weltkrieg als The-
ma politischer Bildung an den 
Lernorten Gedenksttten und 
Kriegsgrber auf. In einer zwei-
ten Arbeitsgruppe stand das The-
ma Der 1. Weltkrieg als Thema 
in Europa im Zentrum. Es wurde 
von Richard Stock, Generaldirek-
tor des Europazentrums Robert 
Schuman inhaltlich vertreten. 
Die dritte Arbeitsgruppe: Der 
1. Weltkrieg in der politischen Bil-
dung  ein blinder Fleck? suchte 
nach Antworten auf diese Frage. 
Inhaltliche Inputs gaben Dr. Paul 
Ciupke, Bildungswerk der Huma-
nistischen Union, und Anke Hoff-
stadt, Heinrich-Heine-Universitt 
Dsseldorf. 

Die Ergebnisse und Empfehlungen  
aus diesen drei Workshops wei-
sen sehr viele Parallelen auf. Als 
besonders wichtig fr die poli-
tische Bildung wird der Gegen-

wartsbezug benannt: Sowohl ge- 
sellschaftliche Bezge, z. B. zu 
Auslandseinstzen und zur Funk-
tion des Militrs in einer demo-
kratischen Gesellschaft sollten 
hergestellt, als auch familienbio-
grafische Zugnge ermglicht 
werden. Diese knnen helfen, 
historische Ereignisse einzuord-
nen und zu verstehen. Die Aus-
einandersetzung mit Tter-/Op- 
ferperspektiven, mit Nhe und 
Ferne von Krieg (Kriegsgrber 
1. Weltkrieg und Drohnenkrieg 
in Afghanistan) helfen, Brcken 
zu Krisen und Kriegen der Ge-
genwart herzustellen. Es wird an- 
geregt, zu fragen, welche Pr- 
gungen aus der Zeit des 1. Welt-
kriegs bis heute nachwirken. Der 
Jahrestag kann ebenso zum An-
lass genommen werden, um nach 
Strukturen zu fragen, z. B. nach 
dem Entstehen von Gewalt- und 
Konfliktstrukturen.

Politische Bildung muss sich mit 
der Frage auseinandersetzen, wie 
sie Zielgruppen fr diese Themen 
gewinnen kann und wie z. B. die 
Menschen mit Migrationshinter-
grund erreicht werden. Auch hier 
sind die Biografiearbeit bis in die 
Groelterngeneration, aber auch 
der  Blick auf Familientraditionen 
zentrale Herangehensweisen. Fr  
das Zusammenwachsen in Euro- 

pa, so ein Fazit, ist es wichtig, 
dass wir  die nationalen, indivi- 
duellen Narrative wahr- und ernst 
nehmend  einer gemeinsamen 
europischen Erzhlung Raum 
geben.

Mit einem inspirierenden Kultur-
programm in der JugendAkade-
mie Segeberg, mit ausgewhlten 
Szenen des Theaterstcks Frau 
Mller muss weg der Theater-
gruppe der JugendAkademie und  
Klezmermusik, hervorragend pr- 
sentiert von der Band der Mu- 
sikschullehrer/-innen im Haus, 
ging der erste Tag zu Ende.

Nach der Vorstellung der zentra-
len Ergebnisse aus den Arbeits-
gruppen und den am Vortag ge- 
sammelten Empfehlungen fr die 
politische Bildung, hielt Matthias 
Krupa, Korrespondent DIE ZEIT 
Bro Brssel einen Vortrag zum 
Thema Der Friedensnobelpreis 
als Verpflichtung? Europische 
Friedenspolitik im Europawahl-
jahr 2014. Ist Europa eine frie-
densbringende Macht?  so eine  
seiner ersten Fragen. Die Euro- 
pische Union ist fr viele ein 
Vorbild. Es wird aber auch immer 
wieder von einem drohenden 
Versagen gesprochen, da sie ih-
ren hohen Ansprchen nicht ge-
recht wird. Aus diesem Grund ist 

Teilnehmende an der Jahrestagung

 AdB
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Die in den Vortrgen und Diskus-
sionen angesprochenen Themen 
wurden in einer sehr lebendigen 
Podiumsdiskussion unter der Fra-
ge Wie kann Frieden gelernt 
werden? noch einmal aufge-
griffen. Gesprchspartner/-in wa- 
ren Anette Klasing aus dem Li-
dicehaus Bremen, Dieter Lnse 
aus dem Institut fr konstruktive 
Konfliktaustragung und Medi-
ation, Hamburg, Peter Matthie-
sen, Oberstleutnant a. D. und Dr. 
Christan Wachs aus dem Haus 
Rissen, Hamburg. Der Bogen vom 
1. Weltkrieg bis zum Friedensno-
belpreis wurde auch hier noch 
einmal geschlagen und es wurde  
diskutiert, wie heute eine erfolg- 
reiche friedenspdagogische Ar- 
beit aussehen kann. Der 1. Welt-
krieg, seine Ursachen und Aus-
wirkungen spielen in den ver-
schiedenen Arbeitsfeldern eine 
wichtige Rolle. Dabei werden 
immer Parallelen in die politische 
und gesellschaftliche Gegenwart 
gezogen (die Rolle des Militrs, 
zivile Friedenseinstze, Gewalt im  
Alltag von Jugendlichen, Feind-
bilder, Menschenrechtsverletzun- 
gen). Deutlich wurde, dass eine 
Friedenspdagogik und Friedens- 
arbeit heute andere Schwer-
punkte setzen muss, als noch in 
den 70er und 80er Jahren, da die 
Konflikte andere geworden sind. 
Friedensbildung kann nur dann 

Frchte tragen, so ein Diskussions-
beitrag, wenn sie in einen politi-
schen Diskurs eingebunden wird, 
der die Sicherung des Friedens 
zum Ziel hat. Langfristige Part-
nerschaften zwischen verschiede-
nen gesellschaftlichen, zivilgesell-
schaftlichen Akteuren  auch im 
internationalen Kontext  sind 
notwendig. Der internationale Ju-
gendaustausch spielt dabei eine 
wichtige Rolle. Die politische Bil-
dung kann zudem in anderen eu- 
ropischen Lndern Anregungen 
fr eine gelingende Friedensar-
beit gewinnen. 

In ihrem Schlusswort fasste Ina 
Bielenberg, Geschftsfhrerin des 
AdB, die Diskussionen zusammen  
und gab einen Ausblick auf das 
kommende Jahr. 2014 will der 
AdB die Trger politischer Bildung 
anregen, die Auseinandersetzung 
mit dem ersten Weltkrieg, mit 
seinen Auswirkungen auf den 
europischen Einigungsprozess 
und mit der europischen Erinne-
rungskultur in den Mittelpunkt ih-
rer politischen Bildung zu stellen. 
Auf der AdB-Homepage wird eine 
Jahresthemenseite eingerichtet, 
auf der ber die Aktivitten der 
Mitgliedseinrichtungen berichtet 
wird und Hinweise auf interessan-
te Links, Ausstellungen, Projekte 
und Literatur zum Jahresthema 
gegeben werden.

die Verleihung des Nobelpreises 
fr viele sehr gut nachvollzieh-
bar, fr andere eine Provokati-
on, vor allem wenn der Blick an 
die EU-Auengrenzen und auf 
die untragbare Situation dort 
geworfen wird. Auf Grund der 
Geschichte werden an Europa so 
hohe moralische Ansprche ge-
stellt, wie sonst an niemanden. 
Krupa beschreibt Europa als Er-
gebnis einer Friedenssehnsucht 
und als eine echte friedenspoliti-
sche Alternative.

Matthias Krupa, Korrespondent DIE 
ZEIT Bro Brssel bei seinem Vortrag

Zentrale Themen bei der Euro-
pawahl werden die Krise, die 
Jugendarbeitslosigkeit und die 
politischen Erschtterungen in 
verschiedenen Lndern (Populis-
mus, Zuwachs der rechten Partei-
en, Extremismus, Europaskepti-
zismus) sein. Krupa fragt, welche 
Konsequenzen die Krise fr die 
Institutionen hat: Brauchen wir 
mehr Europa? Brauchen wir Eu-
ropa berhaupt? Er sagt: Nur 
wenn es der Europischen Union 
gelingt, ihre Werte nach innen zu 
leben, kann sie die Werte nach 
auen tragen.

 AdB

Teilnehmende an der Podiumsdiskussion (v.l.n.r.): Peter Matthiesen, Anette 
Klasing, Boris Brokmeier (Moderation), Dieter Lnse und Dr. Christan Wachs
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haben politischer Bildung in den 
Mitgliedseinrichtungen des AdB. 
Im Folgenden die Stellungnahme 
im Wortlaut:

Die Mitgliederversammlung des  
Arbeitskreises deutscher Bildungs- 
sttten, die vom 27. bis 28. No-
vember 2013 ebenfalls in der 
JugendAkademie Segeberg statt-
fand, griff das Thema der voran-

Die AdB-Mitgliederversammlung verabschiedet die Stellungnahme 1914- 2014  Vom Ersten Weltkrieg 
zum Friedensnobelpreis fr Europa Aktuelle Herausforderungen fr die politische Bildung

gegangenen Jahrestagung noch 
einmal auf und verabschiedete 
eine Stellungnahme zum Jahres- 
thema 2014. Sie ist die Grundla-
ge fr die im kommenden Jahr 
geplanten Angebote und Vor-

AdB-Stellungnahme zum Jahresthema 2014

1914- 2014  Vom Ersten Weltkrieg zum Friedensnobelpreis fr Europa 
Aktuelle Herausforderungen fr die politische Bildung

Im Sommer 2014 jhrt sich 
der Ausbruch des Ersten Welt-
kriegs zum einhundertsten 
Mal. Der Arbeitskreis deutscher 
Bildungssttten (AdB) nimmt 
das Gedenken an dieses Ereignis 
zum Anlass, den Weltkrieg und 
seine Auswirkungen auf den 
europischen Einigungsprozess 
in den Mittelpunkt seiner poli-
tischen Bildung zu stellen. 

Mit dem Jahresthema 1914-
2014  Vom Ersten Weltkrieg 
zum Friedensnobelpreis fr 
Europa soll dabei weniger das 
historische Ereignis im Fokus 
stehen, sondern ausgehend von  
der Katastrophe des Ersten  
Weltkriegs soll der Zeitraum 
dieser einhundert Jahre zusam- 
menhngend betrachtet wer-
den, da das Zusammenwachsen 
Europas und die Entwicklung 
der Europischen Union nur vor 
diesem Hintergrund zu verste-
hen sind.

Die neuartige Qualitt des 
Krieges, die vor allem durch 
die Industrialisierung und den 
massiven Einsatz von Kriegs-
maschinen, wie z. B. Kanonen  
und (Giftgas-) Granaten, Flug-
zeugen, Unterseebooten und  
Panzerwagen, zum Ausdruck 
kam, fhrte durch die nicht 
mehr vorhandene Trennung 

von Zivilbevlkerung und Mili- 
trgesellschaft zu einem totalen 
Krieg, der am Ende eine unvor-
stellbar hohe Zahl an Kriegsver-
letzten, Kriegstoten und Opfern 
in der Zivilbevlkerung forderte.

Die Kriegsbegeisterung, wie sie 
Teilen der Bevlkerung vor 1914 
zugeschrieben wird, ist in den de-
mokratischen Gesellschaften Eu-
ropas von heute nicht mehr nach-
vollziehbar. Dennoch sind auch in 
jngerer Vergangenheit Kriege 
in Europa gefhrt worden, die in 
der Bevlkerung geduldet oder 
untersttzt wurden und gegen 
die sich kein breiter gesellschaft-
licher Protest erhoben hat. Bei-
spiele dafr sind die Balkankrie-
ge oder auch die Brgerkriege in 
Nordirland und dem Baskenland. 

Die Vereinigung Europas und ei- 
ne damit grundlegend verbun-
dene europische Friedenspolitik 
drfen nicht von nationalpopu-
listischen Parolen geleitet sein, 
sondern mssen in Gedchtnis 
und in Verantwortung vor die-
ser Geschichte immer wieder neu 
die Frage stellen, wie und womit 
Frieden im umfassenden Sinne 
gefrdert werden kann. 

Europische Friedenspolitik sollte 
immer die Grundbedingungen 
friedlichen Zusammenlebens   

Freiheit, Gerechtigkeit, Solida- 
ritt  zum Mastab ihres Han-
delns machen, um dem Bestre-
ben entgegenzuwirken, Kon-
flikte mit kriegerischen Mitteln 
lsen zu wollen.

Die Grndung der Europischen 
Gemeinschaft fr Kohle und 
Stahl (Montanunion) zu Be-
ginn der 50er Jahre stellt eine 
logische Konsequenz dar, an 
die Stelle der jahrhunderteal-
ten Rivalitten einen Zusam-
menschluss ihrer wesentlichen 
Interessen zu setzen und durch 
die Errichtung einer wirtschaft-
lichen Gemeinschaft den ersten 
Grundstein fr eine weitere und 
vertiefte Gemeinschaft unter 
Vlkern zu legen, die lange Zeit 
durch blutige Auseinanderset-
zungen entzweit waren, wie es 
in der Grndungsurkunde zum  
Ausdruck kommt. 

Das Norwegische Nobelpreisko- 
mitee fhrte in seiner Begrn- 
dung zur Verleihung des Frie- 
densnobelpreises an die Euro- 
pische Union im Jahr 2012 aus, 
dass Deutschland und Frank-
reich innerhalb von 70 Jahren 
drei Kriege gefhrt haben, und 
stellte fest, dass heutzutage ein 
Krieg zwischen beiden Lndern 
undenkbar sei. Der Aufbau ge-
genseitigen Vertrauens bildet 
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zu leisten, die in der Lage ist, 
Konflikte friedlich und unter 
Verzicht auf Gewalt zu lsen. 

Der AdB regt die Trger politi-
scher Bildung an, die Angebo- 
te historisch-politischer Bildung 
weiter auszubauen, zentrale As- 
pekte einer europischen Er-
innerungskultur  zu der we-
sentlich auch die Erinnerung an 
den Ersten Weltkrieg gehrt  
verstrkt zu thematisieren und 
alle gesellschaftlich relevanten 
Gruppen anzusprechen. Die 
Vermittlung der Bedeutung von 
Frieden, Freiheit, Gerechtigkeit 
und Solidaritt als Grundlage 
fr eine wirkungsvolle Demo-
kratie und die Durchsetzung 
der Menschenrechte stellen ein 
zentrales Ziel der Bildungsar-
beit dar.

Beschlossen von der Mitglieder-
versammlung am 28.11.2013

Auf der Mitgliederversammlung 
wurden neben den jhrlichen Re-
gularien die Arbeitsplanung des  
AdB fr das Jahr 2014 zur Umset-
zung der bundeszentralen Fach-
aufgaben (Programm Politische 
Jugendbildung, Fachtagungen, 
Fortbildungen, bundesweite Mo-
dellprojekte), zur Durchfhrung 
der Fachkommissionen und Ar- 
beitsgruppen sowie der europi- 
schen und internationalen Bil-
dung verabschiedet.

Die Mitglieder whlten einen neu-
en Vorstand. Der bisherige Vorsit-
zende, Ulrich Ballhausen (Weimar-
Jena-Akademie, Weimar), und die 
bisherige stellvertretende Vor-
sitzende, Ulrike Steimann (Karl-

Arnold-Stiftung, Kln), wurden 
in ihren mtern besttigt. Als 
weitere Kandidatinnen fr den 
Vorstand standen Bettina Hein-
rich (Stiftung wannseeFORUM, 
Berlin), Petra Tabakovic (Interna-
tionaler Bund, Frankfurt a. M.) 
und Birgit Weidemann (Hoch-
Drei, Bilden und Begegnen in 
Brandenburg, Potsdam) zur Wie-
derwahl sowie als Kandidaten 
Udo Dittmann (Akademie Bigge-
see, Attendorn) und Martin Kai-
ser (Gustav-Stresemann-Institut 
in Niedersachsen, Bad Bevensen). 
Als neues Mitglied stand Albert 
Fumann (Institut fr Jugend-
arbeit, Gauting) zur Wahl. Alle 
Kandidatinnen und Kandidaten 
wurden gewhlt.

An drei Thementischen wurde 
ber die zentralen Arbeitsfelder im 
AdB, die Politische Jugendbildung, 
die Europische und Internationale 
Bildung sowie die Erwachsenenbil-
dung und ihre aktuelle Themen 
und Vorhaben berichtet. Die AdB-
Mitglieder hatten die Mglichkeit, 
miteinander in einen Austausch 
zu treten und Anregungen fr 
die Weiterarbeit im jeweiligen Ar-
beitsfeld zu geben. Darber hinaus 
berichteten die Mitglieder ber ju-
gend- und bildungspolitische Ent-
wicklungen in den Bundeslndern 
und ber die Lage ihrer Einrichtun-
gen. Sie wurden zudem ber aktu-
elle bildungs- und jugendpolitische 
Entwicklungen auf der Bundesebe-
ne unterrichtet.

die notwendige Voraussetzung  
fr Frieden in Europa. Die euro- 
pische Geschichte ist auch ein  
Beispiel dafr, wie Krieg und  
(Erb-) Feindschaft durch Ver- 
stndigung und Vershnung 
berwunden werden knnen, 
ohne dass diese Erinnerungen 
aus dem kollektiven Gedchtnis 
verdrngt werden mssen.

Dazu haben auch die Trger 
und Einrichtungen der politi-
schen Bildung ihren Beitrag ge- 
leistet. Sie haben Werte wie 
Frieden, Freiheit, Gerechtigkeit  
und Solidaritt in den Mit-
telpunkt ihrer Bildungsarbeit 
gestellt, auf nationaler und 
auf europischer Ebene. Mit 
zahlreichen internationalen 
Jugendbegegnungen und Pro-
jekten, z.  B. mit Frankreich, 
England und Polen sowie vie-
len weiteren europischen 
Lndern, haben sie Gelegen-

heiten geschaffen, dass sich vor 
allem junge Menschen ber die 
Grenzen hinweg begegnen und 
zentrale Anliegen des friedlichen 
Miteinanders bearbeiten. Die po-
litische Bildung leistet auch einen 
wesentlichen Beitrag zur Entwick-
lung einer demokratischen und 
kritischen Zivilgesellschaft, deren 
Vorhandensein geradezu Voraus-
setzung fr die Realisierung eines 
umfassenden und nicht nur auf 
Europa bezogenen Friedenspro-
jekts ist. 

Fr die politische Bildung ist die 
Auseinandersetzung mit den bei-
den Weltkriegen sowie mit deren 
politischen und gesellschaftlichen 
Ursachen und Folgen eine zent-
rale Herausforderung, um einen 
wirksamen Beitrag zur (globalen) 
Friedenssicherung, zur Friedenser-
ziehung und zur Strkung demo-
kratischer und zivilgesellschaftli-
cher Strukturen einer Gesellschaft 
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2. Eigenstndige Jugendpolitik 
braucht Gestaltungshoheit. Eine 
eigenstndige Jugendpolitik 
muss den Anspruch erheben, nicht 
als Anhngsel anderer Politikfel-
der zu fungieren oder fremdbe- 
stimmt zu sein. Eine nicht-eigen- 
stndige Jugendpolitik als Gegen- 
bild wre z. B. eine Arbeitsmarkt- 
oder Schulpolitikpolitik, die sich 
aufgrund ihres normativen Cha-
rakters indirekt auf die Lebens-
lagen Jugendlicher auswirken 
wrde. Die Eigenstndigkeit eines 
Politikfelds ist gegeben, wenn die 
fr dieses Politikfeld zustndigen 
Akteure eine Gestaltungs- und 
Steuerungshoheit besitzen und 
nicht von anderen Akteuren oder 
Politikfeldern abhngig sind. 

Im Falle einer kohrenten eigen- 
stndigen Jugendpolitik mssen 
Akteure und Gestalter bestimmt 
sein, die eigenstndig auf der 
exekutiven Ebene operieren. Da 
Jugendpolitik vornehmlich im 
Geschftsbereich des Bundesmi-
nisteriums fr Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend angesiedelt 
ist, aber nicht das gesamte Feld 
von Jugendpolitik abdeckt, muss 
die Frage der Steuerung eindeu-
tig beantwortet werden, um eine 
umfassende Gestaltungshoheit zu 
erzielen. Eine eigenstndige Ju-
gendpolitik zeichnet sich folglich 
durch eine ressortbergreifende 
Zielsetzungs- und Handlungsstra-
tegie aus, die strukturell auf der 
exekutiven und legislativen Ebe-
ne organisiert werden muss.

3. Die politische Jugendbildung 
bentigt eine engagierte Jugend- 
politik, die nicht an die Inter-
essen Dritter geknpft ist, son-
dern ausschlielich auf die Ver-
besserung der Chancen junger 
Menschen ausgerichtet ist. Der 
eigenstndige Charakter jugend-
politischer Initiativen wird aus 

Sicht der politischen Jugendbil-
dung dann deutlich, wenn die 
Verbesserung der Beteiligungs-
chancen Jugendlicher aus deren 
Perspektive heraus angestrebt 
wird und echte demokratische 
Partizipationsmglichkeiten bie-
tet. Der AdB untersttzt eine Ju-
gendpolitik, die jungen Menschen 
insbesondere auf kommunaler 
Ebene ein tatschliches Mitent-
scheidungsrecht in allen Belan-
gen und Entscheidungen, die 
Jugendliche betreffen, zusichert. 
Das betrifft vor allem Gremien, 
wie z.  B. Jugendhilfeausschsse 
und Jugendausschsse in Ge-
meinden. Die Sitzungskultur die-
ser Ausschsse muss sich darber 
hinaus strker an die Kultur jun-
ger Menschen anpassen.
Der AdB fordert dazu auf, mit der 
Eigenstndigen Jugendpolitik der  
Verpflichtung aus Artikel 12 der  
UN-Kinderrechtskonvention nach- 
zukommen und Kinder in allen sie 
betreffenden Angelegenheiten 
umfassend einzubinden. Der AdB 
untersttzt darber hinaus einen 
ffentlichen Diskurs ber die Ab-
senkung des Wahlalters bei Kom-
munal-, Landtags-, Bundestags- 
und Europawahlen auf 16 Jahre, 
weil er in der Ausbung des ak-
tiven Wahlrechts die strkste und 
verfassungsgem am besten ab-
gesicherte Form der Partizipation 
in der Demokratie sieht. 

4. Eigenstndige Jugendpolitik 
betrifft alle Ebenen der Politik
Der Ansatz, eine Jugendpolitik zu  
entwickeln, die nicht defizitorien-
tiert ist, sondern die Interessen al-
ler jungen Menschen vertritt, wird 
ausdrcklich untersttzt. Darber 
hinaus muss eine eigenstndige 
Jugendpolitik auch die Wahr-
nehmung und Durchsetzung von  
Interessen zum Ziel haben, um 
glaubwrdig zu sein. Das aktive 
Einbringen der Interessen Ju-

Eigenstndige Jugendpolitik muss Interessenspolitik fr Jugendliche sein
Positionspapier des AdB vom Vorstand verabschiedet

Positionen des AdB zu den 
Grundstzen und Zielen einer 
Eigenstndigen Jugendpolitik der  
Bundesregierung 

Die Bundesregierung entwickelte 
im Rahmen der Umsetzung des  
Koalitionsvertrags das Konzept ei-
ner eigenstndigen Jugendpolitik, 
die ressortbergreifend wirken  
soll und isolierte Betrachtungen 
einzelner Teilaspekte jugendli-
cher Lebenszusammenhnge ver-
meiden will. Die Eigenstndige 
Jugendpolitik soll die typischen 
Herausforderungen und Ambiva-
lenzen des Jugendalters und ihre 
institutionellen Entsprechungen 
thematisieren, so das Grund-
satzpapier zur Eigenstndigen Ju- 
gendpolitik.

1. Der AdB begrt und unter- 
sttzt den Prozess der Eigen- 
stndigen Jugendpolitik, um die 
Interessen junger Menschen an 
gesellschaftlicher Teilhabe und 
Generationengerechtigkeit, fr 
bessere Bildungschancen fr alle 
und gute Bedingungen zum Ein-
stieg in das Erwerbsleben besser 
in politisches Handeln zu transfor-
mieren. Die Lebensphase Jugend-
licher muss als Ganzes in den Blick 
des politischen Handelns genom-
men werden, um junge Menschen 
nicht zwischen die Mhlsteine 
unterschiedlicher Ressorts gera-
ten zu lassen. Eigenstndige Ju- 
gendpolitik muss daher mehr 
als nur Querschnittspolitik sein. 
Sie muss aus der Perspektive 
junger Menschen und in ihrem 
Interesse politische Ziele formu-
lieren und umsetzen. Eine bloe 
Untersttzung Jugendlicher bei 
ihrer Suche nach Orientierung 
(vgl. Grundsatzpapier) greift zu 
kurz. Die politischen Akteure zur 
Umsetzung der Eigenstndigen 
Jugendpolitik mssen benannt 
und ihre Rolle definiert sein. 
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gendlicher in den Dialog der Ge- 
nerationen reicht nicht aus.

Die drei aktuell ausgewhlten 
Themenbereiche, die als wichtige 
jugendpolitische Anwendungs-
felder zur Etablierung einer Ei- 
genstndigen Jugendpolitik be-
arbeitet werden sollen, sind:

	 Schule und auerschulische 
Lern- und Bildungsorte,

	 Beteiligungschancen und -an-
lsse im politischen und f- 
fentlichen Raum,

	 bergangsgestaltung von der 
Schule in die Arbeitswelt.

Sie korrespondieren mit der The-
mensetzung der im Jahr 2011 
beschlossenen EU-Jugendstrate- 
gie und greifen zentrale Bereiche  
des Aufwachsens junger Men-
schen auf, die bisher nicht alle 
als originre Felder der Jugend-
politik betrachtet wurden.  Aus 
dem Blickwinkel der politischen 
Bildung sollten zuknftig weite-
re Themenschwerpunkte bear- 
beitet werden, um der Vielfalt  
des jugendpolitischen Handlungs- 
rahmens gerecht zu werden. 
Die Eigenstndige Jugendpolitik  
darf aber nicht als nationale Um- 
setzungsstrategie der EU-Jugend- 
strategie instrumentalisiert wer- 
den, da diese eine Verwertbar- 
keit von Jugendarbeit fr die 
Arbeitswelt darstellt und folg-
lich auch nicht eigenstndig sein 
kann.

Die Einbeziehung von Schulpo-
litik durch die Betrachtung des 

Lernortes Schule macht Koopera-
tionen mit allen Bundeslndern 
als Hoheitstrger der Kultuspoli-
tik erforderlich. Die Verbesserung 
der Beteiligungschancen, die pri- 
mr im direkten Lebensumfeld 
Jugendlicher auszumachen sind, 
bedarf der Einbeziehung der 
Kommunen bzw. der kommuna-
len Spitzenverbnde. Wenn es 
um bessere Bedingungen fr die 
Gestaltung des bergangs jun-
ger Menschen in die Arbeitswelt 
geht, mssen arbeitsmarktpoliti- 
sche Bedingungen verndert 
werden, die nur mit den arbeits-
marktpolitischen Akteuren er-
reicht werden knnen. 

5. Projektinnovationen mssen in  
die Eigenstndige Jugendpolitik 
einflieen. Die Vielzahl der im 
Rahmen des Innovationsfonds ge- 
frderten Projekte mit maximal 
zweijhriger Laufzeit entwickeln 
u. a. Konzepte der politischen 
Jugendbildung jenseits der Vor-
gaben des Kinder- und Jugend-
plans weiter und sorgen so fr 
innovative Ideen in diesem Ar-
beitsfeld, deren Ergebnisse und 
Erkenntnisse in den jugendpoliti-
schen Prozess eingespeist werden 
mssen. Die Gewinnung neuer 
Kooperationspartner auerhalb 
der Jugendarbeit als zentrale 
Bedingung des Innovationsfonds 
kann einen wichtigen Beitrag 
zur Verzahnung der Jugendar-
beit mit anderen gesellschaftlich 
relevanten Themenfeldern schaf-
fen, die fr die Ausrichtung einer 
eigenstndigen Jugendpolitik von  
Bedeutung sein knnen.

Die Regelfrderprogramme zur 
auerschulischen Bildung mssen 
diesen Innovationscharakter fr  
die Trger ebenfalls strker er- 
mglichen und entsprechend fle-
xibilisiert und weiterentwickelt 
werden. 

6. Eine eigenstndige Jugendpoli-
tik bezieht die Bildungspolitik mit 
ein und schafft Bedingungen fr 
eine sinnvolle Zusammenarbeit 
von formaler und non-formaler 
Bildung, mit dem Ziel, kohrente 
Bildungskonzepte fr politisches 
Lernen, Partizipation und zivilge-
sellschaftliches Engagement zu  
entwickeln. Sie entwickelt eine 
politische Strategie, die eine 
langfristige finanzielle Frderung 
auerschulischer Bildungseinrich- 
tungen absichert, um gleiche Be- 
dingungen fr schulische und 
auerschulische Bildungseinrich-
tungen zu schaffen. Die kontinu- 
ierliche Zusammenarbeit beider  
Institutionen kann nur auf der  
Basis kontinuierlicher Frderpers- 
pektiven erreicht werden.

Der AdB sieht in der auer- 
schulischen Jugendbildung mit  
ihrem zentralen Ziel der Befhi- 
gung junger Menschen zur po-
litischen Teilhabe in der Gesell-
schaft, ohne Zweckbindung an 
berufliche Verwertbarkeit und 
Lernleistung, eine untersttzende 
Funktion bei der Formierung ei-
ner eigenstndigen Jugendpoli-
tik, wenn diese ausschlielich den 
Interessen jugendlicher Lebens-
lagen und Zukunftsperspektiven 
verpflichtet ist. 

Betriebs- und Organisationsformen von Bildungseinrichtungen
Kommission Verwaltung und Finanzen

Die Mitglieder der Kommission 
Verwaltung und Finanzen traf 
sich zu ihrer Herbstsitzung am 
17. und 18. September 2013 im 
Haus Rissen in Hamburg. Nach 

offenen und aufschlussreichen 
Berichten aus den Einrichtungen 
sowie den Informationen aus 
den Bundeslndern und dem 
AdB wurde dem Erfahrungsaus-

tausch ber den Umgang mit 
den neuen Richtlinien der Bun-
deszentrale fr politische Bildung 
(bpb) Raum gegeben. Im Hinblick 
auf die anstehende Sitzung des 
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Grundstzliche Organisations-
merkmale von Einrichtungen aus 
dem Themenbereich Betriebs- 
und Organisationsformen. Drei 
Mitglieder der Kommission stell-
ten die institutionellen, struktu-
rellen und personellen Merkmale 
ihrer Bildungseinrichtungen vor 
und wiesen auf Besonderheiten 
hin. So betonten alle drei Ver-
treter die Bedeutung der Vernet-
zung ihrer Einrichtungen in der 
Region und darber hinaus. Als 
ein Instrument fr die Bindung 
von Brckenpersonen wurde 
die Bildung von Beirten ge-
nannt.

Es wurde darauf aufmerksam ge-
macht, dass in einigen Husern 
ein Generationenwechsel ansteht, 
der gestaltet werden muss. Wie 
solche personellen Wechsel zu 
managen sind und wie dem Ver-
lust von Erfahrungswissen begeg-
net werden kann, soll ein Thema 
der nchsten Sitzung sein.

Vom 18. bis 19. September 2013 
fand im Anschluss an die Sit-
zung der Kommission Verwal-
tung und Finanzen die Fachta-
gung e.V.? gGmbH? Stiftung? 
oder was?  Organisationsfor-
men und Steuerpflichten fr 

Organisationsformen und Steuerpflichten fr Bildungseinrichtungen
Erfolgreiche AdB-Fachtagung in Hamburg

Runden Tisches der bpb wurden 
Rckmeldungen gesammelt.

Als zustzlicher Tagesordnungs- 
punkt wurde die Untersttzungs- 
anfrage des AdB-Vorstands zu 
Fragen des Kompetenzerwerbs 
in der politischen Bildung einge-

bracht. Die Teilnehmenden disku-
tierten Fragen der Zertifizierung 
und sammelten erste Aspekte zur 
Entwicklung einer verbandlichen 
Positionierung.

Den inhaltlichen Schwerpunkt 
der Sitzung bildete das Thema 

Bildungseinrichtungen statt. Ins-
gesamt 30 Teilnehmende aus ver-
schiedenen Bildungseinrichtungen 
waren der Einladung des Arbeits-
kreises deutscher Bildungssttten 
ins Haus Rissen nach Hamburg ge-
folgt.

Die Referentin Anja Knoop und 
die Referenten Dr. Torsten 
Glockemann und Dr. Jrg Verstl 
von der Hamburger Soziett ASG/ 
Asche Stein Glockemann Verstl 
Wiezoreck fhrten kompetent 
durch die Fachtagung. Nach ei- 
ner kurzen Darstellung der mg- 
lichen Rechtsformen von Bil-
dungseinrichtungen und deren 
Besteuerung folgten Informatio- 
nen zur Gemeinntzigkeit. Je- 
de Krperschaft kann als gemein- 
ntzig anerkannt werden, wenn 
die Voraussetzungen der Abga- 
benordnung erfllt sind. So  
lautet der Grundsatz des Gemein- 
ntzigkeitsrechts. Diese Aussage 
wurde anhand abgabenrechtli- 
cher Voraussetzungen fr die Ge- 
meinntzigkeit  die Frderung 
gemeinntziger, mildttiger oder 
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kirchlicher Zwecke, die Selbstlo- 
sigkeit, die Ausschlielichkeit 
und die Unmittelbarkeit  erlu- 
tert und mit Beispielen zur zeit- 
nahen Mittelverwendung und  
Rcklagenbildung unterlegt. Die  
vier Sphren einer gemeinnt- 
zigen Krperschaft  ideeller 
Bereich, Vermgensverwaltung, 
Zweckbetrieb, wirtschaftlicher 
Geschftsbetrieb  wurden an-
hand von praxisnahen Beispielen 
erklrt. Zum Abschluss des ersten 
Tages zeigten die Referentinnen 

und Referenten Mglichkeiten 
und Grenzen von Umstrukturie- 
rungen zur Kostenverlagerun-
gen und Kosteneinsparung auf, 
errterten die Mglichkeit der 
Kostenreduzierung durch Ko-
operationen und wiesen auf 
die wichtigsten nderungen im 
Ehrenamtsstrkungsgesetz hin.

Der zweite Tag war der Umsatz- 
besteuerung von Bildungsein-
richtungen gewidmet. Nach Er- 
luterung der Grundstze im Um- 

satzsteuergesetz konnten die 
Teilnehmenden anhand von Fall- 
beispielen Kenntnisse zur umsatz- 
steuerlichen Behandlung von  
Teilnahmegebhren, Unterkunft  
und Verpflegung erarbeiten und 
lernten Gestaltungsmglichkeiten 
durch Vorsteuerabzug kennen. 
Mit Ausfhrungen zum Zusam-
menspiel von EU-Normen und na- 
tionalem Recht und einem Aus-
blick auf aktuelle Trends in der Ge-
setzgebung und Rechtsprechung 
endete die informative Tagung.

 Gerhard Frassa/www.pixelio.de

Geschlechtergerechte Partizipation in der Jugendarbeit
Kommission Mdchen- und Frauenbildung diskutiert Ergebnisse des Modellprojektes fair_play

Die Kommission Mdchen- und 
Frauenbildung traf sich zu ihrer 
eintgigen Herbstsitzung am 
24. September 2013 in Hannover. 
Im Mittelpunkt der Sitzung stand 
das Projekt fair_play. Es han-
delt sich dabei um ein Kooperati-
onsprojekt der BAG Jungenarbeit 
und der BAG Mdchenpolitik zur 
Weiterentwicklung eines gender-
gerechten Partizipationsansatzes 
in der Jugendarbeit. Die beiden 
Projektleiter Dr. Claudia Wall-
ner und Michael Drogand-Strud 
erluterten den Kommissionsmit-
gliedern Arbeitsweise und Ergeb-
nisse des Modellvorhabens. Sie 
stellen die insgesamt sechs Pra-

xisprojekte ausfhrlich vor, die 
modellhaft auf unterschiedliche 
Art und Weise Partizipation unter 
Gender-Gesichtspunkten erprob-
ten. Als zentrale Erkenntnisse aus 
diesen Praxisprojekten konnte 
u. a. festgehalten werden, dass

	 das Erreichen von Jungen 
schwieriger ist als von Md- 
chen bei freier Ausschreibung 
des Partizipationsprojekts;

	 der Zugang zu Jugendlichen 
ber fr sie wichtige Themen 
der Jugendphase geht: Liebe, 
Gerechtigkeit, Dazugehren, 
Anerkennung von Verschie-
denheit, Respekt, Gewalt;

	 die Mglichkeit der Partizipa-
tion gerade von ausgegrenz-
ten Jugendlichen nicht ernst 
genommen/nicht geglaubt 
wird  das Vertrauen in Parti-
zipation muss erarbeitet wer-
den als Teil des Prozesses;

	 Fachkrfte sehr unterschiedli-
che Verstndnisse von Partizi-
pation haben: als Beteiligung 
von Jugendlichen bei der Pla-
nung und Durchfhrung eines 
Projekts oder als Thema im 
Projekt selbst.

Die Projektergebnisse sind unter 
http://www.bag-jungenarbeit.de 
nachzulesen. 

Die Kommissionsmitglieder disku-
tierten den Partizipationsbegriff 
des Projekts vor dem Hintergrund 
der eigenen Erfahrungen und 
Konzepte. Die Vielschichtigkeit 
des Begriffs wurde auch hier 
sichtbar. Wichtig war der Kom-
mission dabei, insbesondere die 
politische Partizipation von Ju-
gendlichen zu strken.
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Migration Macht Geschichte
Kommission Jugendbildung verabschiedet Diskussionspapier zur historisch-politischen Bildung

Die Kommission Jugendbildung 
hat bei ihrer Herbstsitzung vom 
1. bis 2. Oktober 2013 im Arbeit-
nehmer-Zentrum Knigswinter 
das von einer Arbeitsgruppe  
erstellte Diskussionspapier Mi- 
gration Macht Geschichte be- 
schlossen. Damit wird ein wich-
tiger Impuls fr die historisch-
politische Bildungsarbeit gege- 
ben. Die Kommission regt an, 
Anstze multiperspektivischer 
Geschichtsbearbeitung strker in  
Seminaren und bei Exkursionen 
zu historischen Lernorten zu be- 
rcksichtigen und die Diskussion 
darber zu befrdern. Sie macht 
deutlich, dass es in einer Migra-
tionsgesellschaft keine homoge-
nen Lerngruppen gibt, sondern 

zen befasst. Die Mitglieder u- 
erten eher kritische Aspekte, die 
u. a. eine Trennung von Lernan-
gebot und Ort der Kompeten-
zermittlung fr geboten halten. 
Die Verwertbarkeit und Ausrich-
tung von Zertifikaten erscheint 
der Kommission zu unklar. Die 
Kernkompetenz politischer Bil-
dungsarbeit wird berwiegend in  
der Vermittlung gesellschaftspo- 
litischer Handlungs- und Partizi- 
pationskompetenz gesehen, die  
weder als prfbar noch zertifi- 
zierungsfhig erscheint. Es wird 
darauf hingewiesen, dass (poli-
tische) Bildung auch zuknftig 
zweckfrei sein sollte.

die Konstruktion von Geschichte 
vielmehr einer partizipativen Di- 
mension bedarf. Persnliche Bio- 
grafien mssen Eingang in die ge-
sellschaftliche Geschichtsschrei-
bung erhalten, um eine gegensei-
tige Bereitschaft der Integration 
bzw. Inklusion zu ermglichen. 

Des Weiteren befasste sich die 
Kommission mit dem Auftrag 
des Vorstands, ein Meinungsbild 
ber die Notwendigkeit der Do-
kumentation individueller Lern-
ergebnisse zu erstellen. Sie griff 
damit die aktuelle Diskussion in 
der auerschulischen Jugendbil-
dung auf, die sich mit der Ver-
wertbarkeit non-formaler und in- 
formell erworbener Kompeten- 

Stipendiatinnen und Stipendiaten informieren sich beim AdB ber die Landschaft politischer Bildung  
in Deutschland
Stipendienprogramm Europa gestalten  Politische Bildung in Aktion

Zum ersten Mal konnte der AdB 
eine Gruppe von Stipendiatinnen 
und Stipendiaten im Rahmen ih-
res Einfhrungsseminars in das 
Programm Europa gestalten   
Politische Bildung in Aktion am  
7. Oktober 2013 im Haus der 

Jugendarbeit und Jugendhilfe 
e.  V. am Mhlendamm in Berlin 
begren.

In den Jahren 2013/2014 werden 
von der Bundeszentrale fr poli-
tische Bildung (bpb) und der Ro-

bert Bosch Stiftung bereits zum 
sechsten Mal Stipendien an junge  
Fachkrfte der politischen Bil-
dung aus Sdost- und Mittel-/ 
Osteuropa vergeben. Die Teil- 
nehmer/-innen kommen u. a. aus 
Polen, Rumnien, der Slowakei, 
Slowenien, Tschechien und Un-
garn. Die Stipendiatinnen und 
Stipendiaten haben die Gelegen-
heit, zwei bis drei Monate an ei- 
ner deutschen Bildungseinrich- 
tung zu hospitieren, mit ihren 
deutschen Kolleginnen und Kolle- 
gen zusammenzuarbeiten, Projek-
te zu entwickeln und Kontakte fr 
knftige grenzberschreitende 
Kooperationen zu knpfen. Das 
Programm ist ein wichtiger Bau-
stein fr die Vernetzung der poli-
tischen Bildung in Europa. 

Auch Mitgliedseinrichtungen des 
AdB sind an diesem Programm 

 Katharina Reinhold

Stipendiatinnen und Stipendiaten erarbeiteten den Berliner Konsens
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beteiligt: HochDrei e. V.  Bilden 
und Begegnen in Brandenburg, 
Akademie Frankenwarte, die 
Bildungssttte Der Heiligenhof, 
die Europische Jugendbildungs- 
und Jugendbegegnungssttte 
Weimar, die Historisch-kologische 
Bildungssttte Emsland in Papen-
burg e. V., das Max Mannheimer 
Studienzentrum Dachau und das 
Studienhaus Wiesneck.

Boris Brokmeier, stellvertretender 
Geschftsfhrer und Referent fr  
Jugend- und Fortbildung in der 
Geschftsstelle des AdB, berich-
tete ber die Landschaft der frei-
en Trger politischer Bildung in 
Deutschland und gab einen Ein-
blick in die historischen Entwick-
lungen und die Finanzierung von 
Seminaren, Tagungen und Projek-
ten auerschulischer politischer 

Bildung. Die politische Bildung 
zeichnet sich durch eine groe 
Vielfalt aus, durch die Pluralitt 
der Trger, Themen, Methoden 
und Orte. Boris Brokmeier zeich-
nete das Bild einer lebendigen 
Szene politischer Bildung, die 
einen zentralen Stellenwert ne-
ben der staatlichen politischen 
Bildung hat. 

Aus dem Maschinenraum der EU-Frderung  Informationsveranstaltung: Es rumpelt in der Kiste ... 
Politische Bildung in der neuen Generation der EU-Programme 2014-2020

Wie knnen wir rechtzeitig fit 
werden fr die zuknftige Ge-
neration der EU-Programme, die 
zum ersten Januar 2014 startet 
und uns bis Ende 2020 beglei-
tet? Das war die Fragestellung, 
unter der sich 25 Interessierte 
aus den AdB-Mitgliedseinrich-
tungen und darber hinaus am 
2. Dezember 2013 in der Alten 
Feuerwache Berlin zusammen-
fanden. EU-gefrderte Angebote 
gehren fr viele Bildungssttten 
zu einem Kernbestandteil ihrer 
Bildungsarbeit. Mit der neuen 
Generation der EU-Programme 
wird sich dies nicht wesentlich 
ndern, wohl aber ist absehbar, 
dass sich Vernderungen in den 
grundstzlichen Fragestellungen 
zur Frderung anbahnen. Auf die 
sollte man rechtzeitig vorbereitet 
sein. 

Die Referierenden Dr. Helle Be-
cker, Expertise & Kommunika-
tion, und Georg Pirker, AdB, 
wagten mit den Teilnehmenden 
einen Blick hinter die Kulissen 
und ins zum Teil noch Spekula-
tive, Ungewisse der zuknftigen 
Programme. Die neue Generati-
on der Jugend- und Bildungspro-
gramme  zusammengefasst un-
ter dem Namen Erasmus+  ist fr 
die Anliegen politischer Bildung 
systemrelevant und verdient be-
sonderes Augenmerk. 

Seminarfrderung durch EU-
Mittel als Substitution wird ab-
sehbar nicht mehr lange funkti-
onieren. Daher geht es darum, 
sich rechtzeitig strategisch auf 
die Logik der neuen Programme 
vorzubereiten. Einige Eckpunkte 
bieten dabei europische Ent- 
wicklungsplne und die fr alle 
Bereiche gleiche Programmlogik 
und Ausdifferenzierung (siehe 
dazu auch den Beitrag von Georg 
Pirker in diesem Heft).

Auch um die groe Nachfra-
ge zu bedienen, ist eine zweite 

Veranstaltung fr Anfang 2014 
geplant. Vom 2. bis 6. Februar 
2014 kann man sich im Rahmen  
der internationalen Beratungs- 
woche im AdB zudem zu Ein- 
zelberatungsgesprchen bei Ge-
org Pirker, Referent fr internati-
onale Bildungsarbeit im AdB, mit  
Projektideen, Konzepten und Fra- 
gen zur EU-Frderung anmel-
den. Zudem wird der AdB die 
Einfhrung der neuen EU-Fr- 
derprogrammgeneration mit 
einem erweiterten Beratungs-  
und Informationsangebot beglei-
ten.

 AdB

Dr. Helle Becker und Georg Pirker informieren ber die neue Programmgene-
ration
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die Standards europapolitischer 
Bildungsarbeit im formalen Bil-
dungssektor erschreckend weit 
hinter die der auerschulischen 
Bildung zurckfallen. Freilich ver- 
hindern die Projektfrderung au- 
erschulischer Bildung wie auch  
die Eigenlogik formaler Bildungs- 
curricula ein konzeptionell ko- 
hrenteres Zusammenwirken, das 
allerdings sehr wnschenswert 
wre. Innovation in dieser Hin- 
sicht ist auf allen Seiten er- 
wnscht.

Georg Pirker verwies in seinem 
Statement und in Diskussions- 
beitrgen auf die Mglichkeiten 
und Grenzen von Kooperationen 
auerschulischer und schulischer 
Bildung und bezog sich dabei ins-
besondere auf die Erfahrungen 
im Rahmen des AdB-Jugendbil-
dungsprogramms. Zudem ging er 
ausfhrlich auf die Fragestellung 
nach Messbarkeit von Bildungs-
leistung im Bereich Europischer 
Citizenship Education ein und 
verwies auf den Widerspruch 
zwischen Langzeitwirkung und 
kurzfristiger Projektfrderung. 
Er pldierte fr einen kohrenten 
Ansatz in der EU-Grundrechtepo-
litik, die Diskriminierung im Sinne 
Gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit betrachtet anstatt 
jeweils anlassbezogen einzelne 
gegeneinander auszuspielende 
Bereiche von Diskriminierung 
aufgreift. 

Im Rahmen der Woche fr Le-
benslanges Lernen vom 2. bis 
6. Dezember 2013, die von der 
Europischen Plattform zivilge-
sellschaftlicher Organisationen im 
Bereich des Lebenslangen Lernens 
(EUCIS-LLL) im Europaparlament 
veranstaltet wurde, war Georg 
Pirker, Sekretr des DARE-Netz-
werks, als europischer Experte 
fr non-formale politische und 
Menschenrechtsbildung am 2. De-
zember 2013 zu einem Roundta-
ble mit Vertreterinnen und Ver-
tretern europischer Forschung, 
Bildungspraxis und europischer 
Politik im Europischen Parla-
ment in Brssel eingeladen.

Bei dem Expertengesprch ging 
es um die Frage, welchen Platz 
europische Demokratiebildung  
knftig in der EU haben wird. 
Renate Weber, Mitglied im Eu-
ropischen Parlament, leitete das  
Gesprch mit einem Eingangs-
statement zur Lage der Demo-
kratie und Zivilgesellschaft ein. 
Es wurde offenkundig, dass die 
Vertreter/-innen des Europischen 
Parlaments mit Blick auf die Euro-
pawahlen befrchten, dass es den 
rechtspopulistischen Bewegun-
gen europaweit gelingen wird, 
auf breiter Front ins Europische 
Parlament einzumarschieren.

Renato Girelli, Vertreter der Eu-
ropischen Kommission, pflichte-
te ihrer Analyse bei. Eine Reduzie-

Welchen Platz wird europische Demokratiebildung knftig in Europa haben?

rung der Europischen Union auf 
wirtschaftliche Angelegenheiten 
gehe am Bedarf Europas vllig 
vorbei. Angesichts der Desinteg-
rationsprozesse muss die Kommis-
sion dringend auf demokratische 
Defizite und Fehlentwicklungen  
eingehen. Inwieweit dies mit der  
Fokussierung der neuen europi- 
schen Frderprogramm-Genera- 
tion gelingen kann, ist allerdings 
fraglich. 

Die von Seiten des Europischen 
Parlaments aufgebrachte Frage-
stellung nach Erhhung der Wahl-
beteiligung durch Bildungsarbeit 
ist eine typische politische Forde-
rung. Georg Pirker kommentierte 
sie mit den Ergebnissen aus der 
Evaluation des EU-Programms 
Jugend in Aktion, bei der eine 
signifikant hhere Bereitschaft 
junger Menschen, sich zu beteili-
gen, sichtbar wurde. Er verwies je-
doch auch auf die Frage, die sich 
aus den SINUS-Milieustudien und 
Shell-Studien ergibt, ob das an-
dere Verstndnis von politischer 
Beteiligung bei den Jugendlichen 
nicht dazu fhren msse, politi-
sche Partizipation neu zu denken. 

Im Rahmen der Diskussion wur-
den von Aktivistinnen und Ak- 
tivisten und Lehrenden unter-
schiedliche europapolitische Bil- 
dungssettings aus dem non-for- 
malen und formalen Bereich vor- 
gestellt. Deutlich wurde, dass 

Bildungsraum Austausch erfolgreich gestartet

Kurz vor Jahresende starteten  
der AdB und die Europische 
Jugendbildungs- und Jugendbe- 
gegnungssttte Weimar (EJBW) 
am 5. und 6. Dezember 2013  
ihr deutsch-russisches Qualifizie- 
rungsprojekt Bildungsraum Aus- 

tausch mit dem ersten der drei 
geplanten Module. 

Das unter Federfhrung von Eric 
Wrasse, pdagogischer Leiter der 
EJBW, durchgefhrte Projekt be-
fhigt deutsche und russische 

Partner zu deutsch-russischen 
Kooperationen. Im Mittelpunkt 
stehen demokratiepdagogische 
Fragestellungen in der internati-
onalen Zusammenarbeit. Ausge-
hend von gruppendynamischen 
und interkulturellen Methoden 
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Die Auerschulische Bildung gratuliert! Drei Einrichtungen im Netzwerk des AdB feierten ihr Jubilum

rungs- und Zertifizierungsinstru- 
menten zur Darstellung von 
Lernprozessen und die dement- 
sprechende Einbettung von 
demokratiepdagogischen Set-
tings. 

erarbeiten sich die Teilnehmen-
den ein fundiertes Wissen fr 
Zugnge zu politischer Jugend-
bildungsarbeit, um gemeinsame 
Kooperationen zu vertiefen. Da- 
bei spielen drei Aspekte eine 
wichtige Rolle: Erstens der Um-
gang mit dem politischen Wandel 
als Herausforderung und Chance 
fr gemeinsame Bildungspro-
jekte, zweitens die vertiefte Ko- 
operation auerschulischer und  
schulischer Bildungsarbeit, drit-
tens der Umgang mit Validie-

Zum ersten Seminarmodul haben 
sich 40 Vertreter/-innen deut-
scher und russischer NGOs und 
Schulen in der EJBW angemel-
det. Drei Teilnehmende kamen 
aus AdB-Mitgliedseinrichtungen. 
Das 2. und das 3. Modul werden 
fr 2014 frhzeitig ausgeschrie-
ben. Das Projekt Bildungsraum 
Austausch baut auf den Erfah-
rungen des gleichnamigen Pilot-
projekts der Stiftung Deutsch-
Russischer Jugendaustausch (DRJA) 
auf. 

Ihr 20jhriges Bestehen feier-
te die Akademie fr Politik, 
Wirtschaft und Kultur in Meck-
lenburg-Vorpommern e. V. am 
26. September 2013. Sie lud ein zu  
einer Festlichen Sitzung u.  a. 
mit einem Festvortrag von Mi- 
nisterprsident a.  D. Lothar de 
Maizire zum Thema: Vom Fall 
der Mauer bis zur Wiederverei- 
nigung  deutsch-deutsche Erfah- 

rungen. Das IKAB-Bildungswerk 
e. V., Institut fr angewandte 
Kommunikationsforschung in 
der Auerschulischen Bildung hat 
sein 35jhriges Grndungsjubi- 
lum mit einem internationalen 
Colloquium am 9. November 2013 
gefeiert. Mit dieser Veranstaltung 
sollte eine Bilanz der interkultu-
rellen Bildungsarbeit und For-
schung im europischen Kontext 

gezogen und neue Denkanste 
fr die Zukunft gegeben werden. 
Das Internationale Forum Burg 
Liebenzell feierte am 22. Novem-
ber 2013 sein 60jhriges Jubilum 
mit einer Veranstaltung, in der  
u. a. Professor Dr. Henri Mnudier 
von der Universitt Paris einen 
Vortrag zum Thema Kleines  
Modell fr ein groes Europa 
hielt.

Neue Publikationen aus dem AdB und seinen Mitgliedseinrichtungen

Im November ist die vom Arbeits-
kreis deutscher Bildungssttten 
herausgegebene Broschre Know 
How? Education for Democracy, 
Human Rights and Civil Society 
with Young People erschienen. 
Sie prsentiert Ergebnisse und 
Erfahrungen der deutsch-tune-
sischen Kooperation zwischen 
dem AdB und der Unite Euromed 
IV Jeunesse, Tunis. Der AdB und 
seine Mitgliedseinrichtungen 
nahmen 2012 den Kontakt zu 

tunesischen NGOs auf, fhrten 
zwei deutsch-tunesische Fachfo-
ren sowie sechs Projekte durch. 
Die Vorhaben wurden durch das 
Auswrtige Amt finanziert, das 
im Rahmen der Transformati-
onspartnerschaften Mittel fr 
Jugendaustausche zur demo-
kratischen Jugendbildung zur 
Verfgung stellte.

Download der Broschre: http://

www.adb.de/projektdokumentationen
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Am 2. Dezember 2013 wurde 
die von der Konrad-Adenauer-
Stiftung e. V. herausgegebene 
Studie mit dem Titel Europa  
Nein Danke? vorgestellt. Sie 
widmet sich dem Zulauf der 
rechtspopulistischen Parteien in 
vielen Lndern Europas. Deutlich 
wird, dass neben den einwande-
rungs- und fremdenfeindlichen 
Parolen zunehmend auch euro-
skeptische und antieuropische 
Positionen artikuliert werden. 
In der von Karsten Grabow und 

Die Konrad-Adenauer-Stiftung 
und die Andrssy Universitt 
fhrten im Frhjahr an der 
Andrssy Universitt Budapest 
eine gemeinsame Fachtagung 
zum Thema Perspektiven der 
Erinnerungskultur in Europa 
durch. Nun ist der Konferenz-
band, herausgegeben von Frank 

zipation vor Ort im Netz werden 
Projektideen sowie Methoden 
und Tools zum Einsatz sozialer 
Medien in der politischen Bildung 
vorgestellt.

Download: 

www.adb.de/projektdokumentationen

Zum Abschluss des AdB-Projekts 
Blended Learning Democracy 
ist eine Handlungshilfe fr 
Fortbildner/-innen, Dozentinnen 
und Dozenten und pdagogische 
Mitarbeiter/-innen erschienen. 
Unter dem Titel Stadt  Land  
Web. Jugendliche gestalten Parti-

Spengler, Hendrik Hansen und 
Manfred Wilke, erschienen. Die 
Autoren der Publikation befas-
sen sich mit der deutschen, un-
garischen und europischen Per-
spektive der Erinnerung an die 
Verbrechen des Nationalsozialis-
mus und des Kommunismus und 
setzen sich mit der Prgung der 

Menschen, die weder Tter noch 
Opfer im engeren Sinne waren, 
durch die Diktaturerfahrung aus-
einander.

Download der Broschre: 

http://www.kas.de/ungarn/de/

publications/35660/?src=nl13-09 

(Kurz-URL: http://bit.ly/1ei6UHe)

Florian Hartleb verfassten Studie 
werden wesentliche Merkmale  
rechtspopulistischer Parteien, ih- 
re zentralen Themen und Mobi- 
lisierungsstrategien sowie die 
Entstehungsbedingungen rech-
ter Gruppen herausgearbeitet. 
Als Konsequenz aus den Er-
gebnissen der Studie, werden  
Handlungsempfehlungen zur Be- 
kmpfung rechts- und national-
populistischer Tendenzen an 
Volksparteien in Europa gege-
ben. Hier pldieren die Autoren 

u.  a. fr mehr Verstndlichkeit, 
Glaubwrdigkeit, Transparenz 
der Volksparteien und fr eine 
konkrete thematische Auseinan-
dersetzung mit rechts- und natio-
nalpopulistischem Gedankengut. 
Sie fordern die Bekmpfung der so-
zialen Exklusion. Die Vorteile und 
auch die Erfolge der Europischen 
Integration sollen nachvollziehba-
rer kommuniziert werden.

Quelle und Download der Studie: 

http://www.kas.de/wf/de/33.36200/
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Whrend der diesjhrigen Mit-
gliederversammlung des Arbeits-
kreises deutscher Bildungssttten, 
die vom 27. bis 28. November 
2013 in der JugendAkademie Se-

geberg stattfand, wurde ein neu-
er Vorstand gewhlt. 

Der bisherige Vorsitzende, Ulrich 
Ballhausen, Weimar-Jena-Aka-
demie, Weimar, und die bisheri-
ge stellvertretende Vorsitzende, 
Ulrike Steimann, Karl-Arnold-
Stiftung, Kln, wurden in ihren 
mtern besttigt. Als weitere 
Mitglieder im Vorstand wurden 
Bettina Heinrich, Stiftung wann-
seeFORUM Berlin, Petra Tabako-
vic, Internationaler Bund Frank-
furt a. M. und Birgit Weidemann, 
HochDrei, Bilden und Begegnen 
in Brandenburg, Potsdam, sowie 
Udo Dittmann, Akademie Bigge-
see, Attendorn, und Martin Kai-
ser, Gustav-Stresemann-Institut 
in Niedersachsen, Bad Bevensen 
besttigt. Neu in den Vorstand 
gewhlt wurde Albert Fumann, 
Institut fr Jugendarbeit, Gauting. 

Auf der AdB-Mitgliederversamm-
lung wurde Ingeborg Pistohl 
am 27. November 2013 offizi-
ell verabschiedet. Sie war bis 
Ende August 2013 Referentin 
fr ffentlichkeitsarbeit in der 
Geschftsstelle des AdB und Re-
dakteurin der Fachzeitschrift 
Auerschulische Bildung.

Ingeborg Pistohl und der Herausge-
ber der Auerschulischen Bildung 
Paul Ciupke

Personalien

 AdB

Ulrich Ballhausen wurde als Vorsit-
zender des AdB besttigt

Professor Dr. Heinz-Hermann Schepp verstorben

Seine 1963 erschienene empiri-
sche Studie Offene Jugendar-
beit. Jugendhfe und Jugend-
gruppenleiterschulen in der 
Bundesrepublik Deutschland und 
in Westberlin thematisierte als 
erste die Arbeit der in den 1940er 
und 1950er Jahren gegrndeten 
Jugendbildungssttten und kann 
zugleich auch als ein frhes Do-
kument des Arbeitskreises deut-
scher Bildungssttten bewertet 
werden, denn diese Arbeit ging 
unter anderem aus einer inter-
nen Umfrage des Arbeitskreises 
Jugendbildungssttten hervor. 

Wie viele seiner Zeitgenossen war 
auch Schepp bndisch geprgt, 
in der Nachkriegszeit gehrte er 
der Deutschen Jungenschaft an. 
Spter dann wurde er der erste 
Leiter des Jugendhofs Steinkim-
men, den es heute nicht mehr 
gibt, der aber als eine der wich-
tigsten Experimentiersttten po- 

Heinz-Hermann Schepp Mitte der 
90er Jahre bei einem Studienseminar 
zur Geschichte der Jugend- und Er-
wachsenenbildung der 1950er Jahre

folger in Steinkimmen war dann 
Hermann Giesecke. 

Schepp war Grndungsmitglied 
des AdB, von 1959 bis 1963 ge- 
hrte er auerdem dem AdB-
Vorstand an und von 1963 bis 
zu seiner Auflsung 1977 dem 
Pdagogischen Beirat. 
Als Pdagoge wirkte Heinz-Her-
mann Schepp viele Jahre an der 
Pdagogischen Hochschule und 
der Universitt Gttingen. Ein fr 
ihn wichtiger akademischer Leh-
rer war der deutsch-jdische So-
ziologe und Politologe Siegfried 
Landshut. Zu den Themen, die er 
kontinuierlich bearbeitete und 
ber die er schrieb, gehrte im-
mer wieder auch die Jugend- und 
Erwachsenenbildung und ihre 
Geschichte. Bereits im August ist 
er im Alter von 88 Jahren gestor-
ben.

Paul Ciupke

litischer Jugendbildung in der 
Geschichte der Bundesrepublik 
gelten darf. Einer seiner Nach-

 AdB



INFORMATIONEN



Maier, hauptamtliche Vorsitzen-
de des Bundes der Deutschen 
Katholischen Jugend (BDKJ). Als 
neuer Vorsitzender wurde Ste-
phan Groschwitz, Referent fr 
Kinder- und Jugendpolitik der 
Arbeitsgemeinschaft der evan-
gelischen Jugend in Deutschland 
(aej) gewhlt. Stellvertretende 
Vorsitzende sind Julia Bhnke 
und Hetav Tek, Immanuel Benz, 
Tobias Kck und Dominik Naab. 
Die Amtszeit des Vorstandes be- 
trgt zwei Jahre.

Florian Hartleb hat zum 1. No-
vember 2013 seine Ttigkeit als 
Koordinator fr Politikanalysen 
und Parteienforschung bei der 
Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS) 
in Berlin aufgenommen.

Am 12. November 2013 hat die Mit-
gliederversammlung des Bundes-
ausschuss fr politische Bildung 
(bap) einen neuen der Vorstand 
gewhlt. Vorsitzender ist Klaus 
Waldmann. Er ist der Bundestutor 
der Evangelischen Trgergruppe 
fr gesellschaftspolitische Ju-
gendbildung, stellvertretender 
Generalsekretr der Evangeli-
schen Akademien in Deutschland 
e. V. sowie derzeitiger Sprecher  
der GEMINI (Gemeinsame Initia- 
tive der bundesweiten Trger 
politischer Jugendbildung). Zur  
stellvertretenden Vorsitzenden  
wurde Ina Bielenberg, Geschfts-
fhrerin des Arbeitskreises deut- 
scher Bildungssttten e. V., ge- 
whlt. Dem Vorstand gehren 
darber hinaus drei Beisitzer/-in- 
nen an: Barbara Menke, Bun-
desgeschftsfhrerin des Bundes- 
arbeitskreises ARBEIT UND LEBEN  
e. V., Hanns Christhard Eich-
horst, Vorsitzender der Gesell-
schaft der Europischen Akade-
mien e. V. sowie Lothar Harles, 
Geschftsfhrer der Arbeitsge-
meinschaft katholisch-sozialer 
Bildungswerke e. V.

Zum 15. November 2013 verlsst 
Wilfried Klein das Willi-Eichler-
Bildungswerk, Kln, und wechselt  
in das Grundsatzreferat der Lan-
deszentrale fr politische Bildung 
NRW. 

Das DARE-Netzwerk Democracy 
and Human Rights Education in 
Europe hat am 22. November 
2013 ein neues Board fr die 
Jahre 2013-2015 gewhlt. Fol-
gende Menschen gehren dem 
neuen Board an: Elena Begant 
(vice-chair, CDV/Slovenia), Frank 
Elbers (chair, HREA/Nederlands) 
Lillian Hjorth (secretary, Mennes-
kerretigetsakademie/NOR), Sulev 
Valdma (treasurer, Jan Tonissoni 
Institute/Estonia).

Die AKSB-Mitgliederversamm-
lung whlte bei ihrem Treffen am 
25. November 2013 in Ludiwgsha-
fen einen neuen Vorstand. Vorsit-
zender des AKSB ist Dr. Michael 
Reitemeyer, Leiter des Ludwig-
Windthorst-Hauses in Lingen. 
Zweiter Vorsitzender ist Benedikt 
Widmaier, Direktor der Akade-
mie Haus am Maiberg. Er hatte 
den Vorstand nach dem Rcktritt 
des bisherigen Vorsitzenden 
Bernward Bickmann, Leiter des 
Franziskanischen Bildungswer-
kes, kommissarisch geleitet. Als 
weitere Vorstandsmitglieder wur-
den Marco Dsterwald, Akade-
mie Klausenhof, Gunter Geiger, 
Bonifatiushaus Fulda, Johannes 
Stefan Mller, St. Hedwigshaus 
Oerlinghausen, und Georg Wich-
mann, Katholische Akademie in 
Berlin.

Ende November 2013 ist Rainer 
Gries, Leiter der Kurt-Schumacher-
Akademie, einer Bildungssttte 
der Friedrich-Ebert-Stiftung in 
Bad Mnstereifel, in den Ruhe-
stand getreten. Seine Nachfol- 
ge hat Axel Schmidt bernom-
men, der in den vergangenen 
Jahren vor allem im Ausland fr 

Der Rat der Weiterbildung  KAW 
e. V. hat am 1. Oktober 2013 eine 
neue Vorsitzende gewhlt. Prof. 
Dr. Aiga von Hippel von der 
Humboldt-Universitt zu Berlin 
lst Prof. Dr. Rudolf Tippelt von 
der Universitt Mnchen ab. 
Ebenfalls neu in den Vorstand 
gewhlt wurde Bernd Passens 
vom Deutschen Volkshochschul- 
verband, der damit Anja Eckert 
vom Verband Deutscher Privat- 
schulverbnde nachfolgt. Wie- 
dergewhlt wurde Andrea Hoff-
meier von der Katholischen Er-
wachsenenbildung Deutschland.

Am 1. Oktober 2013 hat Emily 
OReilly das Amt der Europischen 
Brgerbeauftragten bernom- 
men. Zum ersten Mal ist nach ber 
20 Jahren eine Frau in dieses Amt 
gewhlt worden. Das Amt soll 
helfen, die Verbindung zwischen 
den Brgern der Europischen 
Union und den EU-Institutionen 
zu erleichtern. 

Rdiger Noll ist seit dem 1. Ok-
tober 2013 Bereichsleiter fr Eu-
ropa und kumene / Executive 
Secretary for Europe and Ecume-
nical Affairs beim Dachverband 
der Evangelischen Akademien in 
Deutschland e. V. 

Bei seiner konstituierenden Sit-
zung am 6. und 7. November  
2013 whlte der AGJ-Fachaus-
schuss Jugend, Jugendbeteili-
gung, Jugendpolitik Boris Brok-
meier, stellvertretender Geschfts-
fhrer und Referent fr politische 
Jugendbildung im AdB, zum Vor-
sitzenden.

Am 25. und 26. Oktober 2013 
fand in Magdeburg die 86. Voll-
versammlung des Deutschen 
Bundesjugendrings (DBJR) statt. 
Es wurde ein neuer Vorstand 
gewhlt: Vorsitzende bleibt Lisi 
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Bücher

Monika Oberle: Politisches Wissen ber die Europische Union: subjektive und objektive Politikkenntnis-
se von Jugendlichen  Wiesbaden 2012, Verlag fr Sozialwissenschaften, 237 Seiten 

Der Nutzen des Buches fr die 
Leser/-innen geht ber die Ergeb-
nisse der empirischen Erhebung 
hinaus. Die Autorin bietet mit 
zwei umfangreich recherchierten 
Kapiteln zum Stand der Wissens-
forschung wie zur Europischen 
Union als Inhaltsbereich der Un- 
tersuchung eine ausgezeichnete  
Informationsquelle  auch fr  
Mitarbeiter/-innen in der auer- 
schulischen politischen Jugend- 
und Erwachsenenbildung.

Ausgehend von der Beobach-
tung, dass im Gegensatz zur Er-
forschung der Einstellung zur Eu- 
ropischen Union das Wissen der 
EU-Brger/-innen kaum erforscht 
sei und die Forschung zum poli-
tischen Wissen generell noch an 
ihren Anfngen stehe, soll die 
Studie einen Beitrag zur Weiter- 
entwicklung der diskutierten For- 
schungsdesiderata leisten. Zur-
zeit existiere weder eine einheit-
liche Konzeption dessen, was un- 
ter politischem Wissen ver-
standen werden solle, noch seien 

bisher einheitliche Fragenbatte-
rien fr Untersuchungen entwi-
ckelt, validiert oder von Studien 
bernommen worden. Fr das 
politische Wissen der hiesigen 
Bevlkerung zur EU lasse sich 
feststellen, dass es als common 
knowledge gelte: Sie, insbeson-
dere die Jugend, wisse nichts 
ber die EU.

Ein unter einem Demokratiedefi-
zit leidendes politisches System 
Sui Generis der Europischen 
Union, das eine strukturelle Re-
form hin zu mehr demokratischer 
Legitimation ihrer politischen 
Entscheidungen den Druck einer 
Brgerschaft bedrfe, bentige 
eine Brgerschaft, die Bescheid 
wisse ber die aktuelle Struktur 
und Prozesse der EU-Politik. Des-
halb wird auch hier zu Recht auf 
das Ziel partizipatorischer Demo-
kratietheorien verwiesen, wo-
nach jeder Brger/jede Brgerin 
in politischen Fragen eine seinen 
Werten und eigenen Interessen 
entsprechende Position einneh-

die Friedrich-Ebert-Stiftung ttig 
war.

Zum 31. Dezember 2013 wird das 
Seminar-Forum in Berlin geschlos-
sen. Die langjhrige Leiterin Blan-
dine Lutz tritt in den Ruhestand.

Ende 2013 geht Niels Meggers, 
Leiter des Geschftsbereichs In- 
ternationale jugendpolitische Zu- 
sammenarbeit in der Fachstelle 
fr Internationale Jugendarbeit 
in der Bundesrepublik Deutsch-
land e. V. (IJAB) in den Ruhestand.

Hildegard Bockhorst gibt zum 
Ende des Jahres 2013 die Ge- 
schftsfhrung der Bundesver-
einigung Kulturelle Kinder- und 
Jugendbildung e. V. (bkj) an 
den neuen Geschftsfhrer Tom 
Braun ab.

Das Buch von Monika Oberle ist 
gerade auch mit Blick auf das AdB-
Jahresthema 2013 Demokratie 
und Demokratiegefhrdung in 
Europa wichtig und interessant. 
Die Autorin versteht politisches 
Wissen als Basis fr die politische 
Meinungsbildung  ein im Grun-
de selbstverstndlicher, aber hin-
sichtlich des politischen Wissens 
ber die Europische Union auch 
ein zu wenig thematisierter und 
untersuchter Zusammenhang.

Die Autorin mchte einen Beitrag 
zur Weiterentwicklung der politi-
schen Wissensforschung leisten. 
In einer quantitativ angelegten 
empirischen Studie soll das politi-
sche Wissen ber die Europische 
Union (EU) bei Schlerinnen und 
Schlern zweier Jahrgangsstufen  
untersucht werden, zu den Berei-
chen: grundlegende Informatio-
nen, Organe und Gesetzgebungs-
prozesse, Kompetenzen der EU  
sowie Mglichkeiten und Gren-
zen der Partizipation der EU-
Brger/-innen.
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und Weise, wie neue politische 
Informationen verarbeitet wer-
den. Was gelernt werde, hnge 
entscheidend davon ab, was 
bereits zuvor gewusst wurde.  
Wenn Anknpfungspunkte fehl-
ten, wrden neue (z. B. ber die 
Medien transportierte) Kenntnis-
se weniger schnell, weniger um-
fangreich und weniger dauerhaft 
erworben. ber bereits in der 
Schule durch politische Bildung 
vermittelte Kenntnisse bten hier 
einen der wenigen in freiheitli-
chen Gesellschaften institutionell 
beeinflussbaren Startpunkte, der-
artige Teufelskreise zu Tugend-
kreisen zu wenden.

Die Autorin stellt umfangreiche, 
in den USA und Deutschland ge-
wonnene Erkenntnisse zu subjek-
tivem und objektivem politischem 
Wissen dar, u.  a. unterschieden 
nach Alter und Geschlecht.

Im Rahmen des Kapitels EU als 
Inhaltsbereich der Untersuchung 
werden auch Konturen eines 
normativ anzustrebenden politi- 
schen EU-Grundwissens von Ju-
gendlichen und Schlern skiz-
ziert (S. 105). In ihrer Arbeit 
wird die Vermittlung der EU als 
eigenstndiger, fachspezifischer 
Gegenstand des Politikunterrichts 
als zentral fr eine europabezo-
gene Schulbildung angesehen. 

men und damit auf mglichst 
viele ihn betreffende politische 
Entscheidungen Einfluss nehmen 
kann. Eine zentrale Vorausset-
zung sei dafr aber, dass man 
ber grundlegende politische 
Kenntnisse sowie auch ber ak-
tuelle Informationen verfge. 
Informierte Brger/-innen seien 
fr eine funktionierende Demo-
kratie wichtig. Und: Das politi-
sche Wissen, ber das man als 
Jugendlicher verfge, sei ein 
entscheidender Prdiktor fr die 
politische Informiertheit, die man 
im Erwachsenenleben erreiche, 
wie auch politische Einstellun-
gen und Verhaltensmuster des 
Jugendalters berwiegend im Er- 
wachsenenalter erhalten blieben.

Die Beobachtung, dass die Medi-
en das politische Informationsan-
gebot fr die breite Bevlkerung 
intensiviert habe, ohne jedoch 
deren politischen Kenntnisstand 
bemerkenswert zu erhhen, 
fhre zu der herkmmlichen 
Wissenskluft-Hypothese. Diese 
besage, dass der massenmediale 
Nachrichtenkonsum die Unter-
schiede im politischen Wissens-
stand noch verstrke, da die 
neuen Informationen an diver-
gierende kognitive Fhigkeiten 
und Vorkenntnisse anknpfen. 
Politische Kenntnisse als objekti-
ves Wissen beeinflussen die Art 

Die Zugnge zur EU in Form von 
Querschnittsthema und Themen-
block seien nicht als Alternativen, 
sondern als Ergnzungen zu ver-
stehen.

Wenn man Politik als den Kern 
der politischen Bildung begreife, 
so bedeute dies fr die Behand-
lung des Themas Europa im Politik-
unterricht, dass nicht allgemeine 
mitmenschliche Tugenden, inter-
kulturelle Verstndigung oder be-
stimmte europabezogene Einstel-
lungsdispositionen, sondern dass 
die politische Dimension Europas 
im Mittelpunkt stehen sollte.

Auch wer der von der Autorin 
gewhlten strikten Vorrangstel-
lung des politischen Wissens nicht 
im vollen Umfang zustimmen 
mag, wird sicher ihrem Zitat von 
Peter Massing (2004) zustimmen 
knnen: Sie [die Brger/-innen, 
M.  O.] mssen europische Poli-
tik nachvollziehen knnen und 
Europa als politisches System ver- 
stehen. Erst dann werden sie Par- 
tizipationsmglichkeiten nach-
haltig einfordern und treibende 
Kraft fr die Demokratisierung 
einer zunehmend transnationa-
len Europischen Union sein. 
(S. 148)

Rainer Gries

Forschungsgruppe Staatsprojekt Europa (Hrsg.): Die EU in der Krise: zwischen autoritrem Etatismus 
und europischem Frhling  Mnster 2012, Westflisches Dampfboot, 165 Seiten

Der Sammelband der Assozia-
tion fr kritische Gesellschafts-
forschung (AkG) dokumentiert 
die Themen und Diskussionen 
einer Tagung im Herbst 2011 in 
Frankfurt am Main zur Krise der 
Europischen Union. Die Beitrge 
bieten eine gesellschaftskritische 
Auseinandersetzung mit dem 
Projekt Europa. Viele Jahre galt 
Europa linksliberalen und sozial-

demokratischen Proeuropern_
innen als Erfolgsgeschichte: Sie 
sahen die EU als Wegbereiterin 
des Friedens. (...) Im Jahr 2011 
wurden diese Trume auf bitte-
re Weise widerlegt. (...) Die Do- 
minanz des Neoliberalismus ist  
in den Institutionen der EU tief 
verankert. (...) Der geplante au- 
toritr-neoliberale Umbau der 
EU droht die berreste libera-

ler und sozialer Demokratie in 
Europa abzuschaffen. (...) Die 
aktuelle Entwicklung rckt ein 
handlungsfhiges, demokratisch 
legitimiertes Europa, wie es Ha-
bermas vorschwebt, in weite 
Ferne. (S. 7 f.)  So beschrei- 
ben die Herausgeber die von  
ihnen erkannte Ausgangslage, 
die in sieben Beitrgen unter-
sucht wird.
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Der Band liefert  im Kontrast 
oder als Ergnzung  den in der 
politischen Bildung Ttigen gute 
Anreize und Anregungen zu einer 
gesellschaftskritischen Auseinan-
dersetzung mit Entwicklungen in 
der EU. Die Praktiker/-innen der 
politischen Bildung kennen den 
schwierigen Zugang, den Teil-
nehmende zum Themenbereich 
Europische Union (EU) haben: 
Die EU ist fr die europische 
ffentlichkeit ein sehr fernes, sehr 
undurchsichtiges Europisches 
Haus. Verstrkt durch die medi-
ale Vermittlung und Zuspitzung 
auf Krisen gewinnt die EU eher 
etwas Bengstigendes und Be-
drohliches. 

Die Aufnahme des Hinweises auf 
den europischen Frhling im 
Titel, wohl in Anlehnung an den 
arabischen Frhling formuliert, 
weckt vorschnell Erwartungen oder 
Hoffnungen auf Lsungen. Den-
noch sind angesichts der Krise auch 
des politischen Integrationsprozes-
ses, des wahrgenommenen Legiti-
mationsverlustes der europischen 
Institutionen und des Fehlens neu-
er populrer europischer Projek-
te die dargestellten Politik- und 
Strategievorschlge und ihre Ver-
bindung mit Untersttzergruppen 
interessant.

Im Mittelpunkt stehen fr die 
Autorin und Autoren des ersten 
Grundsatzbeitrags  Sonja Bu-
ckel, Fabian Georgi, John Kann-
ankulam und Jens Wissel  jedoch 
die europischen Krisen, deren 
tiefere Ursachen ausgehend von 
einem neogramscianischen An-
satz analysiert werden. In ihrem 
Beitrag mit dem Titel: ... wenn 
das Alte nicht stirbt und das 
Neue nicht zur Welt kommen 
kann. Krfteverhltnisse in der 
europischen Krise schreiben 
sie: Mit Gramci geht es uns dar-

um, die handelnden Krfte einer 
bestimmten historischen Epoche 
zu analysieren und ihr Verhltnis 
untereinander zu bestimmen. Da- 
bei lsst sich zeigen, dass die Krise 
des Neoliberalismus mageblich 
in dem Auseinanderfallen der 
neoliberalen Akteurskonstella- 
tion zum Ausdruck kommt. 
(S. 13) Sie identifizieren fnf He-
gemonieprojekte in der Krise: das 
neoliberale, das national-soziale, 
das national-konservative, das 
proeuropisch-soziale und das 
linksliberal-alternative Hegemo-
nieprojekt.

Die Autoren nehmen die Kritik 
auf, das aktuelle Europa werde  
auf die konomie reduziert, mit  
einer schwachen verfassungs-
rechtlichen und demokratischen  
Basis ohne politisches Bewusst- 
sein. Das Fehlen einer euro- 
pischen Zivilgesellschaft mache 
die Europische Union zudem 
besonders anfllig fr wirtschaft-
liche Krisen, weil sie kaum eine 
andere Legitimittsquelle besit-
ze. In der demokratischen Fra-
ge laufen tatschlich die unter-
schiedlichen Strnge alternativer 
Projekte zusammen. Sie muss ge- 
wissermaen der Ausgangspunkt 
fr eine Auseinandersetzung mit 
der Krise (...) sein. Voraussetzung 
hierfr wre eine grundlegende 
Demokratisierung der Struktur 
der EU. (S. 44)

Im zweiten zentralen Beitrag  
von Lukas Oberndorfer Hege- 
moniekrise in Europa  Auf dem  
Weg zu einem autoritren Wett- 
bewerbsetatismus? wird eine 
weitere Verschrfung der Krise 
in der EU konstatiert: Durch die 
Krise nimmt die Zustimmung der 
Bevlkerung stark ab, das neo-
liberale Projekt knne weniger 
auf Konsens bauen, staatliche 
Zwangsmittel kmen strker zum 

Einsatz. Strenge Sparpolitiken 
wrden von oben verordnet, die 
Rechte der nationalen Parlamen-
te werden faktisch eingeschrnkt, 
wichtige Entscheidungskompe-
tenzen werden auf demokratisch 
kaum legitimierte Institutionen 
wie Europische Zentralbank, 
Internationaler Whrungsfonds 
und EU-Kommission verscho-
ben. All diese Verschiebungen 
gehen schlielich mit einer Ent-
wertung jener politischen Ter-
rains einher, in denen die For-
derungen der Subalternen noch 
einen vergleichsweise gnstigen 
Resonanzraum finden. Parla-
mente und die Parteien an der 
Macht sind kaum noch mehr als 
Orte, in denen (...) die Program-
mierungen des Europischen 
Staatsapparate-Ensembles, deren 
Teil die Exekutiven der national-
staatlichen Mastabsebene sind, 
mit dem Schein reprsentativ-
demokratischer Legitimitt verse-
hen werden. (S. 68)

Zusammen mit den weiteren Bei- 
trgen, wie z. B. This is not Eu-
rope! Reconstructing Schengen 
von Bernd Kasparek und Vassilis 
S. Tsianos oder Fortbestand der 
Kritik: Krise und Protestbewe-
gung in Spanien von Jose Ma-
nuel Romero Cuevas, bietet der 
Sammelband auch fr die poli-
tische Bildung sowohl Einblicke 
in die politischen Einfluss- und 
Machtverhltnisse in Europa (Pia  
Eberhardt: Lobbyismus und eu- 
ropische Postdemokratie  Ein-
blick in den EU-Staats-Zivilgesell-
schafts-Komplex im Kontext der 
Krise) als auch in die tiefe Ver- 
ankerung neoliberaler Politik in 
den EU-Institutionen. Die Beitr- 
ge bieten eine sehr interessante 
Ergnzung zu anderen europa-
politischen Erklrungsanstzen.

Rainer Gries
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Hedwig Richter/Ralf Richter: Die Gastarbeiter-Welt. Leben zwischen Palermo und Wolfsburg   
Paderborn 2012, Verlag Ferdinand Schningh, 284 Seiten

Die beiden Historiker betonen in  
ihrer Darstellung zunchst die 
Einzigartigkeit der Beziehungen 
zwischen dem VW-Konzern und 
den von ihm beschftigten Itali-
enern, wobei sie auf historische 
Implikationen (Italienische VW-
Zwangsarbeiter whrend des 
2. Weltkriegs) sowie die recht 
frhe Initiative der VW-Fhrung 
fr den Einsatz von italienischen 
Arbeitsmigranten abheben. Im- 
merhin handelte es sich seit 
dem Jahr 1962 um geschtzte 
60.000  Italiener/-innen, die im 
Lauf der Jahrzehnte ihrer Arbeit 
bei VW Wolfsburg nachgingen. 
Das Gros dieser Menschen ist 
im Laufe der Jahre in ihre Hei-
mat zurckgekehrt, heute leben 
etwa 5.300 Italiener/-innen (mit 
Nachkommen) unter insgesamt 
120.000 Wolfsburgern. 

Bereits in der Einleitung wird her-
vorgehoben, dass das Phnomen 
der Re-Emigration in der bishe- 
rigen Migrationsforschung ver- 
nachlssigt wurde und dass im 
Laufe der Jahre der sogenannte 
Opfer-Plot zur Meistererzhlung 
wurde, also die Darstellung des 
Protests der Migranten und ihr 
Kampf um eine (bessere) Inte-
gration in die deutsche Gesell-
schaft. Diese auf Viktimisierung 
aufbauende Erzhlung, bei der 
Volkswagen zum Prototyp gert, 
wird in der vorliegenden Arbeit 
hinterfragt. Dabei konzentrie-
ren sich die Autoren auf die Un-
ternehmensgeschichte von VW, 
stellen die ihrer Auffassung nach 
normativ geprgte Debatte um 
die Arbeitsmigration (Kapitalis-
muskritik, mangelnde Integrati-
onsbereitschaft der Mehrheits-
gesellschaft) zugunsten einer 
Historisierung der Problematik 
in Frage. Sie bemhen sich, die 
Lebenswelt der italienischen Ar-
beitsmigranten, ihren Lebens-

entwurf, in den Mittelpunkt ih- 
rer Analyse zu stellen. Die These  
lautet: Die Mehrheit der Italie- 
ner/-innen organisierte sich in Pa- 
rallelstrukturen, pflegte die Kon-
takte zur alten Heimat, lernte 
selten Deutsch und nahm mut-
tersprachliche kirchliche Ange-
bote wahr, whrend sie deutsche 
Weiterbildungsangebote weitge-
hend mied. Dadurch verpassten 
die Migrantinnen und Migran-
ten den sich von den 1960er auf 
die1970er Jahre in der westdeut-
schen Gesellschaft vollziehenden  
Umbruch von materiellen zu 
immateriellen Werten: Die iso- 
lierten Arbeitsmigranten trum- 
ten den agrarisch-kollektiven 
Traum von einem Familienleben 
ohne Armut. Sie blieben dem 
zweiten Sektor und dem Band 
treu und sorgten sich wenig um 
die Bildung ihrer Kinder. Es wird 
also die weiter reichende, durch-
aus kontroverse Hypothese auf-
gestellt, dass sich die Arbeitsmi-
gration als Wandlungsblockade 
erwiesen habe, nicht zuletzt we-
gen der Selbst-Separierung der 
Migranten von der Aufnahme-
gesellschaft. Insofern habe sich 
nur fr eine kleine Elite, die die 
deutsche Sprache erlernte und 
sich sowohl betrieblich als auch 
zivilgesellschaftlich engagierte, 
der Weg in die deutsche Aufnah-
megesellschaft erffnet. In einer 
weiteren Hypothese gehen Rich-
ter und Richter davon aus, dass es 
der Einfluss von katholischer Kir-
che und Religion war, der dafr 
sorgte, dass sich die Masse der 
italienischen Arbeitsmigranten 
nicht an der Skularisierung und 
Demokratisierung, am neuen 
Konsum- und Freizeitverhalten 
und der Individualisierung der 
Aufnahmegesellschaft beteiligte. 
Schlielich wird in ihrer letzten 
Hypothese die von der kritischen 
Migrationsforschung hufig auf- 

geworfene Frage problemati-
siert, warum sich Deutschland 
nicht schon frher zum Einwan-
derungsland erklrte und warum 
sich Integration nicht schneller 
vollzog. Die These von der Integ-
rationsfeindlichkeit deutscher Po-
litik wird von den Autoren relati-
viert und in Frage gestellt, indem 
sie versuchen nachzuweisen, dass 
die Migranten selbst kein Interes-
se an Integration gezeigt htten. 

Die Arbeit fut auf einer reichen 
Quellenbasis (Unternehmensar-
chiv der Volkswagen AG, Stadt-
archiv Wolfsburg, Akten des 
Hauptstaatsarchivs Hannover, be- 
sonders im Hinblick auf die wil-
den Streiks der Italiener 1962) 
sowie auf Interviews mit in Wolfs-
burg verbliebenen Italienern so- 
wie mit Italien-Rckkehrern, de- 
ren Aussagen sich stark von de-
nen ihrer in Deutschland ver-
bliebenen Kollegen unterschei-
den, vor allem im Hinblick auf 
den sogenannten Opfer-Diskurs. 
Insgesamt handelt es sich um 
20  Interviews, darunter acht, die 
mit Rckkehrern durchgefhrt 
wurden. In ihrer Argumentation, 
die den Opfer-Diskurs in Frage 
stellt, berufen sich die Autoren 
fast ausschlielich auf deren Aus-
sagen, was als Verfahren etwas 
fraglich erscheint, zumal die Aus-
sagen der Rckkehrer nicht hin-
terfragt werden, sondern als Fak-
tenbelege fr die eigenen These 
benutzt werden (vgl. auch die Re-
zension von Jenny Pleinen: http://
hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/
rezensionen/2013-1-121). Dabei 
handelt es sich bei den Interviews 
mit einstigen Arbeitsmigranten 
um eine komplexe Quellenart, 
denn, ob sich ein Emigrant oder 
Rckkehrer als Opfer betrachtet 
und dieser Selbstviktimisierung 
Ausdruck verleiht, ist Bestandteil 
einer subjektiv empfundenen und 
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kommentierten Lebensleistung 
und Selbstvergewisserung, die ei- 
ner auf Objektivitt zielenden 
Analyse von Lebensentwrfen 
und deren Umsetzung durchaus 
nicht entsprechen muss. Aus die-
sen Einzelaussagen weitreichen-
de Verallgemeinerungen abzu-
leiten, erweist sich demnach als 
nicht ganz unproblematisch.

Unabhngig davon weisen die 
Autoren allerdings berzeugend 
nach, dass sich die Lebenswelten  
und -ziele der italienischen Ar-
beitsmigranten bei VW Wolfs-
burg stark von denen ihrer deut- 
schen Kollegen unterschieden. Al-
leine die Tatsache, dass die meis-
ten in ihre Heimat zurckkehren 
und bei VW mglichst viel Geld 
verdienen wollten, also gerne 
berstunden und Sonderschich-
ten wahrnahmen, belegt, dass 
sie ihren Aufenthalt in der Auto-
stadt in der Regel als (zuweilen 
langjhriges) Provisorium verstan-
den. Insofern blieb ihre Integrati-
onsbereitschaft im Groen und 
Ganzen auf ihre betrieblichen und 
sozialen Interessen beschrnkt. 
Die geschlossene Wohnweise in 
Italiener-Siedlungen sorgte zu-
dem dafr, dass es nur zu einem 
eingeschrnkten Austausch mit 
der Mehrheitsgesellschaft kom-
men konnte. Deren Bereitschaft, 
die Arbeitsmigranten und ihre 
provisorische Lebensweise zu 
akzeptieren, hielt sich ebenfalls 
in Grenzen. Insofern war es si-
cherlich nicht nur das Gros der 
Arbeitsmigranten, das an kei-
ner dauerhaften Integration in 
Deutschland interessiert war, 
sondern ebenfalls ihre deutsche 
Umgebung, die wiederum ihre ei-

genen Interessen vertrat: das VW- 
Werk, das in einer bestimmten 
Periode hnderingend nach aus- 
lndischen Arbeitskrften such-
te, um deren Stellen dann wie-
der bevorzugt abzubauen, wenn 
die Konjunktur schwchelte (die  
These von der Funktion ausln- 
discher Arbeitskrfte als Kon- 
junkturpuffer wird von den Au-
toren nicht eindeutig widerlegt); 
die deutschen Kollegen, die die 
Italiener nicht selten als eine 
von der VW-Fhrung bevorzug-
te Konkurrenz von billigen und 
willigen Malochern mit niedri-
gem Organisationsgrad betrach-
tete (die Angst um deutsche 
Arbeitspltze ging damals schon 
um) und schlielich die deutsche 
Politik auf Kommunal-, Landes- 
und Bundesebene, die immer wie-
der davor mahnte, den Zustrom 
auslndischer Arbeitskrfte unter 
Kontrolle zu halten und  wenn 
ntig  zu drosseln. Daran hat 
sich bis heute im Wesentlichen 
nicht so viel gendert, sieht man 
einmal davon ab, dass sich die 
Bundesrepublik inzwischen no- 
lens volens zum Einwanderungs-
land erklrt hat.

Bercksichtigt man die oben 
kurz skizzierten Interessenlagen 
beider Seiten, so kann nicht die 
Rede davon sein, dass man auf 
deutscher Seite  in Wolfsburg 
oder anderswo in der Bundesre-
publik  an einer lngerfristigen 
Integration auslndischer Ar-
beitsmigranten interessiert war. 
Daran ndert auch die in Die 
Gastarbeiter-Welt gut belegte 
Tatsache nichts, dass der VW-
Konzern im Unterschied zu an-
deren (mittleren) Industriebetrie-

ben und groen Autobauern in 
der Bundesrepublik (Ford-Werke 
Kln!) fr seine italienischen 
Mitarbeiter und die spter ge-
schaffene italienische Stammbe- 
legschaft (nachdem man aus dem 
betriebswirtschaftlichen Fiasko 
des Rotationsmodells die Kon-
sequenzen gezogen hatte) ver-
gleichsweise gute Arbeits- und 
Wohnbedingungen schuf und 
auch in Krisenjahren bemht 
blieb, das Ausma an betriebsbe-
dingten Kndigungen auch fr 
die Italiener/-innen in einem so-
zial vertretbaren Rahmen zu hal-
ten. Insofern scheint das Fazit der 
Autoren etwas zu kurz zu grei-
fen, dass es lediglich die italieni-
schen Arbeitsmigranten waren, 
die durch ihre Lebensplanung fr 
eine Entwicklungsblockade sorg- 
ten. Denn auch diejenigen von 
ihnen, die sich dauerhaft in 
Deutschland ansiedelten und hier  
ihre Familien grndeten, wurden 
von den meisten Vertretern der 
Mehrheitsgesellschaft  inklusive 
der politischen und wirtschaftli-
chen Eliten sowie des deutschen 
Behrdenapparats  bis spt in  
die 1980er Jahre in erster Linie  
als Gastarbeiter und erst viel 
spter jovial wohlwollend als 
Mitbrger/-in wahrgenommen.  
Dass sich etliche von ihnen in 
spteren Jahren und unter ver- 
nderten gesellschaftlichen Be-
dingungen dem in der deutschen 
Migrationsforschung vielleicht et-
was zu stark herausgearbeiteten 
und pointierten Opfer-Diskurs an- 
schlossen, braucht deshalb nicht 
zu verwundern. 

Zbigniew Wilkiewicz
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Marcus Llanque: Geschichte der politischen Ideen. Von der Antike bis zur Gegenwart  Mnchen 2012, 
Verlag C.H. Beck, 128 Seiten

An Einfhrungen in die Geschich-
te der politischen Ideen besteht 
mit Sicherheit kein Mangel in der 
Fachliteratur. Dementsprechend 
muss sich jede neue Publikation 
in diesem Bereich die Frage nach 
ihrem Mehrwert fr die Leser/ 
-innen stellen lassen.

Die von Marcus Llanque, der an 
der Universitt Augsburg poli-
tische Theorie lehrt, verfasste 
Schrift fllt allein schon durch 
ihren Umfang auf. Auf Grund 
einer reihenbedingten Begren-
zung (C.H. Beck Wissen) ist sie 
mit ihren insgesamt 128 Seiten 
im direkten Vergleich zu man-
chen teilweise mehrbndigen 
Klassikern der Disziplin recht 
berschaubar ausgefallen. Und 
doch gelingt es Llanque trotz 
dieser Verlagsvorgabe eine ber- 
zeugende Einfhrung in das The-
ma vorzulegen. Insbesondere das 
von ihm gewhlte Verfahren das 
ideengeschichtliche Material von 
der Antike bis zur Gegenwart 
nach Autorenpaaren zu organi-
sieren, zeichnet sich als gelun-
gener Kunstgriff aus. Als Aus-
wahlkriterium fr die jeweiligen 
Paare gilt, dass diese entweder 
unmittelbar aufeinander Bezug 
nehmen, einander kritisieren und  
voneinander abweichende The-

orien aufstellen oder aber die 
Bandbreite der Theoriearbeit 
einer Epoche reprsentieren. 
(S. 11) So fllt nach einleitenden 
berlegungen zur Funktion der 
politischen Ideengeschichte die 
Wahl zum Beispiel auf groe po-
litische Denkerpaare wie Platon 
und Aristoteles, Thomas Morus 
und Niccol Machiavelli, Thomas 
Hobbes und John Locke, G.F.W. 
Hegel und Karl Marx oder Max 
Weber und John Dewey. 

Die Aufarbeitung von Ideenge-
schichte als eine fortwhrende 
Konkurrenz von Theorien (S. 11) 
erweist sich bei Llanque durch die 
Textnhe seines Verfahrens als 
eine ertragreiche und spannende 
aber an keiner Stelle berladene 
Form der Darstellung. Sie fokus-
siert vertraute politische Begriffe 
im Lichte mglicher alternativer 
Interpretationen und schrft so 
die Urteilskraft. Allein das letz-
te Kapitel ber die Gegenwart 
weicht aus nachvollziehbaren 
Grnden vom bewhrten Ver-
fahren ab und kontrastiert kein 
Autorenpaar, sondern stellt aus-
gehend von der Allgemeinen 
Erklrung der Menschenrechte 
im Jahr 1948 die Menschenrechts- 
idee in den Mittelpunkt der Dis-
kussion. 

Auf der Ebene der Stilistik ist er- 
whnenswert, dass sich der Gang 
durch die verschiedenen Epochen 
des politischen Denkens durch 
einen gut lesbaren Schreibstil 
auszeichnet, der Informationen 
leicht und prgnant vermittelt. 
Gerade durch seine anschauli-
che Sprache ermglicht das Buch 
fachfremden Leserinnen und Le- 
sern einen ersten kompetenten 
Einstieg in diese Teildisziplin der  
Politikwissenschaft. Dabei wer-
den  und auch das ist eine 
Leistung des Autors  politische 
Ideen nicht ausschlielich als his-
torische Relikte errtert, sondern 
sie dienen dazu, dem Menschen 
inmitten der unberschaubaren 
Flle mglicher Auslegungen des 
Selbstverstndnisses und der dar-
an sinnvoll anschlieenden Hand-
lungsweisen eine gewisse Ori-
entierung zu vermitteln. (S.  9) 
Durchaus ein Verstndnis von 
politischer Ideengeschichte, das 
vielfltige Anknpfungspunkte 
fr eine politische Erwachsenen- 
bildung bietet, die sich auf histo- 
risch-reflektierter Grundlage dis-
kursiv mit den Zukunftsfragen 
der Politik befassen will.

Jens Korfkamp

Archiv der deutschen Jugendbewegung (Hrsg.): Historische Jugendforschung. Jahrbuch NF Band 8/2011. 
Jugendbewegung und Erwachsenenbildung  Schwalbach/Ts. 2012, Wochenschau Verlag, 429 Seiten

Es ist schon eine imponierende 
Reihe, die bisher im Rahmen der 
wissenschaftlichen Tagungen im 
Archiv der deutschen Jugendbe-
wegung vorgelegt worden ist. 
Immer wieder ist die historische 
Jugendforschung um neue Er-
kenntnisse und spannende An-
regungen zu unterschiedlichen 

Themen bereichert worden; ha-
ben neue Quellenstudien gezeigt, 
welche Schtze es in den Archi-
ven  insbesondere auch auf 
dem Ludwigstein  gibt. Das 
gilt auch fr den vorliegenden 
Band, der aus der Jahrestagung 
2011 mit dem Themenschwer-
punkt bzw. der Beziehungsge-

schichte Jugendbewegung und 
Erwachsenenbildung entstanden  
und von Paul Ciupke, Franz-Josef 
Jelich, Alfons Kenkmann und Bar-
bara Stambolis herausgegeben 
worden ist. 

Im Mittelpunkt der sechzehn Bei- 
trge stehen die Zeit der Weima- 
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rer Republik und die Nachkriegs-
zeit der Bundesrepublik mit ei- 
ner sich entwickelnden viel-
schichtigen und gerade auch 
jugendbewegten Volks- und 
Erwachsenenbildung. Viele Grn- 
dungen, konzeptionelle Entwick- 
lungen und Akteure der auer- 
schulischen Jugend- und Erwach-
senenbildung kommen in der 
Weimarer Republik und nach 
1945 aus der Jugendbewegung. 
Im Vorwort der Herausgeber 
heit es: Ihre Wirkungen auf 
dem weiten Feld der Erwachse-
nenbildung drften exemplarisch 
sein und sich auch in anderen 
Zusammenhngen besttigen las- 
sen. (S. 11) Angeboten wird denn  
auch ein buntes Panorama fr 
diesen Bildungssektor, das von 
reflektierten berblicksbeitrgen 
bis zu kleinen informativen Fall-
studien reicht. Letztere dominie-
ren den Band.

Paul Ciupke zeigt zunchst den  
Bogen der Beziehungsgeschich- 
te und verweist auf die Bedeu-
tung und Begrndung des Bil-
dungssektors durch Akteure  
Kinder des Brgertums  aus der 
Jugendbewegung in der Volks-
bildung der Weimarer Republik. 
Diese war zunchst ebenfalls eine 
Bewegung. Dann werden unter 
dem Stichwort Zugnge mit 
fnf Beitrgen konkrete Praxisbe-
reiche und Diskurse skizziert. Jens 
Wietschke zeigt am Beispiel der 
Sozialen Arbeitsgemeinschaft 
Berlin-Ost (SAG) die Aktivitten 
der bildungsbrgerlichen Volks- 
freundschaft (S. 38) zwischen 
1910 und 1930 mit all ihren Ambi-
valenzen. Diese auf Friedrich Sieg-
mund-Schultze zurckgehenden 
Aktivitten waren u. a. mit einem 
Konzept von Menschenfhrung 
durch persnliche Autoritt 
(S. 40) verbunden. Bernhard Scho- 
ig gibt Einblick in die studenti-
schen Arbeiter-Unterrichtskurse 
und weitere Aktivitten vor dem  
Ersten Weltkrieg, die von der 
freistudentischen Bewegung an- 

geboten wurden und die sich   
als Teil und Beitrag der Volks-
bildungsbildungsbewegung  in 
der Arbeiterbildung engagierten. 
Deren orientierende Leitwerte  
waren Soziales Prinzip und Neu- 
tralittsprinzip (S. 50). Norbert 
Reichling zeigt die jugendbe-
wegte Bildungsarbeit am Beispiel 
des Bundes im Ruhrgebiet und  
Friederike Hvelmans am Beispiel 
der Schsischen Jungenschaft die  
Grenzland- und Studienfahrten, 
bei denen die beiden Dimensio- 
nen Selbsterfahrung und Bil- 
dungsformate mit Elementen 
wie Fremdheit, Abenteuer, Spu-
rensuche, Lagerfeuer und Fahr-
tenberichte plastisch beschrieben  
werden. Der letzte Text in die-
sem Teil ist von Christian Nie-
meyer und befasst sich mit dem 
Bildungsverstndnis in der Ju-
gendbewegung. Er geht der Fra-
ge Bildung als Passion? nach, 
und er kommt mit Blick auf Nietz-
sche und die Meiner-Formel zu 
dem Fazit, Bildung als Passion 
als uneingelstes Projekt der 
Vergangenheit und als Aufgabe 
fr die Zukunft zu verstehen. 
(S. 104)

Mit der berschrift Personen, 
Institutionen, Bildungsanstze 
wird in acht Beitrgen exemp-
larisch deutlich, wie spannend 
und vielfltig in der Weimarer 
Republik der Zusammenhang von 
Jugendbewegung und Erwachse-
nenbildung gewesen ist. Ullrich 
Amlung zeigt die Netzwerke am 
Beispiel von Adolf Reichwein und 
Heinz Schernikau skizziert des-
sen Volksbildungsarbeit in der 
Denktradition von Paul Natorp. 
Die Sozialgymnastik in Schwarz-
erden (Gersfeld) ist fr Henriette 
Schmitz ein lebensreformerisches 
Projekt, bei dem eine spezifi-
sche Gymnastikform entwickelt 
wurde, die vornehmlich fr den 
gesunden Krper Bedeutung hat- 
te. (S. 151) Die weiteren Texte  
befassen sich mit Martin Buber  
(Jan Woppowa), Hermann Schafft  

(Lukas Mller), Carola Rosenberg  
Blum (Monika Kil) und Walter 
Dirks (Franz-Josef Jelich). Deren  
Herkunft aus der Jugendbewe- 
gung, Wirken fr die und in der  
Erwachsenenbildung sowie als  
dialogisch orientierte Pdagogin- 
nen und Pdagogen zeigen an-
schaulich, welche Prgekraft und  
Inspiration von ihnen ausgegan- 
gen ist. Das gilt auch fr das Bo-
berhaus  eine von der Schlesi-
schen Jungmannschaft 1926 ge- 
grndete Bildungssttte  in L- 
wenberg (Gerhard Schll) mit sei-
nen vielfltigen Arbeitsfeldern,  
experimentellen Arbeitslagern  
und seiner Auslandsarbeit, seinen 
Akteuren wie Eugen Rosenstock-
Huessy, Helmut von Moltke, 
Adolf Reichwein, Hans Demel 
oder Hans Raupach und Martin 
Greiff.

Der inhaltliche Schwerpunkt wird  
mit Beitrgen zu Sttten jugend- 
bewegter Erwachsenenbildung  
in der Weimarer Republik (Paul 
Ciupke) und Wiederanknp- 
fungsversuchen nach 1945 abge-
schlossen. Der erste Beitrag zeigt 
die Bedeutung der Abend- und 
Heimvolkshochschulen, aber auch 
der Jugendburgen, der Land-
schaft oder des Klassenzimmers 
am Strand als jugendbewegte 
geistige, gestaltende und krper- 
liche Lernorte. Das lngere Zeit- 
zeugengesprch (S. 248-297) mit  
Gertrud Hardtmann, Adolf Brock,  
Hermann Giesecke, Urs Mller-
Plantenberg und Johannes Wein- 
berg (Barbara Stambolis, Paul  
Ciupke) ist mit der berschrift 
Politisch engagierte Skeptiker 
versehen. In ihm werden unter-
schiedliche lebensgeschichtliche 
Erfahrungen und Lebenswege, 
mentale Prgungen und berufs-
biografische Wege von Personen 
deutlich, die aus der Jugendbe-
wegung kommen und erwachsen-
bildnerische Ambitionen hatten. 
Es sind subjektive Selbstzeugnisse 
und Reflexionen von Vertretern 
einer Generation, die einladen 
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zum Mitdenken und die man mit 
Gewinn liest; die zugleich erneut 
belegen, welche erinnerungspoli-
tische und pdagogische Bedeu-
tung solche Zeitzeugengesprche 
haben.

Es folgen noch ein weiterer Bei- 
trag zu jugendbewegten Lebens- 
lufen am Beispiel der sozialde- 
mokratisch-reformpdagogisch 
orientierten Kinderfreunde in 
Hannover (Kay Schweigmann-
Geve) und zwei Werkstattberich- 
te zu Bernhard Uffrechts reform- 
pdagogischem Schulmodell, sei-

ner Idee der freien Schule (Hend-
rik Baumbach, Catharina Schmitt, 
David Zindel); dann ein Beitrag zur 
sthetik und Rezeption von Hugo 
Hppeners Fidus als Erzieher 
(Malte Lorenzen). Das Jahrbuch 
schliet wie immer ab mit zahlrei-
chen Rezensionen und einem Be-
richt aus der Arbeit des Archivs.

Die Beitrge sind durchweg infor-
mativ, und mit der Auswertung 
von neuen historischen Quellen 
ermglichen sie erweiterte Blicke  
in eine spannende Entwicklungs-
zeit der Erwachsenenbildung und  

deren Verwobenheit mit der Ju- 
gendbewegung. Sie reflektieren  
zugleich kritisch den Zeitgeist und 
die in dem jeweiligen Denken, 
den Projekten und Aktivitten 
angelegten Potentiale, Ambiva-
lenzen und Grenzen. Es ist ein le-
senswertes Buch zur historischen 
Vergewisserung der Erwachse-
nenbildung, das einldt in die 
bunte Welt von zeitbezogenen 
Denktraditionen und konzeptio-
nellen berlegungen, von Praxis-
beispielen und Akteuren.

Benno Hafeneger

Ann-Kathrin Thomm: Alte Jugendbewegung, neue Demokratie. Der Freideutsche Kreis Hamburg in der 
frhen Bundesrepublik Deutschland (Edition Archiv der deutschen Jugendbewegung, Band. 16)   
Schwalbach/Ts. 2010, Wochenschau Verlag, 414 Seiten

Die Frage, inwieweit nach 1945 
(ehemalige) Nationalsozialisten 
und nationalsozialistisches Ge-
dankengut fortgewirkt haben, ist 
(erst?) in den letzten 20 Jahren 
verstrkt zu einem Inhalt der For-
schung geworden. Zwar wurden 
alle nationalsozialistischen Orga- 
nisationen 1945 von den Alliier- 
ten aufgelst und belastete Per-
sonen aus fhrenden Positionen 
entfernt. Im Rahmen der Entnazi- 
fizierung sollte berprft werden, 
wer noch in welchen Funktionen 
verbleiben konnte. Freilich: Man-
cher wurde wegen seiner fachli-
chen Kompetenz weiter bentigt 
und viele der alten Seilschaften 
trugen dazu bei, dass schon bald 
wieder an vielen Stellen belastete 
Personen saen. Eine Untersu-
chung ber das Bundesministeri-
um der Justiz hat beispielsweise 
vor kurzem ergeben, dass dort bis 
in die 60er Jahre hinein alle Ab-
teilungsleiterposten von ehema-
ligen NSDAP-Mitgliedern besetzt 
waren.

Auch inhaltlich-ideologisch fand 
1945 nicht die totale Wende statt:  
Zwar war die Verbreitung natio-

nalsozialistischer Ideen und Texte  
verboten, aber viele dahinter ste- 
hende oder nahestehende Ideo- 
logien beherrschten weiterhin die  
Diskussionen, begnstigt nicht 
zuletzt durch den Kalten Krieg. 
Der erste deutliche politische 
Machtwechsel 1969 bedeutet 
zwar keine Zsur, aber doch si-
cher einen Markierungspunkt in 
dieser Entwicklung. Viele Deut-
sche der lteren Generation ka-
men, wenn berhaupt, erst im 
Lauf der 50er oder sogar der 60er 
Jahre ganz in der Demokratie an.

Einen interessanten Teilaspekt 
dieser Entwicklung greift die 
Dissertation von Ann-Kathrin 
Thomm ber den Freideutschen 
Kreis in Hamburg in den Jahren 
ab 1947 auf, ein Zusammen-
schluss von Mitgliedern der ehe-
maligen Bndischen Jugend, die 
aus der (Wandervogel-)Jugend-
bewegung nach dem Ersten Welt-
krieg entstanden war und deren 
Organisationen (Bnde) 1933 
durch die Nazis verboten oder 
aufgelst wurden. Von vielen 
Autoren wurde aber auch dieser 
Bndischen Jugend vorgeworfen, 

dass sie durch ihre Aktivitten 
und Ideologien zum Aufstieg des 
Nationalsozialismus beigetragen 
htte oder sogar Vorlufer gewe-
sen sei. 

Letzterer Sichtweise schliet sich 
die Autorin so nicht an. Sie sieht 
eher Affinitten zwischen der 
Bndischen Jugend und dem Na-
tionalsozialismus, beispielsweise 
in einem sehr stark betonten Ge-
meinschaftsdenken (das sie in Ver-
bindung mit der Idee der Volks-
gemeinschaft der Nazis setzt), 
Skepsis gegenber der (Weima-
rer) Demokratie und den politi-
schen Parteien und  jedenfalls 
bei Teilen  auch in einer Sehn-
sucht nach der Wiederherstel-
lung nationaler Gre. Andere 
Autoren stellen als gemeinsame 
oder verbindende Idee noch das 
Fhrerprinzip heraus. Thomm 
differenziert hier insofern, als das 
Fhrer-Gefolgschaftsprinzip zwar 
fr den Nationalsozialismus wie 
fr die Bndische Jugend wichtig 
gewesen sei. Bei den Nazis seien 
Fhrer jedoch von oben einge-
setzt worden, in den Gruppen der  
Bndischen Jugend htten sich 
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aber die Mitglieder fr eine be-
stimmte Person ausgesprochen 
bzw. auf sie geeinigt. 

Viele Autoren, die selbst der 
Bndischen Jugend angehrten, 
haben demgegenber betont, 
dass gerade die Sozialisation in 
diesen Gruppen sie vielfach in ih-
rer Ablehnung des Nationalsozia-
lismus untersttzt und gefestigt 
habe. Dies sieht die Autorin nicht 
so. In einer peniblen Recherche 
hat sie Lebenslufe und vor allem 
Biografien zahlreicher Mitglie-
der des Freideutschen Kreises in 
Hamburg whrend des Dritten 
Reiches untersucht und dabei 
festgestellt, dass kaum jemand 
erkennbar in Abstand zum Na-
tionalsozialismus gegangen ist, 
in den Widerstand oder verfolgt 
wurde. Die Mehrheit konnte 
ihre berufliche und/oder soziale 
Karriere fortsetzen, viele waren 
Mitglied in der NSDAP oder an-
deren Naziorganisationen, zum 
Teil sogar mit herausgehobenen 
Funktionen. Bei den meisten gab 
es ihren Recherchen zufolge1933 
keine klare Zsur, aber auch nicht 
1945  es geht irgendwie weiter, 
aber ndert sich doch. 

Im Gegensatz zur Weimarer Zeit 
habe man den neu entstandenen 
Staat Bundesrepublik durchaus 
untersttzt, aber nach wie vor 
htten viele ein eher distanzier-
tes Verhltnis zur Demokratie, 

wie sie sich in der Bundesrepublik 
etablierte, und zum Parteienstaat 
gehabt. Erst im Laufe der 60er 
Jahre sei diese Distanz einer doch 
immer strkeren Bejahung und 
Integration gewichen. Dies wird 
insbesondere an den inhaltlichen 
Schwerpunkten deutlich, die sie 
ausfhrlich dokumentiert.

Auch das umfangreiche Materi-
al, das sie ber typische Biogra-
fien zusammengetragen hat, ist  
interessant zu lesen und ihre Ge- 
samtschlsse sind durchaus nach-
vollziehbar, wenn auch sicher im  
einen oder anderen Fall eine 
differenziertere Sichtweise an-
gebracht wre  die nackten 
Angaben aus den Entnazifizie-
rungsakten, dem Berlin Docu-
ment Center oder anderen Unter-
lagen sind vielfach nur begrenzt 
aussagekrftig. Fr die Arbeit 
wre es sicher hilfreich gewesen, 
wenn sie durch einige Interviews 
vertieft worden wre  dazu war 
aber zum Zeitpunkt, als sie erstellt 
wurde, kaum noch Gelegenheit.

Deutlich wird aber eine Proble-
matik, die von der Autorin ange- 
sprochen wird: die Tendenz fast 
aller Mitglieder des Freideutschen  
Kreises und der Institution als 
Ganzes, die Vergangenheit zu be- 
schnigen und wenig bis keine 
selbstkritischen Bemerkungen zu-
zulassen oder zu tun. Sie schildert 
sogar die Auseinandersetzungen, 

die es gab, als in den Anfangsjah-
ren der damalige Vorsitzende in 
diese Richtung vorzustoen ver-
suchte und scheiterte.

Insgesamt ist es ein lesenswertes 
Buch zu diesen gesellschaftlichen 
Prozessen der Nachkriegsjahre 
insgesamt, wenn auch manch-
mal eine etwas differenziertere 
Sichtweise wnschenswert wre. 
Vermutlich sind die spezifischen 
Erfahrungen  auch mit Blick auf 
die Zusammensetzung des Krei-
ses in Hamburg  nur bedingt auf 
die Bundesebene bertragbar.

Interessant ist das Buch auch im  
Hinblick auf das Thema Entna- 
zifizierung, die ja in der Regel 
eher ein Verwaltungsakt, keine 
inhaltliche Auseinandersetzung 
mit der (eigenen) Vergangenheit 
war, zumal es oft um bloe Excul-
pierung ging.

In AdB-Zusammenhngen wren  
noch die Verbindungen der Frei- 
deutschen zu den frh gegrn- 
deten Bildungssttten der Nach-
kriegszeit interessant  es gehrt 
nicht zum Gegenstand dieser 
Untersuchung, aber an anderen 
Stellen gibt es viele einzelne Hin-
weise dazu. Dem einmal umfas-
sender nachzugehen, knnte ein 
spannendes Thema sein.

Gerhard Schll

Eike Rsch/Kathrin Demmler/Elisabeth Jcklein-Kreis/Tobias Albers-Heinemann (Hrsg.): Medienpdagogik 
Praxis Handbuch. Grundlagen, Anregungen und Konzepte fr aktive Medienarbeit  Mnchen 2012, 
kopaed, 415 Seiten
Anja Hartung/Achim Lauber/Wolfgang Reimann (Hrsg.): Das handelnde Subjekt und die Medien- 
pdagogik. Festschrift fr Bernd Schorb  Mnchen 2013, kopaed, 388 Seiten

Medienpdagogik und politische 
Bildung bearbeiten heute  trotz 
ihrer eigenstndigen Aufgaben 
und Traditionen  ein gemeinsa-
mes Feld, nmlich die Medienge-
sellschaft oder die Mediokratie 

(Thomas Meyer), also die moder-
ne Realitt eines medial vermit-
telten und auf weite Strecken 
von der Medienlogik geprgten 
politischen Geschehens. Die An-
eignung von Medienkompetenz 

ist angesichts dieser gesellschaft-
lichen Entwicklung zu einem 
vorrangigen Anliegen politischer 
Bildung geworden. Dabei kommt 
besonders die auerschulische 
Szene mit ihren aktivierenden, 
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produkt- und praxisorientierten 
Mglichkeiten zum Zuge. Von 
Seiten der Politikdidaktik haben 
vor einigen Jahren Anja Besand 
und Wolfgang Sander mit ihrem 
Handbuch Medien in der poli- 
tischen Bildung (Schwalbach/Ts. 
2010) die Chancen und Perspek-
tiven dieser Aufgabe diskutiert, 
wobei sie einen weiten Medien-
begriff zu Grunde legten. Von 
Seiten der Medienpdagogik ist 
besonders die publizistische und 
wissenschaftliche Ttigkeit des 
Instituts fr Medienpdagogik 
in Forschung und Praxis (JFF) zu 
nennen, das seine Arbeitsergeb-
nisse regelmig im Mnchner 
kopaed-Verlag verffentlicht. 
Dazu gehren auch die beiden 
neuen Sammelbnde, die hier 
vorgestellt werden.

Erstens handelt es sich um das  
Praxishandbuch der Medienpda- 
gogen Eike Rsch (Institut fr Me- 
dienpdagogik, JFF, Rheinland-
Pfalz), Kathrin Demmler (seit 2010 
im Direktorium des JFF), Elisabeth 
Jcklein-Kreis (JFF) und Tobias 
Albers-Heinemann (Evangelische 
Medienarbeit). Das Buch ist aber 
nur Teil eines greren Vorha-
bens, das darauf zielt, gelungene 
Projekte der Medienpdagogik 
aus dem deutschsprachigen Raum  
zu bndeln und einer mglichst 
breiten ffentlichkeit  elektro- 
nisch und im Printmedium  zu- 
gnglich zu machen. Im Buch fin- 
den sich rund 100 erprobte und 
bertragbare Konzepte zu den 
Abteilungen Foto, Audio, Video,  
Web, Mobile (Handys etc.), 
Games und Quer (Experimentel-
les und Multimediales). Weitere 
Beispiele werden kontinuierlich 
auf der Website www.medien-
paedagogik-praxis.de/handbuch 
verffentlicht, die allen Inter-
essierten offen steht. Die Web-
site, die auch einen Praxis-Blog 
enthlt, bietet zudem freie Soft-
ware und freie Materialien aus 
den Bereichen Musik und Foto an. 
Die Praxisbeispiele  im Buch wie 

in der Online-Version  werden 
ausfhrlich beschrieben und sind 
durch Checklisten, Arbeitsmateri-
alien, Abbildungen etc. fr den 
Einsatz in der Bildungsarbeit auf-
bereitet. In die Buchausgabe wur-
de auerdem eine umfangreiche 
Einfhrung aufgenommen. Sie 
skizziert den Hintergrund (Medi-
enverhalten Heranwachsender, 
terminologische Fragen etc.), be- 
schftigt sich mit Grundlagen der 
Medienarbeit (Projektmethode, 
thematisches Arbeiten etc.) und 
gibt allgemeine Tipps fr die Bil-
dungspraxis.

Der Band von Anja Hartung (Pro-
fessur fr Medienpdagogik, Uni- 
versitt Leipzig), Achim Lauber 
(medienpdagogischer Theoreti-
ker und Praktiker) und Wolfgang 
Reimann (Medienwissenschaftli-
ches Seminar, Universitt Siegen) 
ist Bernd Schorb zum 65. Geburts-
tag gewidmet. Professor Schorb, 
der zuletzt als Hochschullehrer 
fr Medienpdagogik und Wei-
terbildung am Institut fr Kom-
munikations- und Medienwis-
senschaft der Universitt Leipzig 
wirkte, war lange Jahre (1974-
1994) Direktor des JFF und ist seit 
1994 dessen Vorsitzender. Schorb 
knpfte seinerzeit an die Arbei-
ten von Dieter Baacke an, der mit 
seinem handlungsorientierten 
Paradigma und mehrdimensio-
nalen Konzept der Medienkom-
petenz die medienpdagogische 
Entwicklung in Deutschland ma- 
geblich bestimmt hatte. Im An- 
schluss an Baacke setzte sich 
Schorb sowohl von einer be- 
wahrpdagogischen Linie, die 
lange Zeit die Vorstellung von 
Medienarbeit geprgt hatte, als 
auch von einem Zeitgeist-kompa-
tiblen bildungstechnologischen 
Ansatz ab. Fr das Projekt einer 
erneuerten, handlungsorientier- 
ten Medienpdagogik sah Schorb 
einen eigenstndigen wissen-
schaftlichen Klrungsbedarf. Dem- 
nach richtet, wie die Heraus- 
geber/-innen schreiben, medien- 

pdagogische Forschung ihr In-
teresse auf die Aufklrung der 
Strukturen des objektiven Me-
dienalltags und Medienhandelns, 
sowie auf den Aufweis von Bedin-
gungen, die die Subjekte zu einer 
mglichst weitgehenden Mitge-
staltung von medialen Kommu-
nikationsprozessen befhigen. 
(Hartung u. a. S. 11)

Dies impliziert ein Verstndnis 
von Medienpdagogik, das auch 
fr die politische Bildung Rele-
vanz besitzt. berschneidungen 
der beiden Praxisfelder werden 
in den 30 Beitrgen, die in der 
Hauptsache von Medienwissen-
schaftlern und -wissenschaftle- 
rinnen verfasst sind, immer wie-
der deutlich. Der erste Teil des 
Sammelbandes befasst sich mit 
dem wissenschaftlichen Status 
der Medienpdagogik. Diese ver- 
steht sich, Schorb zufolge, als 
Querschnittswissenschaft, daher  
werden etwa die Bezge zu 
Pdagogik, Soziologie und Kom-
munikationswissenschaft thema- 
tisiert. Der zweite Teil ist der Me- 
dienaneignungsforschung gewid-
met. Hier geht es unter anderem 
um die Anstze und Verfahren der 
empirischen Forschung, die bei 
der Analyse von Medienkonsum 
und -rezeption eine zentrale Rol-
le spielen. Im Blick sind dabei auch 
spezielle Zielgruppen, zum Bei-
spiel Kinder, Jugendliche und Fa-
milien. Der dritte Teil beschftigt 
sich mit Anstzen, Zugngen und  
exemplarischen Projekten der 
medienpdagogischen Praxis, 
bewegt sich aber mehr auf der 
theoretischen Ebene der Reflexi-
on und Begrndung praktischer 
Arbeit und will keine Handrei-
chung fr Praktikerinnen und 
Praktiker liefern. Neben der ak-
tiven Medienarbeit geht es hier 
auch um Medienerziehung und 
Jugendmedienschutz, die eher 
aus der bewahrenden, prohibiti-
ven Tradition stammen. Im Mit-
telpunkt des vierten Teils steht 
die medienpdagogische Lehre, 
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wobei der Schwerpunkt auf Er-
fahrungen liegt, die am Institut 
fr Kommunikations- und Medi-
enwissenschaft der Universitt 
Leipzig gesammelt wurden.

Beide Bnde zusammen liefern 
einen guten berblick ber Mg- 
lichkeiten und Probleme heutiger 
Medienarbeit: der erste Band mit 
seinen unmittelbar auf den Praxis- 
einsatz bezogenen Angeboten 
und Anregungen, der zweite mit  
der Diskussion konzeptioneller  
Fragen. Im Grundstzlichen gibt  
es bei beiden Publikationen eine  
groe inhaltliche bereinstim- 
mung; auch der Band von Rsch 

u. a. orientiert sich an einem Be-
griff von Medienkompetenz, in 
dem es nach Schorbs Formulie-
rung darum geht, sich Medien 
anzueignen, mit ihnen kritisch, 
genussvoll und reflexiv umzuge-
hen und sie nach eigenen inhalt-
lichen und sthetischen Vorstel-
lungen (...) zu gestalten (Rsch 
u.  a. S. 33). Direkte Fragen der 
politischen Bildung werden vor 
allem im Band von Hartung u. a. 
angesprochen, so etwa bei Ulrike  
Wagner und Maren Wrfel, die  
den Chancen und Grenzen poli-
tischer Partizipation unter den  
Bedingungen entgrenzter Medi-
enwelten nachgehen. Der Band  

resmiert die Entwicklung, die  
mit Baackes nderung des me- 
dienpdagogischen Paradigmas 
begann, und formuliert als aktu- 
ellen Stand eine Position, die 
auch die auerschulische politi- 
sche Bildung unterschreiben kann:  
Im Zentrum des neuen Paradig- 
mas steht der mndige Mensch 
als handelndes Subjekt, der Me- 
dien nicht ohnmchtig gegen- 
bersteht, sondern in der Lage 
ist, sie sich zu eigen zu machen. 
(Hartung u. a. S. 12)

Johannes Schillo

Sabine Handschuck/Hubertus Schrer: Interkulturelle Orientierung und ffnung. Theoretische Grund- 
lagen und 50 Aktivitten zur Umsetzung  Augsburg, 1. Auflage 2012, Ziel Verlag, 377 Seiten

Stellen Sie sich vor, (...) alle Men-
schen sind willkommen, werden 
mit Wertschtzung behandelt. 
(...) Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der sozialen Dienste 
sind empathisch, sensibel und 
aufmerksam im Umgang mit 
Vielfalt und Verschiedenheit. (...)  
So gelingt es in der Regel, in 
einem gleichberechtigten Aus-
tauschprozess die geeigneten Hil- 
fen fr die Rat suchenden Men-
schen auszuhandeln. (S. 9) Das 
ist  stark gekrzt  die Vision 
von Sabine Handschuck und Hu-
bertus Schrer. In diesem Sinne 
haben sie schon diverse Publi-
kationen verffentlicht und mit 
ffentlichen Verwaltungsstruktu- 
ren und Organisationen zusam-
mengearbeitet. Die aktuelle Ver- 
ffentlichung mchten sie ger- 
ne als eine Art Fazit ihrer lang- 
jhrigen Arbeit verstanden wis-
sen. 

Das Buch ist in zwei Teile geglie-
dert. Teil 1 widmet sich dem The-
ma Interkulturelle Orientierung 
und ffnung als sozialpolitischer 
Ansatz und als Organisationsent- 

wicklungsstrategie und Teil 2 
den Aktivitten zur Umsetzung 
interkultureller Orientierung und 
ffnung. 

Der erste Teil befasst sich aus- 
fhrlich mit konzeptionellen Hin- 
tergrnden. Begonnen wird mit 
der historischen Entwicklung der 
Konzepte, von Migrationspolitik 
hin zur Interkulturellen ffnung. 
Weiter geht es mit zehn Artikeln 
zu Schlsselbegriffen der inter-
kulturellen Arbeit. Behandelt 
werden hier Interkulturalitt, 
Kultur, Multikulturalitt  Inter- 
kulturalitt  Transkulturalitt, 
Kulturalisierung und Ethnisie-
rung, Diskriminierung, Alltagsras-
sismus, Reflexive Interkulturalitt, 
Interkulturelle Orientierung, In- 
terkulturelle ffnung und Inter- 
kulturelle Kompetenz. Dieser Ab- 
schnitt bietet einen gut lesbaren  
und leicht verstndlichen Einblick,  
hilft bei der Verortung eigener 
Prozesse und Entwicklungen fr 
Neueinsteiger/-innen und dient 
auch als Nachschlagewerk fr er-
fahrene Fachkrfte. Im folgenden 
Abschnitt werden die Begriffe 

und Konzepte von Cultural Main-
streaming hin zu Diversity Ma-
nagement behandelt. Die Auto-
rin/der Autor kritisieren hierbei, 
dass vielfach nur ein neuer Name 
eingesetzt wird fr dasselbe Ziel, 
in der Hoffnung, so mehr zu er-
reichen: Cultural Diversity, Diver- 
sity Management und Managing  
Diversity. Eine ausfhrliche Ge- 
genberstellung findet sich fr 
Interkulturelle ffnung und Di-
versity Management. 

Neben einer Darstellung der Ziele 
Interkultureller ffnung werden 
dann wesentliche Elemente inter-
kultureller ffnungsprozesse zur 
Organisationsvernderung vor-
gestellt. Hierzu gehren grundle-
gende Prinzipien ebenso wie Ele-
mente strategischer Steuerung.

Die letzten Abschnitte des ersten 
Teils sind dem aktuellen Stand 
der Entwicklung auf verschiede- 
nen Ebenen (Bund, Lnder, Wohl- 
fahrtsverbnde etc.) gewidmet. 
Acht Beispiele guter Praxis, die 
das Potential interkultureller Ver- 
nderungsprozesse hervorheben, 
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zeigen, dass es geht und wol-
len Mut machen.

Der zweite und wesentlich aus- 
fhrlichere Teil beschreibt kon-
krete Aktivitten, die im Rahmen 
von interkulturellen Orientie-
rungs- und ffnungsprozessen 
durchgefhrt werden knnen. 
Diese dienen denen als prakti-
sche Anleitung, die sich auf den  
Weg eines Vernderungsprozes- 
ses machen oder ihn begleiten. 
Hier finden weniger Erfahrene 
konkrete Ideen, ausfhrlich dar-
gestellt, so dass sie einfach um-
gesetzt werden knnen. Aber 
auch Fachkrfte bekommen neue 
Inspirationen und methodisch-
didaktische Untersttzung. Die 
Aktivitten sind in zehn Stufen  
eingeteilt: Zuerst kommen Auf- 
taktveranstaltungen. Hier wer- 
den fnf Methoden und Tages- 
ablufe dargestellt (Konferenz, 
Tafelrunde, Bistro Talk, Parcours 
und Fachtagung interkulturelle  
ffnung). Die Aktivitten kn- 
nen einzeln oder kombiniert ein- 
gesetzt werden, es gibt sehr ge-

naue Einschtzungen zu Zielen, 
idealer Teilnehmendenzahl, Dau-
er, Vorbereitung, Material, Ab-
lauf und Auswertung. Dann fol- 
gen Aktivitten zur Meinungs-
bildung, wie Abwgen, Stand-
punkt und Bewegung, Rollen-
bilder und persnliche Ziele, so- 
ziometrische Aufstellung und mo- 
derierte Informationsrunde. Im 
nchsten Abschnitt werden fnf 
Aktivitten rund um Beteiligung 
vorgestellt. Ziel hier ist zu zei-
gen, wie alle Beteiligten und Be-
troffenen mglichst gut in den 
Vernderungsprozess mit einbe-
zogen werden knnen.

Im Weiteren geht es um die Defi-
nition von Arbeitsbegriffen: Wo-
von reden wir berhaupt? Was ist 
Kultur? Worum geht es? Es fol-
gen Ideen, wie Leitbild und Visi-
on als Basis und Richtungsweiser 
fr den weiteren Prozess entwi-
ckelt werden knnen. Nachdem 
dann Bestandsaufnahme und ers- 
te Schritte im Prozess behandelt 
wurden, geht es weiter mit kon-
kreten Anleitungen, z. B. wie Zie- 

le, Standards und Indikatoren 
definiert und entwickelt werden 
knnen. Die Beschreibungen kn- 
nen als Vorlage und Leitlinien 
dienen und vereinfachen und 
strukturieren den Prozess. Inner- 
halb der Aktivitten gibt es im-
mer wieder Querverweise, wel-
che Aktion gut auf welche auf-
baut. Somit kann man aus einer 
breiten Auswahl ein passgenaues 
Angebot fr die Organisation 
und die eigenen Fhigkeiten als 
Begleiter/-in entwickeln. 

Weitere Themen sind Kommuni-
kation nach innen und auen, in-
terkulturelle Qualifizierung, Netz-
werkarbeit und Monitoring und 
Evaluation. Alles in allem also ein 
wirklich umfassendes Werk, ein 
Muss fr alle, die sich in inter-
kulturellen ffnungsprozessen 
befinden, oder sich auf den Weg 
machen. Das Buch kann als Kom-
pass und Landkarte dienen und 
ist dazu noch leicht verstndlich 
und praxisbezogen geschrieben.

Iris Bawidamann 

Termine

Die Agentur fr Europa, die Bun- 
deszentrale fr politische Bil-
dung, die Stiftung Mercator 
und die Europische Bewegung 
Deutschland e. V. veranstaltet 
vom 24. bis 25. Februar 2014 in  
Berlin (Tagungsort: Deutscher Spar-
kassen- und Giroverband Berlin) 
das Fachforum Europa unter dem 
Motto Europe, do it yourself! 

Die Veranstaltung richtet sich an 
Multiplikatorinnen und Multi-
plikatoren der europischen Ju-
gendarbeit und gibt Gelegenheit 
zum Austausch und politischem 
Diskurs. 

Weitere Informationen: 

http://www.netzwerk-ebd.de/aktivi-

taeten-projekte/fachforum-europa/ 

Anmeldung: 

https://www.jugendfuereuropa.de/

veranstaltungen/fachforum2014/

Vom 17. bis 18. Mrz 2014 findet 
im Maternushaus Kln eine in-
ternationale Veranstaltung zum  
Thema Europa auf der Kippe? 
Rechtspopulismus und Rechts-

Markt
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extremismus im Vorfeld der  
Europawahlen statt. Wissen-
schaftler/-innen sowie Journalis- 
tinnen und Journalisten aus Eu-
ropa und den USA werden die 
Entwicklung dieser Krfte skizzie-
ren und analysieren. Im Rahmen  
von Workshops werden Aspekte 
wie Antisemitismus, Antimusli- 
mismus, Antiziganismus und die 
zunehmende Ablehnung der Eu- 
ropischen Union und der euro- 
pischen Ideen aus der Perspek- 
tive verschiedener Lnder disku- 
tiert. Veranstalterin ist die Euro- 
pische Kommission, Regionalver- 
tretung in Bonn.

Weitere Informationen und  

Anmeldung: www.bpb.de

Die Bildungsmesse didacta wird 
vom 25. bis 29. Mrz 2014 in der 
Messe Stuttgart stattfinden. Sie 
bietet als eine der grten inter-
nationalen Bildungsmessen einen 
umfassenden Einblick in aktuel-
le Entwicklungen und mgliche 
Wege fr die Bildung der Zu-
kunft. Mehr als 900 Ausstellerin-
nen und Ausstellern werden sich 

prsentieren, ein umfangreiches 
Fortbildungsprogramm, Diskus-
sionen und Gesprchsangeboten 
mit Vertreter/-innen aus Politik, 
Wirtschaft, Wissenschaft und Ge-
sellschaft werden realisiert.

Weitere Informationen:  

www.didacta.de

Die Aktionstage Politische Bildung 
finden wieder vom 5. bis 23. Mai 
2014 in Deutschland, sterreich 
und der Schweiz statt. Ziel ist es, 
die vielfltigen Aktivitten, Pro-
jekte und Ideen der politischen 
Bildung sichtbar zu machen. Sie 
werden in Deutschland vom Bun-
desausschuss fr politische Bildung 
(bap), der Deutschen Vereinigung 
fr Politische Bildung (DVPB), der 
Bundeszentrale fr politische Bil-
dung (bpb) und den Landeszent-
ralen gemeinsam veranstaltet. Die 
Trger politischer Bildung sind auf-
gerufen, ihre in dieser Zeit statt-
findenden Veranstaltungen in die 
zentrale Datenbank einzugeben.

Weitere Informationen: http:// 

aktionstage-politische-bildung.net/

Der 15. Deutsche Kinder- und Ju-
gendhilfetag wird vom 3. bis 
5.  Juni 2014 unter dem Motto 
24/7 Kinder- und Jugendhilfe  
viel wert. gerecht. wirkungsvoll 
in Berlin organisiert. Neben der 
Fachmesse Markt der Kinder- 
und Jugendhilfe, auf der sich 
zahlreiche Ausstellerinnen und 
Aussteller der Kinder- und Ju-
gendhilfe vorstellen, wird es ei-
nen Marktplatz Europa geben, 
der einen zustzlichen internati-
onalen Schwerpunkt setzen wird. 
Hier werden sich Organisationen 
der europischen und internatio-
nalen Kinder- und Jugend(hilfe)
politik vorstellen. Der Fachkon-
gress des Kinder- und Jugendhil-
fetags wird mit vielen Vortrgen, 
Projektprsentationen und Work-
shops einen Austausch von Poli-
tik, Theorie und Praxis der Kinder- 
und Jugendhilfe ermglichen. 

Weitere Informationen und Anmel-

dung: www.jugendhilfetag.de/

Ausschreibung

Bis zum 20. Februar 2014 knnen 
Interessenbekundungen fr Vor- 
haben im Rahmen des Innova-
tionsfonds fr Projekte zur Fr- 
derung einer Eigenstndigen Ju-
gendpolitik eingereicht werden. 
Das Bundesministerium fr Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend 
ruft alle Trger der Kinder- und 
Jugendhilfe auf, sich mit inno- 
vativen Konzepten und Projekt-
ideen an einem Interessenbekun-
dungsverfahren zu beteiligen, 

um damit die Entwicklung ei- 
ner Eigenstndigen Jugendpolitik  
durch praxisnahe Beitrge in den 
Jahren 2014 und 2015 zu frdern. 
Die Frderhhe pro Vorhaben 
liegt zwischen 15.000 und 80.000 
Euro pro Jahr. Es sollen Impulse in 
verschiedenen Handlungsfeldern 
gesetzt werden und neue Heran-
gehensweisen in der Jugendpo-
litik und Jugendarbeit mit Hilfe 
konkreter Projekte zu inhaltli-
chen Schwerpunktthemen weiter 

verbreitet werden. Das Thema 
fr die politische Bildung lautet 
Demografischer Wandel. Der 
internationalen Arbeit ist das 
Thema Anerkennung der inter-
nationalen Jugendarbeit als nicht 
formales Bildungsangebot zuge-
wiesen.

Ausfhrlichere Informationen und  

Formulare: http://www.bmfsfj.de/  

BMFSFJ/Service/ausschreibungen, 

did=203142.html
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Zeitschriften zur politischen Bildung

Profession im Prozess ist das The- 
ma der Ausgabe 4/2013 der Zeit-
schrift Journal fr politische Bil-
dung, herausgegeben vom Bun-
desausschuss fr politische Bil-
dung. Es werden u.  a. folgende 
Aspekte aufgegriffen: Profession,  

Professionalisierung und Profes- 
sionalitt politischer Erwachse- 
nenbildung (Falk Scheidig); Wis-
sen und Knnen (Klaus-Peter Hu- 
fer und Barbara Menke), Po-
litische Jugendbildung wirkt 
(Achim Schrder und Team), 

Professionsverstndnis in der po-
litischen Jugendbildung (Klaus 
Waldmann).

Bezug der Zeitschrift:  

WOCHENSCHAU VERLAG, Adolf-Da-

maschke-Str. 10, 65824 Schwalbach/Ts.

Publikationen zur Jugendarbeit/Jugendbildung

Die letzten Ausgaben der Zeit-
schrift deutsche jugend widmen 
sich folgenden Themen: Haupt- 
und Ehrenamtliche in der Jugend-
arbeit (10/2013); Sex and drugs 
and ... (11/2013); Jugendliche 
Demokratiescouts in der Kommu-
ne (12/2013).

Bezug: Julius Beltz GmbH & Co. KG, 

Beltz Juventa, Werderstrae 10,

69469 Weinheim.

Schwerpunkt der Ausgabe 4/2013 
der Zeitschrift Kinder- und Ju-
gendschutz in Wissenschaft und 

Praxis, die von der BAG Jugend-
schutz herausgegeben wird, ist 
das Thema Sexuellem Kindes-
missbrauch prventiv begegnen.

Bezug: BAG Jugendschutz, 

Mhlendamm 3, 10178 Berlin;  

www.kjug-zeitschrift.de

Veröffentlichungen zur Erwachsenenbildung

Die von der Katholischen Bundes-
arbeitsgemeinschaft fr Erwach-
senenbildung herausgegebene 
Zeitschrift EB Erwachsenenbil-
dung plant fr den Schwerpunkt 
Heft 3/2013 das Thema Sterben, 
Tod, (Un)Endlichkeit und fr 
das Heft 4/2013 das Thema 
Friedenspdagogik  Krieg und 
Frieden.

Zeitschrift forum erwachsenen-
bildung, der Deutschen evangeli-
schen Arbeitsgemeinschaft fr Er- 
wachsenenbildung (DEAE e.  V.) 
widmet sich in der Ausgabe 
3/2013 dem Thema Familienbil-
dung: Realitten und Ansprche.

Bezug beider Zeitschriften:  

W. Bertelsmann Verlag,  

Auf dem Esch 4, 33619 Bielefeld,  

oder ber den Buchhandel

Die schweizerische Fachzeitschrift 
fr Weiterbildung EDUCATION 
PERMANENTE EP stellt in der Aus-
gabe 4/2013 das Thema Diplome, 
Zertifikate und Titel in das Zent-
rum ihrer Aufmerksamkeit. Nach-
weise, eher typische Merkmale 
des formalen Bildungssystems fin- 
den mehr und mehr Einzug im 
Bereich der Weiterbildung. Wel-
che Folgen hat das?

Bezug: Schweizerischer Verband  

fr Weiterbildung SVEB,  

Oerlikonstrae 38, CH-8057 Zrich

In der Ausgabe 4/2013 der Zeit-
schrift fr Weiterbildungsfor-
schung REPORT legt das Deut-
sche Institut fr Erwachsenenbil- 
dung den Schwerpunkt auf das 
Thema Erwachsenengerechte Di- 
daktik. Die DIE Zeitschrift fr 
Erwachsenenbildung feiert ihr 
20-jhriges Jubilum. In der Ju- 

bilumsausgabe, dem Heft 4/2013  
richtet sie den Blick auf den Er-
wachsenen in der Erwachsenenbil-
dung. Die Ausgabe 1/2014 nimmt 
das Thema Internationale Impulse 
fr die Erwachsenenbildung auf.

Bezug der Zeitschriften: W. Bertels-

mann Verlag, Auf dem Esch 4, 33619 

Bielefeld oder ber den Buchhandel

Das Magazin Dis.kurs, das vom 
Deutschen Volkshochschul-Ver-
band herausgegeben wird the-
matisiert in der Ausgabe 3/2013 
folgende Themen: Gemeinsam 
strker: Volkshochschulen und 
Hochschulen; Gemeinsam lernen: 
ein MOOC fr Volkshochschulen; 
Gemeinsam helfen: Weiterbil-
dung fr syrische Flchtlinge.

Bezug: Deutscher Volkshochschul-

Verband, Obere Wilhelmstrae 32, 

53225 Bonn.
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geordneten und den Fraktionen 
im EU-Parlament vergleichen.

http://www.myvote2014.eu/de

Die Abteilung Demokratie und 
Demokratisierung des Wissen-
schaftszentrums Berlin fr Sozi-
alforschung (WZB) hat im August 
2013 einen Blog Democracy & 
Democratization eingerichtet. 
Hier wird ber neue Forschungs-
ergebnisse berichtet und es wer-
den aktuelle Ereignisse (wie z. B. 
die Bundestagswahl) aus politik-
wissenschaftlicher Perspektive 
kommentiert. Beitrge werden in 
deutscher und englischer Sprache 
gepostet.

http://democracy.blog.wzb.eu/ 

Die Bundeszentrale fr politische  
Bildung (bpb) hat eine ber- 
sichtsseite eingerichtet, auf der 
sie ihr Engagement gegen Rechts-
extremismus dokumentiert. Dort 
findet man eine bersicht ber 
die Publikationen und sonstigen 
Angebote, Hinweise auf weitere 
online-Angebote, Veranstaltun-
gen und Projekte. Zudem wurden 
Videobeispiele eingestellt.

www.bpb.de/aktiv-gegen-

rechtsextremismus

Neues im Netz

griff und den Anforderungen in 
Lehr-Lern-Situationen auseinan-
der und zeigen an Modellen, wie 
Didaktik z. B. in der politischen 
Bildung genutzt werden kann.

Download: www.erwachsenenbil-

dung.at/magazin

Als Zeitschrift im Open Access-
Format erscheint seit Oktober 
2013 monatlich die Publikation  
Medienwelten  Zeitschrift fr 
Medienpdagogik. Sie will ein 
Forum fr theoretische und em- 
pirische Diskurse in der Medien- 
pdagogik und darber hinaus  
bieten. Themen der ersten drei  
Ausgaben sind Gouvernementa- 
litt, Anerkennung und Filmbil-
dung.

http://medienwelten.mp.ew. 

tu-dresden.de

Die Seite MyVote2014.eu hat sich 
zum Ziel gesetzt, im Vorfeld der 
Europawahlen 2014 eine Wahlhil-
fe zu EU-Themen anzubieten und 
besonders junge Menschen zu er-
mutigen, zur Europawahl zu ge-
hen. Die Besucher/-innen dieser 
Seiten knnen ihre Prferenzen 
als Whler/-innen bei den Europa-
wahlen 2014 angeben und diese 
mit den Ergebnissen von EU-Ab-

Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat 
mit dem Forum fr internatio- 
nale Politik ipg-journal eine Platt-
form geschaffen, die internatio- 
nale und europische Politik kom- 
petent beschreiben und kritisch 
interpretieren mchte. Neben den  
Rubriken Auen- und Sicher- 
heitspolitik, Soziale Demokra- 
tie, Europische Integration 
und Nachhaltigkeit, Energie und  
Klimapolitik wird ein monatli-
cher Schwerpunkt gesetzt, wie 
z.  B. die auenpolitischen Her-
ausforderungen der neuen Bun-
desregierung oder der Arabische 
Frhling. Dabei werden auch Stim-
men aus den verschiedenen Regio-
nen und Lndern eingefangen.

http://www.ipg-journal.de/

Das Bundesinstitut fr Erwachse- 
nenbildung sterreich und das 
Bundesministerium fr Unterricht, 
Kunst und Kultur hat eine neue 
Ausgabe des Magazin erwachse-
nenbildung.at (Meb) herausge-
geben. Es hat den Titel: Didaktik 
im Spiegel. Das Ringen um den 
Kern der Professionalitt und 
ist kostenlos abrufbar. 16 Auto-
rinnen und Autoren aus Wissen-
schaft und Praxis setzen sich aus 
verschiedenen Perspektiven mit 
dem didaktischen Denken und 
Handeln, mit dem Kompetenzbe-

Einige ausgewählte Internetseiten zum thematischen Schwerpunkt  
„100 Jahre 1. Weltkrieg“

Das Fachportal Clio-online ist ein 
Kooperationsprojekt verschiede-
ner historischer Institute, das der 
Vielschichtigkeit und Komplexitt 
des Themas gerecht werden will. 
Spezialsammlungen und Litera-
turdatenbanken sowie Verzeich-
nisse zu Internetressourcen und 

Institutionen bieten einen Zugriff 
auf Forschung, Publikationen und 
zahlreiche weitere Materialien.

www.erster-weltkrieg.clio-online.de

Ein Lebendiges Museum online 
des Deutschen Historischen Mu-
seums (DHM) in Berlin bietet eine 
Informationsplattform zur Ereig-
nis- und Strukturgeschichte des 
Ersten Weltkriegs.

http://www.dhm.de/lemo/html/wk1/
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Als Filmportal und Datenbank 
european film gateway 1914 
bietet diese Seite Filme und wei-
teres Material zum Ersten Welt-
krieg aus europischen Film- und 
Medienarchiven und -organisati-
onen.

http://project.efg1914.eu/ 

An der Freien Universitt ent-
steht eine Online-Enzyklopdie 
zum Ersten Weltkrieg mit inter-
nationalen Verffentlichungen. 
Sie will den Geschehnissen auf 
der ganzen Welt gerecht werden. 
Die Seite grndet auf einem Netz-
werk von mehr als 1.000 interna-
tionalen Fachleuten. Die Inhalte 
sind ab 2014 frei zugnglich.

http://www.1914-1918-online.net

Wir bleiben dabei: Frieden 
schaffen ohne Waffen!  1914-
2014 100 Jahre Erster Weltkrieg 
ist Blog, Quellen- und Linksamm-
lung und Veranstaltungsplatt-
form des Netzwerk 2014, in 
dem sich verschiedene Organisa-
tionen der Friedensbewegung, 
Gewerkschaften etc. zusammen-
geschlossen haben.

www.1914-2014.eu
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Die Fachzeitschrift Auerschulische 
Bildung ...

	 trgt zur fachlichen und wissen-
schaftlichen Reflexion der Praxis 
politischer Jugend- und Erwachse-
nenbildung bei. 

	 strkt die Professionalitt pdago-
gischen Handelns.

	 nimmt aktuelle und relevante The-
men aus Politik und Gesellschaft in 
den Blick und bereitet sie fr die 
politische Bildung auf.

	 macht Beispiele der Bildungsarbeit 
ffentlich und ist ein Schaufenster 
des Arbeitsfelds.

	 setzt theoretische und fachliche 
Diskussionen in Beziehung und 
macht die Diskurse in der Professi-
on und den wissenschaftlichen Be- 
zugsdisziplinen jeweils miteinan-
der bekannt.

	 stellt Methoden der politischen Bil-
dung vor.

	 prsentiert neue fachbezogene 
Publikationen und Medienproduk-
te und schtzt diese in ihrer Rele-
vanz fr die Bildungsarbeit ein.

	 berichtet ber bildungs- und ju-
gendpolitische Entwicklungen in 
Bund und Lndern.

	 verbreitet Nachrichten aus dem 
AdB und anderen Fachverbnden.
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